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Einleitung 


Das  Königreich  Sachsen  gilt  mit  Recht  als  das  Industrieland 
xut  i^oyrv  des  Deutschen  Reiches.  Nach  der  Berufs-  und  Gewerbe- 
zählung von  1895  entfielen  von  100  Erwerbstätigen  58%  auf  die 
Industrie,  während 


in  Württemberg  . 

„ Preußen  . . . 

„ Bayern  . . . 

im  Deutschen  Reich 


nur  35  % 
„ 38,7  „ 


auf  dieselbe  kamen.  Bei  weitem  die  erste  Stelle  nimmt  in  Sachsen 
die  Textilindustrie  ein.  Beschäftigt  sie  doch  mehr  als  1/4i  aller  Textil- 
arbeiter und  befinden  sich  in  ihr  mehr  als  1/3  aller  Textilbetriebe 
Deutschlands. 

Die  Textilindustrie  in  Verbindung  mit  der  Volksdichtigkeit  geben 
Sachsen  das  Gepräge.  Auf  1 qkm  entfallen  hier  300,3  Einwohner 
nach  dem  Ergebnis  der  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1905.  Von 
den  614714  Arbeitern  in  Fabriken  und  diesen  gleichgestellten  Anlagen 
kommen  auf  die  Textilindustrie  214140,  also  mehr  als  V31). 

Eine  noch  dichtere  Bevölkerung  und  eine  noch  stärkere  In- 
anspruchnahme menschlicher  Arbeitskräfte  seitens  der  Textilindustrie 
finden  wir  in  der  Kreishauptmannschaft  Zwickau. 

Dieselbe  hatte  nach  der  Zählung  vom  1.  Dezember  1905  auf 
2548,01  qkm  799  204  Einwohner2).  Es  kamen  auf  1 qkm  313,6  Ein- 
wohner. Während  das  Königreich  seit  der  Volkszählung  vom  1.  De- 
zember 1900  eine  Bevölkerungszunahme  von  7,04%  hatte,  verzeichnet 
die  Kreishauptmannschaft  Zwickau  eine  solche  von  9,85%.  Von  den 
134  770  Arbeitern  in  Fabriken  und  diesen  gleichgestellten  Anlagen 
absorbiert  die  Textilindustrie  77  HO3).  Von  allen  5 Kreishauptmann- 
schaften weist  Zwickau  die  bei  weitem  größte  Anzahl  von  Textil- 
arbeitern auf. 


1 ) Stat.  Jahrbuch  für  das  Königreich  Sachsen  1906. 

2)  Zeitschrift  des  Kgl.  Sachs.  Stat.  Landesamtes,  1.  Heft,  1906. 

8)  Jahresbericht  der  Kgl.  Sachs.  Gewerbeinspektoren  1905,  S,  364  ff. 
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Aus  diesen  wenigen  Angaben  geht  hervor,  welch  ein  bedeutender 
sozialer  Faktor  die  einheimische  Textilindustrie  für  die  Kreishaupt- 
mannschaft Zwickau  ist.  Sie  beeinflußt  alles  soziale  und  ökonomische 
Leben;  das  Wohl  und  Wehe  der  Bevölkerung  hängt  von  ihr  ab. 

Für  den  Nationalökonomen,  den  Sozialpolitiker  muß  es  von  be- 
sonderem Werte  sein,  das  große  Heer  der  Lohnarbeiter  dieser  Indu- 
strie und  seine  ökonomische  und  soziale  Lage  zu  studieren.  Treten 
doch  in  einem  so  ausgesprochenen  Industriezentrum,  wie  es  die 
Kreishauptmannschaft  Zwickau  infolge  des  Umfanges  der  Textilindu- 
strie darstellt,  die  spezifischen  Momente  unserer  modernen  Produk- 
tionsmethode sozusagen  potenziert  zutage.  Und  wenn  irgendwo,  so 
wird  man  in  solchen  Industriezentren  nicht  nur  die  allgemeine  Lage 
der  Lohnarbeiter  im  besonderen  Maße  studieren  können,  sondern 
man  findet  hier  auch  Gelegenheit,  am  intensivsten  alle  die  Bestre- 
bungen und  Einrichtungen  kennen  zu  lernen  und  ihre  Wirkungen 
festzustellen,  die  im  Hinblick  auf  die  Eigenart  des  Standes  der  Lohn- 
arbeiter getroffen  sind.  Die  Bestrebungen  und  das  Wirken  der  sozialen 
Reform  kann  man  hier  so  am  besten  verfolgen.  Aber  nicht  nur  das. 
Überall  stoßen  sich  die  Gegensätze  hart  im  Raume,  und  so  ist  auch 
Gelegenheit  geboten,  in  gleich  wirkungsvoller  und  augenfälliger  Weise 
Kräfte  wirken,  Stimmungen  und  Strömungen  eintreten  zu  sehen,  die 
der  sozialen  Reform  entgegen  nur  hinderlich  sind.  Es  wird  unter 
diesem  Gesichtspunkte  berechtigt  sein,  gewisse  Erscheinungen  und 
Tendenzen  als  bedeutsam  auch  für  die  Allgemeinheit  hinzustellen 
und  demzufolge  das  für  den  Bezirk  gewonnene  Urteil  auf  einen 
größeren  Kreis  zu  übertragen,  anderseits  Externes,  wenn  nötig,  zur 
Betrachtung  der  Verhältnisse  im  behandelten  Bezirk  heranzuziehen. 

Es  ist  nicht  möglich,  im  Rahmen  dieser  Arbeit  die  ökonomische, 
soziale  und  sittliche  Lage  nach  allen  volkswirtschaftlich  bedeutsamen 
Gesichtspunkten  zu  betrachten.  Jedoch  ist  versucht  worden,  die 
gerade  heute  im  Mittelpunkt  des  Interesses  und  der  genannten  Be- 
strebungen stehenden,  am  dringlichsten  erscheinenden  Momente  zur 
gemeinsamen  Betrachtung  zu  bringen.  Die  Bevölkerungsstatistik  ist 
hier  nicht  behandelt  worden,  da  Untersuchungen  dieser  Art  erst  von 
Wert  sind,  wenn  sie  sich  auf  einen  größeren  Kreis  erstrecken  und 
als  solche  vorliegen.  Auf  die  Arbeiterversicherung  ist  nicht  einge- 
gangen worden,  weil  deren  Erhebungen  in  den  Veröffentlichungen 
zur  Hand  sind.  Schließlich  ist  auch  auf  die  moralischen  Qualitäten 
der  Textilarbeiter,  soweit  diese  durch  den  Beruf  beeinflußt  werden, 
nicht  Bezug  genommen,  wenngleich  die  Bedeutung  dieses  Momentes 
keineswegs  verkannt  wird.  Dieses  Gebiet  hängt  mit  der  Bevölkerungs- 
statistik eng  zusammen,  die  Erscheinungen  nach  dieser  Richtung 
sind  auch  größtenteils  dem  ganzen  Heere  der  Industriearbeiter  ge- 
meinsam und,  soweit  sie  eben  speziell  für  diese  Klasse  gelten,  eine 
Folge  ihrer  materiellen  Lebenslage.  Dagegen  ist  es  versucht  worden, 
besonders  die  Wirkung  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  des  Titels  VII 


9 


der  Gewerbeordnung  auf  die  hiesigen  Textilarbeiter  zu  verfolgen,  wie 
er  in  seiner  neuen  Fassung  unter  Berücksichtigung  der  infolge  der 
Initiative  des  Kaiserlichen  Erlasses  vom  4.  Februar  1890  gefaßten  Be- 
schlüsse der  vom  15.  bis  29.  März  1890  in  Berlin  tagenden  internatio- 
nalen Konferenz  unter  dem  1.  Juni  1891  Gesetz  geworden  ist. 

Die  Kreishauptmannschaft  Zwickau  umfaßt  die  Amtshauptmann- 
schaften Auerbach,  Ölsnitz,  Plauen,  Schwarzenberg  und  Zwickau  und 
die  Gewerbeinspektionsbezirke  Aue,  Plauen  und  Zwickau.  Sie  deckt 
sich  mit  dem  Bereich  der  Handelskammer  Plauen  und  umschließt 
geographisch  das  Vogtland  (sächsische)  und  dessen  Ausläufer  bis 
Zwickau  hin.  Dazu  kommt  noch  ein  kleiner  Grenzbezirk  des  west- 
lichen Erzgebirges. 

Das  Material  zu  dieser  Arbeit  lieferten  neben  einer  Reihe  fach- 
wissenschaftlicher Werke  zum  geringen  Teil  die  Berichte  der  Gewerbe- 
inspektionsbeamten zu  Aue,  Plauen  und  Zwickau.  Doch  begnügen 
sich  diese  mit  seltener  Ausnahme  damit,  einfach  die  Tatsachen  zu 
konstatieren,  vielfach  in  einseitiger  Weise.  An  einer  Darlegung  der 
psychologischen  und  sozialen  Motive,  der  Kausalzusammenhänge  fehlt 
es.  Es  ist  mehr  eine  Aneinanderreihung  trockener  Notizen,  eine 
Fläche  ohne  Perspektive,  ohne  Licht  und  Schattengebung.  Wichtiger 
waren  die  Berichte  der  Handelskammer,  da  in  ihnen  der  wirtschaft- 
liche Boden,  auf  dem  die  Textilarbeiter  stehen,  nach  allen  Richtungen 
beleuchtet  wird.  Über  die  Arbeiterlage  selbst  sprechen  sich  diese 
Berichte  nur  sporadisch  und  lakonisch  aus.  Aus  den  Kommissions- 
anträgen und  Handelskammerbeschlüssen  konnte,  soweit  sie  sich  auf 
die  Lage  der  gewerblichen  Arbeiter  bezogen,  auf  die  Anschauungen 
der  durch  die  Handelskammern  vertretenen  Unternehmerkreise  ge- 
schlossen werden. 

Viel  brauchbares  Material,  wenn  auch  einseitig  und  daher  vor- 
sichtig zu  gebrauchen,  boten  die  Arbeitgeber  und  -nehmer,  sowie 
die  Gewerkschaftsblätter,  ferner  die  Berichte  der  Unternehmervereine 
und  Gewerkschaften.  Die  Hoffnung  der  Sozialpolitiker,  mit  Hilfe  der 
Gewerkschaften  umfassende  Statistiken  zu  erhalten,  hat  sich  bisher, 
wenigstens  in  der  Textilindustrie,  noch  nicht  erfüllt.  Grund  ist  die 
Abneigung  der  Arbeiter,  jemandem  Einblick  in  ihre  Verhältnisse  zu 
gewähren;  dem  Versuch  der  Gewerkschaften  gegenüber  wirkt  sofort 
die  Vermutung  höherer  Beitragssätze. 

Den  tiefsten  Einblick  in  die  Arbeiterverhältnisse  gewährte  jedoch 
ein  intensives  Studium  an  Ort  und  Stelle  sowie  zahlreiche  Anfragen 
an  Behörden,  Unternehmervereine,  Einzelunternehmer,  Gewerk- 
schaften usw.  Erst  dadurch  wurde  es  möglich,  das  sich  bietende 
Material  in  objektiver  Weise  bei  der  Darstellung  zu  benutzen. 
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Allgemeines. 

Bevor  wir  uns  der  Lage  der  Textilarbeiter  zuwenden,  erscheint 
es  angebracht,  gewisse  allgemeine  Verhältnisse  klarzulegen,  die  von 
besonderem  Einfluß  auf  die  Industrie  gewesen  sind,  mit  deren  Arbeitern 
wir  uns  im  folgenden  beschäftigen  werden,  und  einen  kurzen  Über- 
blick über  die  verschiedenen  Produktionszweige  und  Produkte  zu 
geben,  erstere  geographisch  zusammenzufassen  und  daran  eine  Be- 
trachtung der  Größen  — und  Betriebsverhältnisse  anzuschließen. 

Eine  besondere  Bedeutung  für  die  Entwicklung  der  Textilindustrie 
des  Bezirks  hat  frühzeitig  die  alte  Reichsstraße  (Haupt-  und  Neben- 
gleite) gewonnen,  die,  die  Levante  mit  dem  Norden  verbindend,  von 
Süddeutschland  über  Augsburg,  Nürnberg,  Hof,  Reichenbach  i.  V.  nach 
Leipzig  und  Norddeutschland  führte. 

Die  vielerlei  Anregung,  die  der  Durchgangsverkehr,  der  sich 
hauptsächlich  auf  Textilerzeugnisse  beschränkte,  gab,  mußte  hier  auf 
um  so  geeigneteren  Boden  fallen,  als  die  Ergiebigkeit  des  Erzberg- 
baues, der  bei  dem  Mangel  genügenden  landwirtschaftlichen  Bodens 
den  Reichtum  des  Landes  ausmachte,  allmählich  versiegte. 

Die  einheimische  Bevölkerung  erreichte  es  denn  auch  immer 
mehr,  die  Herstellung  der  bis  dahin  durchgeführten  Produkte  sich 
zu  eigen  zu  machen  und , vielfachen  Anregungen  des  Auslandes 
folgend,  selbständig  weiter  zu  entwickeln. 

Begünstigt  wurde  dieser  Aufschwung  durch  die  vorhandenen 
ausgedehnten  Wiesen  des  Vogtlandes , die  eine  große  Schafzucht 
gestatteten. 

Noch  günstiger  mußte  sich  das  Textilgewerbe  beim  Beginn  der 
modernen  Wirtschaftsperiode  entwickeln,  wo  unter  dem  Einfluß  des 
erleichterten  Verkehrs  und  Gedankenaustausches  ein  inniger  wirtschaft- 
licher und  geistiger  Konnex  zwischen  dem  Vogtlande  und  seinen 
Nachbarländern  Bayern  und  Österreich,  ja  der  wirtschaftlich  ver- 
wandten Schweiz  eintrat,  dessen  befruchtende  Wechselwirkungen  noch 
jetzt  von  höchster  Bedeutung  sind  und  bei  dem  Unternehmertum,  das 
Vielseitigkeit  und  Anpassungsfähigkeit  mit  hoher  kaufmännischer 
Intelligenz  verbindet,  größtes  Verständnis  finden. 

Die  vollste  Ausnutzung  dieser  Anregungen  und  seiner  günstigen 
Lage  im  Herzen  Deutschlands  und  den  Übergang  zur  immer  intensiveren 
Produktionsmethode  ermöglichte  der  Textilindustrie  des  Vogtlandes 
die  Nähe  des  Zwickauer  Kohlenbeckens. 

Wenden  wir  uns  nunmehr  der  Industrie  selbst  zu. 

Die  Wollindustrie  ist  mit  allen  Stufen  der  Wollverarbeitung  stark 
vertreten  im  unteren  Vogtland  und  seinen  Ausläufern.  Wir  finden 
Wollwäschereien,  Karbonisieranstalten  in  Ober-,  Unterheinsdorf  und 
Lengenfeld,  Wollkämmereien,  Kamm-  und  Streichgarnspinnereien  in 
Reichenbach,  Mylau,  Lengenfeld  und  Kirchberg. 
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Die  Spinnerei  von  Kunstwollgarnen  ist  im  Bezirk  nur  un- 
bedeutend. 

Die  Wollweberei  hat,  soweit  sie  Kammgarnprodukte,  Kleiderstoffe 
für  Herren  und  Damen,  indische  Schals,  Luftmusseline,  liefert,  ihren 
Sitz  im  Mylau-Netzschkau-Reichenbacher  Industriebezirk  und  Elster- 
berg. — Die  Buntweberei  ist  in  Pausa  und  Ölsnitz,  die  Fabrikation 
von  Schals  und  Tüchern  in  Treuen  zu  Hause. 

Neben  der  Herstellung  von  Kammgarnwaren  ist  der  Hauptzweig 
der  Wollweberei  die  Fabrikation  von  Tuchen  und  Buckskins  in  den 
Webereien  in  Kirchberg,  Werdau  und  Crimmitschau  und  die  Herstellung 
billiger  Streichgarnwaren,  wie  Tuche,  Flanelle,  Damenkleider-  und 
Konfektionsstoffe  in  Reichenbach,  Filztuche  in  Lengenfeld  und  Rodewisch. 

Der  großen  Bedeutung  der  Wollindustrie  entsprechend  sind  die 
Bleichereien,  Färbereien  und  Druckereien  von  Wolle,  Wollgarnen  und 
Wollgarnwaren,  die  teilweise  als  selbständige  Betriebe,  teilweise  in 
Verbindung  mit  Spinnerei  und  Weberei  erscheinen. 

Das  Gebiet  der  Baumwollindustrie  ist  das  mittlere  Vogtland. 
Diese,  jetzt  noch  in  Zwickau  und  Adorf,  hat  als  Baumwollspinnerei  ver- 
loren. Dagegen  hat  sich  die  Zwirnerei  und  Weberei  von  ihrem  Mittel- 
punkt Plauen  in  außerordentlicher  Vielseitigkeit  der  produzierten 
Waren  immer  mehr  über  das  Vogtland  verbreitet.  Besonders  werden 
glatte  und  einfach  gemusterte  Gewebe  hergestellt,  wie  Köper,  rohe 
Kattune,  Nessel,  Rollbooks,  Futtermusseline,  Battist,  Mull,  Musseline, 
Flanelle,  Fancy,  Hemdenstoffe,  Bettücher,  Schlafdecken,  Futtergaze, 
Verbandstoffe  u.  a.  m. 

Einen  großen  Aufschwung  hat  in  dem  letzten  Jahrzehnt  die 
Kongreßstoffweberei  in  Plauen,  Falkenstein,  Grünbach  und  Ölsnitz 
genommen. 

Ferner  sind  hier  zu  nennen  die  neueren  Industrien  der  Fabri- 
kation von  Tüll,  gewebter  Spitzen  und  gewebter  Gardinen,  mit  dem 
Sitz  in  Schneeberg,  Plauen,  Auerbach,  Ölsnitz  und  Zwickau,  die 
alle  drei  einer  starken  Ausdehnung  fähig  erscheinen. 

Die  Bleicherei-,  Färberei-,  Druck-  und  Appreturanstalten,  deren 
Aufgabe  die  Fertigstellung  der  Baumwollwaren  und  die  Ausrüstung 
der  Gardinen  und  Spitzen  ist,  stehen  im  mittleren  Vogtland  in  hoher 
Blüte.  Dieselben  arbeiten  auch  sehr  viel  für  das  Ausland. 

Die  Hanf-  und  Juteindustrie  domiziliert  in  Ölsnitz  und  Treuen, 
die  Seidenindustrie,  die  nur  im  geringen  Umfange  vorhanden,  in 
Elsterberg. 

Last  not  least  kommen  wir  nun  noch  zur  Spitzen-  und  Stickerei- 
industrie. Für  diese  ist  das  Vogtland  das  einzige  große  Produktions- 
Zentrum  innerhalb  des  Deutschen  Reiches1).  Wenngleich  ihre  Anfänge 
schon  fast  100  Jahre  zurückliegen,  so  nahm  dieselbe  doch  erst  einen 
größeren  Aufschwung,  als  man  dazu  überging,  im  größeren  Umfang 


*)  H.  K.  B.  1901,  S.  180, 
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die  in  der  Schweiz  und  dem  Elsaß  benutzte  Stickmaschine  einzu- 
führen (zuerst  1857).  Seit  Mitte  der  achtziger,  im  größeren  Maßstabe 
seit  Mitte  der  neunziger  Jahre  kam  die  Schiffchenstickmaschine  auf, 
im  Gegensatz  zu  der  nun  die  alte  „Handstickmaschine“  genannt 
wurde.  Seit  jener  Zeit  sind  in  immer  rapider  steigendem  Maße  Schiffchen- 
maschinen angeschafft  worden,  immer  mehr  Arbeitskräfte,  besonders 
weibliche,  wenden  sich  ihnen  zu. 

Wenn  dieser  Entwicklungsgang  nun  auch  aus  mancherlei  Gründen 
zu  begrüßen  ist,  so  hat  das  Anschwellen  der  Zahl  der  Schiffchen- 
maschinenstickereibetriebe dennoch  Schäden  gezeitigt , die,  wenn 
auch  zunächst  mehr  kaufmännischer  Natur,  doch  ihre  Rückwirkung 
auf  die  Lage  der  Arbeiter  üben  und  geeignet  sind,  die  günstige  Ent- 
wicklung dieser  hochwichtigen  Industrie  und  damit  die  bedingten 
Arbeiterverhältnisse,  besonders  bei  einem  Nachlassen  der  jetzigen 
Hochkonjunktur,  zu  erschweren. 

Infolge  des  saisonartigen  Charakters  hat  sich  in  der  Schiffchen- 
maschinenstickerei ein  sehr  starkes  Zwischenmeistersystem  heraus- 
gebildet. Wir  haben  zu  unterscheiden: 

1.  den  Lohnsticker, 

2.  den  Schiffchenmaschinenbesitzer  als  Einzelsticker, 

3.  den  Schiffchenmaschinenbesitzer  als  Zwischenmeister, 

4.  den  Fabrikanten  ohne  eigene  Maschinen, 

5.  den  Fabrikanten  mit  eigenen  Maschinen. 

Der  Lohnsticker,  der  Arbeiter,  arbeitet  entweder  bei  dem 
Fabrikanten,  der  eigene  Maschinen  hat,  oder  an  der  Maschine  des 
Zwischenmeisters  gegen  Lohn. 

Der  Schiffchenmaschinenbesitzer  als  Einzelsticker  stickt  an  eigener 
Maschine,  die  etwa  2000  bis  3000  M.  kostet,  für  einen  Fabrikanten 
gegen  eine  bestimmte  Summe  pro  1000  Stich,  von  der  er  auch  das 
Garn  und  die  Unkosten  (Hilfsarbeiterin,  Licht,  Miete  u.  a.  m.)  bezahlt. 

Der  Schiffchenmaschinenbesitzer  als  Zwischenmeister  arbeitet 
zuweilen  mit  an  einer  seiner  Maschinen,  wenn  er  nur  wenige  besitzt. 
Ist  er  größerer  Unternehmer,  es  gibt  deren  mit  20  Maschinen,  nicht. 
Ein  solch  größerer  Unternehmer  läßt  die  Arbeiter  an  seinen  Ma- 
schinen für  einen  oder  mehrere  Fabrikanten  arbeiten.  Er  sorgt  für 
die  Aufträge  seitens  der  Fabrikanten,  von  denen  er  den  gleichen 
Lohn  wie  der  Einzelsticker  pro  1000  Stich  bekommt,  kauft  das  Garn 
und  entlohnt  seine  Lohnsticker  und  Hilfsarbeiter. 

Dieses  Zwischenmeistersystem  hat  nun  außerordentliche  Ubel- 
stände  gezeitigt.  Da  der  Zwischenmeister,  wie  wir  gesehen  haben, 
die  Maschinen  und  das  Garn  liefert,  so  ist  der  Stickereifabrikant  in 
der  Lage,  mit  sehr  wenig  Kapital  ein  Geschäft  zu  beginnen.  Diese 
Möglichkeit  wird  noch  erleichtert  dadurch,  daß  den  Fabrikanten  häufig 
und  in  weitgehendster  Weise  von  den  Zwischenmeistern  Kredit  ge- 
währt wird.  Als  Folge  dieser  Verhältnisse  ist,  besonders  beim  Ab- 
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flauen  der  Konjunktur,  die  Schmutzkonkurrenz  geradezu  groß  gezogen 
worden.  Denn  diese  kleinen  Fabrikanten  müssen  unter  allen  Um- 
ständen verkaufen,  und  wenn  zu  Schleuderpreisen,  was  wiederum 
ein  Sinken  der  Verkaufspreise  zur  Folge  hat.  Eine  Begleiterscheinung 
dieser  Umstände  ist  es,  daß  viele  dieser  Fabrikanten  wirtschaftlich 
ruiniert  werden1). 

Ähnlich  verhält  es  sich  mit  den  Lohnmaschinenbesitzern.  Denn 
bei  Hochkonjunktur  werden  die  Maschinen  massenhaft  vermehrt. 
Beim  Sinken  fehlt  es  einem  großen  Teil  der  Maschinen  an  Arbeit. 
Um  den  Betrieb  nun  aufrecht  zu  erhalten,  sind  dann  die  wenig  kapital- 
kräftigen Lohnmaschinenbesitzer,  und  das  ist  die  Regel,  unter  allen 
Umständen  gezwungen,  alle  Aufträge  anzunehmen,  was  ein  gegen- 
seitiges Unterbieten  der  Sticklöhne  zur  folge  hat.  Bleiben  auch 
dann  noch  die  Aufträge  aus,  arbeiten  die  Lohnmaschinenbesitzer 
auf  eigene  Rechnung  und  bieten  ihre  Fabrikate  zu  den  niedrigsten 
Preisen  an2). 

Da  diese  nun  erfahrungsgemäß  eine  höhere  Bezahlung  von  den 
Fabrikanten  nicht  erlangen  können,  letztere  vielmehr  jede  Gelegenheit 
benutzen,  bisweilen  unter  Benutzung  wenig  schöner  Mittel,  euphe- 
mistisch ausgedrückt  (Stichregulativ),  die  Bezahlung  den  Lohn- 
maschinenbesitzern gegenüber  herabzumindern,  so  suchen  diese  unter 
dem  Zwange  des  immer  schärfer  werdenden  Konkurrenzkampfes,  die 
Löhne  nach  untenhin,  das  heißt  den  Arbeitern  gegenüber  zu  drücken. 
Die  Stetigkeit  der  Arbeitereinkommen  wird  dadurch  in  schwer  schädi- 
gender Weise  beeinträchtigt.  Verstärkt  wird  dieser  Übelstand  noch 
besonders  dadurch,  daß  die  Löhne  weder  der  Sticker  noch  der 
Hilfsarbeiter  für  die  gleiche  Arbeit  überall  gleich  sind,  sondern  im 
Gegenteil  stark  variieren,  was  um  so  ungerechtfertigter  erscheint,  als 
die  Entlohnung  der  Zwischenmeister  seitens  der  Fabrikanten  viel 
gleichmäßiger  ist. 

Wenn  auch  der  Saisoncharakter  der  Industrie,  die  Abhängigkeit 
von  den  geringsten  Schwankungen  der  Mode,  die  Konjunkturen  im 
dauernden  Wechsel  hält,  so  ist  dennoch  zu  hoffen,  daß  es  gelingt, 
die  daraus  resultierenden  Übelstände  zu  mindern.  Es  kann  hier  nicht 
der  Ort  sein,  auf  die  dahin  gehenden  Bestrebungen  des  Fabrikanten- 
vereins und  der  1903  gegründeten  Vereinigung  von  Lohnmaschinen- 
besitzern, auf  das  Stich-  und  Zählregulativ,  das  Schiedsgericht  ein- 
zugehen. Doch  möge  der  Hoffnung  Ausdruck  verliehen  werden, 
daß  der  Zweck,  die  Spitzenindustrie  auf  eine  gesündere  Basis  zu 
stellen,  erreicht  werden  möge.  Andernfalls  ist  eine  Krise  in  abseh- 
barer Zeit  unvermeidlich. 

Uber  die  Größenverhältnisse  und  die  Besetzung  der  einzelnen 
Textilzweige  gibt  der  hinten  angefügte  tabellarische  Überblick  Aus- 


1)  H.  K.  B.  1902,  S.  177. 

2)  H.  K.  B.  1904,  S.  207. 
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kunft,  wie  er  für  den  Handelskammerbezirk  nach  der  Arbeiterzählung 
vom  1.  Mai  1905,  aufgestellt  worden  ist. 

Aus  der  Tabelle  ist  besonders  der  hohe  Beschäftigungsgrad 
weiblicher  Arbeitskräfte  zu  erkennen.  So  finden  wir  in  der  Spinnerei 
fast  doppelt  soviel  weibliche  Arbeiter  als  männliche,  einen  hohen 
Prozentsatz  machen  die  weiblichen  Arbeiter  auch  in  der  Kammgarn- 
und  Vigogneindustrie  aus;  in  letzterer  auch  eine  besonders  starke 
Inanspruchnahme  jugendlicher  Arbeiter. 

In  der  Weberei  ist  die  Anteilnahme  beider  Geschlechter  eine 
gleichmäßigere,  nur  in  der  Teppich-,  Gardinen-  und  Spitzenweberei 
werden  im  stärkeren  Maße  männliche  Arbeiter,  in  der  Baumwoll- 
weberei weibliche  Arbeiter  herangezogen. 

Die  Stickerei-  und  Spitzenindustrie  dagegen  beschäftigt  die 
doppelte  Anzahl  von  weiblichen  Arbeitskräften  und  2500  Jugendliche. 

Was  die  Größenverhältnisse  der  Textilbetriebe  anbetrifft,  so 
finden  wir  in  der  Spinnerei  92  Großbetriebe  (mit  über  50  Arbeitern) 
mit  13941  Arbeitern,  während  in  den  Klein-  und  Mittelbetrieben  (1 — 5 
resp.  6 — 50  Arbeiter)  nur  1874  Arbeiter  in  96  Betrieben  Beschäftigung 
finden. 

In  der  Weberei  zeigt  die  Tabelle  175  Großbetriebe  mit  25974  Ar- 
beitern, auf  die  Klein-  und  Mittelbetriebe  entfallen  130  Betriebe  mit 
2935  Arbeitern. 

Wesentlich  anders  liegen  die  Dinge  in  der  Stickerei-  und 
Spitzenindustrie.  Hier  finden  sich  1426  Kleinbetriebe  mit  2651  Ar- 
beitern, 801  Mittelbetriebe  mit  13212  Arbeitern  und  75  Großbetriebe 
mit  6825  Arbeitern.  Es  zeigt  sich  hier,  sowohl  an  Zahl  der  Betriebe, 
wie  der  beschäftigten  Arbeiter  ein  außerordentliches  Überwiegen  der 
kleinen  und  Mittelbetriebe. 

Nachdem  schon  an  früherer  Stelle  auf  das  rapide  Anwachsen 
der  Spitzen-  und  Stickereiindustrie  hingewiesen  ist,  möge  dieses 
Moment  hier  noch  durch  einige  Zahlen  belegt  sein.  Nach  der  Ar- 
beiterzählung vom  1.  Mai  1905  waren  im  Kammerbezirk  2301  Betriebe 
mit  22613  Arbeitern.  Hiervon  entfielen 

auf  Schiffchenstickerei 2004  Betr.  m.  13871  Arb. 

„ Hand-  und  Handmaschinen-Stickerei  243  „ „ 6772  „ 

„ Tamburstickerei 54  „ „ 1970  „ 

Dagegen  am  1.  Mai  1898  waren  600  Betriebe  mit  1 1 281  Arbeitern 
gezählt  worden.  Davon  entfielen 

auf  Schiffchenstickerei 439  Betr.  m.  6428  Arb. 

„ Hand-  und  Handmaschinen-Stickerei  131  „ „ 3648  „ 

„ Tamburstickerei 30  „ „ 1205  „ 

Besonders  auffallend  ist  das  ungeheuere  Anwachsen  der  Betriebe 
mit  Schiffchenstickmaschinen,  während  die  Zunahme  der  Arbeitskräfte 
nicht  entfernt  in  dem  Maße  gefolgt  ist.  Noch  bezeichnender  ist 
jedoch  der  Vergleich  der  Zählung  von  1905  mit  der  vom  1.  Mai  1893. 
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Nach  dieser  befanden  sich  im  Kammerbezirk  damals  160  Schiffchen- 
stickmaschinenbetriebe mit  3936  Arbeitern,  während  das  Resultat  vom 
1.  Mai  1905  2004  solcher  Betriebe  mit  13871  Arbeitern  ergibt.  Während 
die  Zahl  der  Arbeiter  über  das  Dreifache  gestiegen  ist,  hat  sich  die 
Anzahl  der  Betriebe  um  mehr  als  das  Zwölffache  erhöht. 

Dieses  Anwachsen  ist  fast  gänzlich  auf  die  Zunahme  von  Klein- 
betrieben und  der  Dienstbarmachung  von  kleinmotorischer,  besonders 
elektrischer  Kraft  zurückzuführen.  Drei  Viertel  aller  Betriebe  sind 
Kleinbetriebe,  Großbetriebe  gibt  es  nur  ganz  wenige. 

Dagegen  werden  in  der  Bleicherei,  Färberei,  Druckerei  und 
Appretur  von  6668  Arbeitern  in  104  Betrieben  5770  in  36  Großbetrieben 
absorbiert. 

Vergleichen  wir  die  Fabrik-  und  Arbeiterzählungen  miteinander, 
so  ergibt  sich,  daß  auch  die  vogtländische  Textilindustrie  immer  mehr 
zum  Großbetriebe  übergeht.  Das  seltene  Bild  technischer  und  wach- 
sender kapitalistischer  Dezentralisation  als  Folge  geringen  Kapitals- 
erfordernisses, wechselnder  Moden  und  dadurch  bedingten  Risikos, 
gesteigerter  Zeit-  und  Maschinenausnutzung  tritt  uns  nur  in  der  vogt- 
ländischen Spitzen-  und  Stickereiindustrie  entgegen. 


A rbeitsgelegenheit. 

Die  Arbeitsgelegenheit,  auf  die  zunächst  kurz  einzugehen  ist, 
ist  in  der  Textilindustrie  des  Bezirkes  eine  sehr  günstige  zu  nennen. 
Die  Arbeitslosigkeit  spielt  ja  überhaupt  nur  eine  geringe  Rolle  in  der 
Textilindustrie.  Interessantes  Material  darüber  lieferten  die  Unter- 
suchungen im  Reichsamt  des  Innern  bezüglich  der  Arbeitslosenunter- 
stützung1), denen  zufolge  auf  je  1000  in  der  Textilindustrie  beschäf- 
tigter Arbeiter  noch  nicht  ein  Arbeitsloser  kommt,  während  in  den 
anderen  Großindustrien  das  Verhältnis  ein  bedeutend  ungünstigeres 
ist.  Neben  der  Scheu  vor  statistischen  Untersuchungen,  der  Furcht 
vor  einer  Beitragserhöhung,  der  Gewißheit  staatlicher  Fürsorge,  ist  es 
wohl  besonders  die  Tatsache,  daß  die  Textilarbeiter  die  Arbeitslosig- 
keit nicht  also  besonders  drückend  empfinden,  die  den  Versuch,  die 
Arbeitslosenunterstützung  einzuführen,  in  der  Urabstimmung  der 
freien  Gewerkschaft  des  „Deutschen  Textilarbeiterverbandes“  so 
auffällig  scheitern  ließ,  nachdem  sie  bereits  1904  in  35  von  den  65 
der  Generalkommission  angeschlossenen  Gewerkschaften  in  dieser 


*)  Die  Versicherung  gegen  die  Folgen  der  Arbeitslosigkeit,  bearb. 
im  K.  Stat.  Amt  1906,  S.367. 

2)  Vgl.  Protokoll  der  8.  ordentlichen  Generalversammlung  des  Ver- 
bandes der  Deutschen  Textilarbeiter,  abgehalten  zu  Mühlhausen  14.  bis 
18.  April  1906,  S.  62  ff. 
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oder  jener  Form  in  Anwendung  kam2).  Der  Deutsche  Textilarbeiter- 
verband sieht  in  der  Arbeitslosenunterstützung  zunächst  ein  Kampf- 
institut und  ein  Mittel  der  inneren  Befestigung,  denn  der  Verband 
ist  eine  „Kampfesorganisation  und  keine  Unterstützungsvereinigung“1). 
Eine  gleiche  Stellung  nehmen  alle  freien  Gewerkschaften  ein.  Eine 
baldige  Arbeitslosenunterstützung  oder  -Versicherung  von  Staats  wegen 
wäre  jedenfalls  sehr  wünschenswert  und  käme  unter  heutigen  Ver- 
hältnissen einer  Schwächung  der  Sozialdemokratie  gleich. 

Die  Arbeitsgelegenheit  in  der  Textilindustrie  der  Kreishaupt- 
mannschaft Zwickau  ist  eine  sehr  günstige.  Der  wirtschaftliche  Auf- 
schwung überhaupt,  in  dem  wir  uns  befinden,  der  überaus  flotte  Ge- 
schäftsgang in  den  hiesigen  Industriezweigen,  vermag  nicht  nur  alle 
sich  bietenden  Arbeitskräfte  unterzubringen,  sondern  es  macht  sich  auf 
allen  Seiten  der  Mangel  an  Arbeitskräften  immer  drückender  fühlbar. 
Die  Gewerbeinspektions-  und  Handelskammerberichte,  Vereinsmittei- 
lungen und  Presse  klagen  in  gleicher  Weise.  Seitens  der  Unternehmer 
ist  man  geneigt,  die  Tatsache,  daß  sich  nicht  alle  Hoffnungen,  die 
auf  die  Hochkonjunktur  gesetzt  waren,  erfüllt  haben,  auf  den  Mangel 
an  Arbeitskräften  zurückzuführen.  Besonders  zu  leiden  haben  die 
Industriezweige,  die  einerseits  eine  große  Fertigkeit  voraussetzen, 
anderseits  noch  nicht  lange  im  Bezirk  existieren,  wie  etwa  die  Gar- 
dinenindustrie. Besonders  bedauerlich  für  die  Industrie  ist  es,  daß 
viele  körperlich  tüchtige  Elemente  nach  ihrer  Dienstzeit  nicht  zur 
Textilindustrie  zurückkehren  mögen.  Eine  große  Anzahl  ausgezeich- 
neter Fach-  und  Fortbildungsschulen  hat  an  dem  Mangel  an  Arbeitern 
leider  wenig  ändern  können.  Die  höheren  Verdienste  in  anderen 
Berufen  und  Industrien  sind  hier  von  großem  Einfluß.  Auf  die  Löhne 
wird  jedoch  erst  später  einzugehen  sein.  Um  sich  einen  tüchtigen 
Stamm  von  Arbeitern  heranzuziehen,  gehen  neuerdings  hiesige  Unter- 
nehmer immer  mehr  daran,  Lehrlinge  unter  erheblichen  Opfern  auf 
eigene  Kosten  auszubilden,  so  besonders  in  der  Gardinenweberei  und 
Kammgarnindustrie.  Den  Bemühungen  der  letzteren  ist  es  denn  auch 
gelungen,  dem  Arbeitermangel,  der  gerade  im  Mylau-Netzschkau- 
Reichenbacher  Industriebezirk  zur  Kalamität  wurde,  im  Jahre  1906 
wirkungsvoll  zu  begegnen.  Der  Verband  Sächsich- Thüringischer 
Webereien  hatte  nach  dem  Jahresbericht  des  Verbandes  bis  Ende  1906 
942  Lehrlinge  auf  diese  Weise  eingestellt. 

In  sozialpolitischer  Hinsicht  ist  diese  starke  Nachfrage  natürlich 
lebhaft  zu  begrüßen,  da  jede  sich  bietende  Arbeitskraft  sofort  Ver- 
wendung finden  kann.  Die  große  Vielgestaltigkeit  und  Anpassungs- 
fähigkeit der  hiesigen  Industriezweige  wirken  hier  im  hohen  Maße 
ausgleichend  gegenüber  der  Abhängigkeit  von  Mode  und  Saison, 
sie  erleichtern  auch  dem  Arbeiter  den  Übertritt  zu  einem  andern  In- 
dustriezweig, der  vielleicht  gesunder  ist,  seinen  Wünschen  mehr  ent- 


*)  a.  a.  0.  S.  72. 
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spricht  oder  günstigere  Konjunkturen  zeigt.  Anderseits  ist  es  ihm 
bei  der  lokalen  Konzentration  gleichgearteter  Betriebe  leicht,  das 
alte  Vertragsverhältnis  zu  lösen  und  ohne  Zeitverlust  in  einem  anderen 
Betriebe  Beschäftigung  zu  finden,  wodurch  die  Unabhängigkeit  auch 
der  isolierten  Arbeiter  dem  Unternehmer  gegenüber  hinsichtlich  der 
Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  gesteigert  wird. 

Eine  wenig  erfreuliche  Folge  dieser  günstigen  Sachlage  ist  die 
immer  häufiger  werdende  Lösung  des  Arbeitsvertrages  unter  Kontrakt- 
bruch. Nachdem  gegenüber  den  Bestimmungen  vom  15.  Oktober  1861 
die  Gewerbefreiheit  entsprechend  den  vorherrschenden  liberalen  An- 
schauungen in  der  Bundesgewerbenovelle  vom  21.  Juni  1869  an  Aus- 
dehnung gewonnen,  hatte  die  Textilindustrie  des  Bezirks  in  den  sieb- 
ziger Jahren  bereits  schwer  unter  dem  Übel  des  Kontraktbruches  zu 
leiden,  das  ja  noch  seinen  besonderen  Vorschub  in  dem  gleichzeitigen 
wirtschaftlichen  Aufschwünge  fand.  Es  setzte  damals  eine  starke 
Propaganda  unter  den  hiesigen  Textilindustriellen  ein,  das  Übel  durch 
die  Novelle  von  1878  zu  beseitigen,  ln  gleicher  Weise  macht  auch 
jetzt,  unter  Ausnutzung  der  günstigen  Konjukturen,  der  Kontrakt- 
bruch seine  schweren  wirtschaftlichen  und  moralischen  Schäden  be- 
merkbar. Besonders  hat  die  Unsitte  unter  den  jüngeren  Arbeite- 
rinnen der  Spitzen-  und  Stickereiindustrie  überhand  genommen. 
Der  Fabrikantenverein  dieser  Industrie  hat  deshalb  im  Jahre  1905 
Entlassungsscheine  eingeführt,  in  denen  den  abgehenden  Arbeiterinnen 
die  Ordnungsmäßigkeit  des  Abganges  unter  Angabe  des  zuletzt  ver- 
dienten Lohnes  zu  bescheinigen  ist.  Eine  erzieherische  Wirkung 
dieser  Maßregel  ist  nur  dann  zu  erreichen,  wenn  die  Arbeitgeber  die 
Einstellung  der  Arbeiterinnen  an  die  Beibringung  des  Entlassungs- 
scheines knüpfen  und  diesem  nicht  etwa  die  Gleichgültigkeit,  wie 
(etwa)  den  Lohnzahlungsbüchern  entgegenbringen. 

Eine  besondere  Illustration  erhält  die  Tatsache  günstiger  Arbeits- 
gelegenheit durch  die  geringe  Bedeutung  und  Ausdehnung  des  Arbeits- 
nachweises. 

Kommunale  oder  paritätische  existieren  meines  Wissens  fast 
gar  nicht  im  Bezirk  oder  doch  nur  in  voller  Bedeutungslosigkeit  für 
die  Textilindustrie.  Gewerkschaftliche  Bemühungen  haben  es  auch 
nicht  zu  einem  Erfolge  bringen  können.  Von  Einfluß  auf  die  Ohn- 
macht der  letzteren  ist,  wie  überall,  die  ablehnende  Haltung  der 
Textilindustriellen,  die  sich  selbst  Verbandsnachweise  geschaffen 
haben.  Diese  Art  der  Arbeitsnachweise  hat  allein  bisher  Bedeuten- 
des leisten  können.  Wir  finden  sie  im  Bezirk  in  dem  Arbeitsnach- 
weise des  Spinner-  und  Fabrikantenvereins  zu  Crimmitschau.  Groß 
ist  aber  auch  dessen  Tätigkeit  nicht,  wie  aus  folgender  Tabelle  her- 
vorgeht1); 


*)  Reichsarbeitsblatt,  Februar  1907,  S.  85. 

v.  Langermann,  Zur  soz.  Lage  d.  sächs.  Textilarbeiter. 
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Januar  1907 


Arbeitsuchende 

Offene  Stellen 

Besetzte 

Stellen 

männl. 

weibl. 

männl. 

weibl. 

männl. 

weibl. 

263 

353 

227 

345 

221 

339 

Es  ist  ja  eine  allgemeine  Erscheinung,  daß  die  Arbeitsnach- 
weise sich  immer  mehr  unter  Ablehnung  der  paritätischen  Form  zu 
scharfen  Kampfesmitteln  entwickelt  haben. 

Abweichend  davon,  hatte  sich  der  Fabrikantenverein  zu  Plauen 
bereits  Mitte  der  neunziger  Jahre  um  städtische  Vermittlungsämter 
bemüht.  Es  wurde  betont,  daß  es  sich  bei  der  Arbeitsvermittlung 
nicht  nur  um  ein  privatwirtschaftliches  Interesse,  sondern  im  hohen 
Maße  um  ein  öffentliches  Interesse  handle,  zu  dessen  Vertretung  in 
erster  Linie  die  Stadtgemeinden  berufen  seien,  während  anderseits 
sie  den  neutralen  Boden  bilden,  auf  welchem  „unter  Aufsicht  der 
Stadtverordneten  Unternehmer  und  Arbeiter  eine  Organisation  der 
Arbeitsvermittlung  schaffen  könnten,  welche  auf  allgemeines  Vertrauen 
Anspruch  erhebt“1). 

Auf  dem  gleichen  Standpunkt  war  die  Handelskammer  auch 
noch  1901,  wo  sie  unter  Durchführung  paritätischer  Arbeitsnachweise 
unter  Angliederung  derselben  an  die  Gewerbegerichte  und  deren 
weitere  Ausbreitung  sowie  allmähliche  Entwicklung  zu  Einigungs- 
ämtern und  begutachtenden  Organen  in  einem  Gutachten  an  die 
Kreishauptmannschaft  eintritt 2).  Die  freundliche  Stimmung  gemein- 
samen Nachweisen  gegenüber  ist  heute  unter  den  Textilindustriellen 
des  Bezirks  nicht  mehr  zu  finden.  Sie  sehen  in  ihnen  nur  noch 
eine  Begünstigung  des  Koalitionszwanges,  während  sie  im  Ausbau 
eigener.Arbeitsnachweise  gewissermaßen  ein  Korrektiv  dem  Koalitions- 
recht gegenüber  erblicken.  Für  einen  kommunalen  Arbeitsnachweis 
tritt  nach  wie  vor  nur  der  Fabrikantenverein  der  Stickerei-  und  Spitzen- 
industrie zu  Plauen  unter  dem  Drucke  dauernden  Arbeitermangels  ein. 
Meines  Wissens  geht  der  Plan  demnächst  seiner  Vollendung  mit 
Hilfe  pekuniärer  Unterstützung  des  Vereins  entgegen.  Die  Haltung 
des  Fabrikantenvereins  ist  wohl  damit  zu  motivieren,  daß  er  bei 
seiner  inneren  Struktur  (es  gehören  ihm  Fabrikanten  mit  und  ohne 
Maschinen,  Appreteure  und  Kommissionäre  an)  einen  eigenen  Arbeits- 
nachweis kaum  einrichten  kann. 

Die  Arbeitgeber  sehen  heute  in  allen  Arbeitsnachweisen,  außer 
den  eigenen,  Domänen  der  Sozialdemokratie,  welche  nach  Analogie 
der  Krankenkassen  und  Gewerbegerichte,  die  Vertretung  der  Arbeiter- 


*)  Kommissionsbericht  der  Handelskammer  vom  27.  Mai  1896. 

2)  H.  K.  B.  1901,  S.  19. 
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schalt  nicht  in  geeigneter  Weise  gewährleisten.  Übrigens  sind  die 
Arbeitgebernachweise  bei  kluger  Handhabung,  die  sich  im  Interesse 
der  Fabrikanten  von  selbst  bedingt,  ein  Moment  von  hohem,  er- 
zieherischen Wert.  Die  übliche  Art  der  freien  Umfrage  dagegen  hat 
schädliche  Erscheinungen  für  die  Arbeiter  im  Gefolge;  sie  verschafft 
ferner  dem  Werkmeister  eine  Macht,  die  drückend  auf  den  Arbeitern 
lastet,  zu  Parteiungen  und  endlosen  Klagen  führt.  Die  Arbeitgeber- 
nachweise sind  ein  logisches  Glied  in  der  Organisation  der  Arbeit- 
geber, denen  man  im  Prinzip  seine  Anerkennung  nicht  versagen  kann. 
Denn  starke  Organisationen  auf  beiden  Seiten  sind  es,  die  den 
Arbeitern,  den  Fabrikanten  und  der  Volkswirtschaft  heute  not  tun. 
Sind  diese  erst  vorhanden,  wird  auch  der  Gefahr  einseitiger  Arbeit- 
gebernachweise begegnet  werden  können. 

War  bisher  die  Rede  von  dem  starken  Arbeitermangel  und  der 
groben  Inanspruchnahme  menschlicher  Arbeitskräfte  seitens  der  Textil- 
industrie des  Bezirks,  so  muß  noch  zweier  Momente  gedacht  werden, 
die  in  Zukunft  dieses  Verhältnis  zwischen  Industrie  und  Arbeiter  zu 
bedrohen  scheinen. 

Es  ist  neuerdings  eine  Überproduktion  bei  gewissen  Industrien 
zu  beobachten1),  und  zwar  bei  Industrien,  die  bei  ihrem  Saison- 
charakter und  der  Abhängigkeit  von  der  Rohstoffversorgung  be- 
sonders schwankenden  Konjunkturen  ausgesetzt  sind.  Wenn  nun 
auch  bisher  diese  Überproduktion  einen  außergewöhnlichen  Einfluß 
auf  die  Arbeiterlage  dank  der  Vielgestaltigkeit  der  Erzeugnisse  nicht 
hatte,  so  wird  sich  dies  in  absehbarer  Zeit  ändern  können,  als 
ja  die  abnehmenden  Länder  immer  mehr  daran  gehen,  sich  durch 
Schaffung  eigener  Industrien  unabhängig  von  unserer  Ausfuhr  zu 
machen.  Das  Mittel  dazu  bieten  besonders  Einfuhrzölle.  Von  wesent- 
licher Bedeutung  sind  die  am  1.  März  1906  in  Kraft  getretenen 
Handelsverträge  mit  ihren  erhöhten  Einfuhrzöllen  Deren  Einwirkung 
auf  die  hiesige  Textilindustrie  kann  zwar  jetzt,  bei  dauernder  Hoch- 
konjunktur noch  nicht  recht  erfaßt  werden.  Doch  wird  der  Absatz 
im  wachsenden  Maße  ein  Unterkommen  im  eigenen  Lande  suchen 
müssen.  Damit  ist  aber  die  Gefahr  einer  ernsteren  Überproduktion 
näher  gerückt.  Auf  die  Folgen  einer  solchen  kann  in  dieser  Arbeit 
nicht  näher  eingegangen  werden,  bei  der  Gefahr  jedoch,  die  sie  für 
die  von  dem  Blühen  der  Industrie  abhängigen  Arbeiter  mit  sich 
bringen  muß,  sind  die  Bestrebungen,  die  darauf  hinzielen,  einer  Über- 
produktion zu  steuern,  auch  in  diesem  Zusammenhänge  zu  erwähnen. 
Leider  sind  bisher  alle  Versuche,  die  hiesige  Textilindustrie  zu  syn- 
dizieren, vergeblich  gewesen,  unter  dem  Einfluß  der  Mannigfaltigkeit 
der  Erzeugnisse,  des  Geschmackes  und  der  Mode  und  der  ver- 
schiedenen Interessen  von  Grossisten  und  Fabrikanten.  Nachdem 
jedoch  in  den  letzten  Jahren  ein  gemeinsames  Interesse  in  der  Roh- 


) Vgl.  H.  K.  B.  1905. 


2* 
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Stoffversorgung  erkannt  worden  ist,  ferner  dadurch,  daß  Arbeitgeber- 
verbände geschaffen  sind,  daß  zwischen  Fabrikanten  und  Grossisten 
gemeinsame  Lieferungs-  und  Zahlungsbedingungen  festgesetzt  werden, 
eine  gemeinsame  Streikklausel  eingeführt  ist,  alles  Dinge,  die  erst 
nach  Überwindung  größter  Schwierigkeiten  und  unter  Verzicht  auf 
manches  als  bisher  unentbehrlich  Angesehenes  durchgeführt  wurden, 
wird  auch  der  Weg  zu  jenem  Ziele  geebnet  werden. 

Im  Zusammenhänge  hiermit  steht  eine  zweite  Frage,  deren 
Lösung  für  die  Textilindustrie  und  die  Stabilität  der  ökonomischen 
Lage  ihrer  Arbeiter  immer  brennender  wird  und  am  besten  hier  zu 
erwähnen  ist,  die  Rohstoffversorgung.  Besonders  handelt  es  sich  um 
die  Baumwolle,  deren  Verbrauch  sich  jedes  Jahr  steigert.  Man  hat 
den  jährlichen  Zuwachs  auf  400000  bis  500000  Ballen  berechnet.  Der 
Handel  mit  diesem  Rohmaterial  hat  sich  in  einer  Art  entwickelt,  die 
als  eine  große  Gefahr  für  die  Textilindustrie,  ihre  Arbeiter  und  die 
nationale  Wohlfahrt  anzusehen  ist.  Drei  Viertel  des  gesamten  Bedarfes 
liefert  bekanntlich  Amerika,  und  wir  sind  deshalb  bisher  gänzlich  ab- 
hängig von  den  Baumwollbörsen  New  Yorks  und  New  Orleans  und 
den  Spekulanten,  die  diesen  die  Gesetze  vorschreiben.  Durch  die 
lügenhaftesten  Verschleierungen  der  Ernte1),  die  skrupelloseste  Aus- 
nutzung des  Terminhandels  werden  dem  Kontinente  jährlich  unge- 
zählte Millionen  aus  der  Tasche  gezogen.  Es  sei  hier  erinnert  an 
den  „schwarzen  Donnerstag“,  den  3.  Dezember  1903,  und  den  Zu- 
sammenbruch des  Baumwollkönigs  Daniel  Sully  im  März  1904,  der 
innerhalb  eines  Jahres  einen  Preissturz  von  60  °/o  herbeiführte. 

Es  ist  mit  hoher  Freude  zu  begrüßen,  daß  seit  etwa  einem 
Dezennium  alle  Kulturstaaten  trachten,  sich  in  der  Versorgung  mit 
Baumwolle  von  den  Vereinigten  Staaten  unabhängig  zu  machen  und 
neue  Gebiete  für  die  Rohstoffversorgung  zu  erschließen,  Bestrebungen, 
die  besonders  durch  die  Verbände  von  Baumwollmeisterspinnern  und 
Baumwollindustriellen  gefördert  werden,  und  deren  Bedeutung  noch 
dadurch  wächst,  daß  es  scheint,  als  ob  die  amerikanische  Produktion 
auf  der  Höhe  der  Leistungsfähigkeit  angekommen  ist  und  die  jähr- 
lichen Ernten  nicht  mehr  im  Verhältnis  zu  dem  wachsenden  Flächen- 
inhalte der  bebauten  Acres  steigen2).  Begründet  wird  diese  Er- 
scheinung damit,  daß,  wie  bei  uns,  die  Arbeiter  sich  immer  mehr 
nach  den  Städten  und  zu  den  Industrien  ziehen.  Eine  letzte  Not- 
wendigkeit, uns  im  Interesse  unserer  Volkswirtschaft  von  Amerika  zu 
emanzipieren,  liegt  darin,  daß  die  Vereinigten  Staaten  seit  einer  Reihe 
von  Jahren  die  größten  Anstrengungen  machen  — wie  sie  in  der 
Zollpolitik  im  Mac  Kinley-Tarif  von  1890  und  dem  Dingley-Tarif  von 
1897  zum  Ausdruck  kommen  - sich  selbst  eine  Textilindustrie  zu 

')  H.  K.  B.  1905,  S.  174. 

2)  Vgl.  Bericht  des  1.  Internationalen  Kongresses  der  Delegierten 
von  Verbänden  von  B.  W.  Meisterspinnern  und  B.  W.  Industriellen  1904. 
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schaffen.  Der  Verbrauch  an  eigener  Baumwolle  steigt  jährlich,  und  es 
muß  der  Zeitpunkt  eintreten,  an  dem  Amerika  außerstande  ist,  noch 
Baumwolle  an  das  Ausland  abzugeben. 

Der  Anbau  von  Baumwolle  in  den  deutschen  Kolonien  hat  be- 
reits zu  sehr  nennenswerten  Erfolgen  geführt,  die  Produkte  sind 
seitens  der  Bremer  Baumwollbörse,  besonders  was  Ostafrika  und 
Togo  anbetrifft,  sehr  günstig  beurteilt  worden.  Dem  Verfasser  wurde 
auf  seine  Anfrage  bei  einer  wiirttembergischen  Weberei,  die  Togo- 
baumwolle verarbeitet,  mitgeteilt,  daß  diese  „einen  außergewöhnlich 
langen  Stapel  zeigt,  in  der  Farbe  auch  der  ägyptischen  gleicht,  ihr 
aber  bezüglich  der  Dauerhaftigkeit  noch  vorzuziehen  ist“.  — Der 
frische  Zug,  der  in  unsere  koloniale  Politik  gekommen  ist,  wird  ohne 
Zweifel  auch  den  Anbau  von  Baumwolle  fördern.  Erfreulicherweise 
werden  die  Bestrebungen  des  kolonialwirtschaftlichen  Komitees,  das 
sich  besonders  die  Hebung  der  Baumwollkultur  in  den  deutschen 
Kolonien  zum  Ziel  gesetzt  hat,  von  Textilindustriellen  des  Bezirks, 
wie  überhaupt  im  Königreich  Sachsen  aktiv  unterstützt.  Die  hiesige 
Textilindustrie  ist  in  hervorragender  Weise  an  neugegründeten  kolo- 
nialen Baumwollunternehmungen  engagiert.  So  hat  eine  Reichen- 
bacher Firma  im  Gebiete  des  Viktoria-Sees  20000  ha,  die  Leipziger 
Baumwollspinnerei,  A.-G.  Leipzig-Lindenau  60000  ha  für  den  Baum- 
wollanbau erworben. 


Einkommensverhältnisse. 

Bevor  auf  die  Löhne  eingegangen  wird,  dürfte  es  angebracht 
sein,  und  das  ist  zum  richtigen  Verständnis  der  ökonomischen  Lage 
der  Textilarbeiterschaft  notwendig,  die  Vermögensverhältnisse  der 
niederen  Klassen  überhaupt,  die  sich  ja  zum  überwiegenden  Teile 
aus  den  Textilarbeitern  rekrutieren,  zu  betrachten.  Es  zeigt  sich  hier, 
wie  auch  bei  den  Löhnen,  eine  erfreuliche  Tendenz  der  Steigerung, 
die  nicht  nur  der  verteuerten  Lebenshaltung  entspricht,  sondern 

darüber  hinaus  den  Standard  of  life  der  Arbeiterklasse  auf  ein  voll- 

kommeneres Niveau  gehoben  hat. 

Es  entfielen  im  Königreich  Sachsen  von  dem  Gesamteinkommen 
der  physischen  Personen1): 

1880  auf  1 Einwohner  durchschnittlich  320,30  M. 

1890  „ 1 „ „ 412,53  „ 

1900  „ 1 „ „ 504,88  „ 

Das  durchschnittliche  Einkommen  eines  Einwohners  hat  sich 
also  in  den  20  Jahren  um  57,75  % vermehrt.  Diese  Zahlen  dürften 
ein  ziemlich  zutreffendes  Bild  von  der  Vermehrung  des  Volksver- 
mögens geben.  Im  Jahre  1903  ist  das  Einkommen  auf  530,79  M. 


*)  Zeitschrift  des  Kgl.  Sachs.  Stat.  Landesamtes,  1.  Heft,  1906. 
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1904  auf  561,54  M.  gestiegen  *).  Im  Jahre  1902  hatten  im  Königreich 
55,13%  der  Eingeschätzten  ein  Einkommen  von  weniger  als  800  M., 
im  Jahre  1904  dagegen  nur  54,85%.  Anderseits  hatten  ein  Ein- 
kommen von  800 — 2200  M. : 

1902  . . . 36,79  % der  Eingeschätzten 

1904  . . . 37,03%  „ 

Unter  1000  Einwohner  im  Jahresmittel  kamen  auf  die  Steuerklassen 
unter  700  M.2) : 

1896  . . . 228,21  eingeschätzte  Personen 

1900  . . . 197,63 

1904  . . . 196,08 


Während  bei  den  Einkommen  unter  700  M.  demnach  ein  Fallen 
zu  konstatieren  ist,  zeigt  sich  bei  den  höheren  Steuerklassen  eine 
Zunahme.  Es  entfielen  nämlich  auf  die  Steuerklassen  über 


700— 1600  M.  138,93  (1896),  168,89  (1900),  170,26  (1904), 
1600—3400  „ 30,68  (1896),  36,01  (1900),  39,20  (1904) 

eingeschätzte  Personen  unter  1000  Einwohnern. 

Hier,  wo  es  sich  nicht,  wie  nachher,  um  die  absolute  Höhe  des 
Verdienstes  handelt,  sondern  vielmehr  darum,  aus  der  Einkommen- 
steuerstatistik auf  den  Standard  of  life  zu  schließen,  muß  noch  kurz 
auf  ein  Moment  hingewiesen  werden,  dessen  Bedeutung  oft  nicht 
berücksichtigt  wird,  dessen  Würdigung  aber  doch  jenen  Rückschluß 
stark  beeinträchtigt.  Man  darf  nicht  nach  Art  der  Einkommensteuer- 
statistik nur  die  Einzelperson  ins  Auge  fassen,  sondern  muß,  um 
ein  rechtes  Urteil  zu  erhalten,  die  wirtschaftliche  Stellung  — ob 
Familienvater,  Ehefrau,  ob  unabhängig  usw.  — ins  Auge  fassen.  Vor 
allem  aber  muß  man  diese  Einzelpersonen  nach  Familien,  besser 
nach  Haushaltungen  zusammenfassen.  Besonders  in  textilindustrie- 
reichen Gegenden,  wo  Frauen  und  Angehörige  im  Haupt-  und  Neben- 
beruf mittätig  sind,  hat  dieses  Moment  große  Bedeutung,  und  es  ist 
hier  nicht  allein  der  Gesichtspunkt  maßgebend,  daß  diese  Einkommen 
größtenteils  in  die  unteren  Klassen  der  Einkommensteuer  verwiesen 
oder  von  der  Steuer  freigelassen  werden. 

Ferner  geben  die  Sparkassenverhältnisse  der  Kreishauptmann- 
schaft  einen  Beweis  starken  Sparsinnes  und  steigenden  Wohlstandes. 
Es  betrugen3): 

Einzahlung  Rückzahlung  Einl.-Guthaben 


in  100  M. 

1901  . . . 409530 

1902  . . . 483282 

1903  . . . 508303 

1904  . . . 523420 


100  M. 

100  M. 

317  389 

1638550 

360502 

1807  991 

389590 

1986827 

446  358 

2128153 

’)  Stat.  Jahrbuch  für  das  Königreich  Sachsen  1906,  S.  99. 

a)  Stat.  Jahrbuch  für  das  Königreich  Sachsen  1907,  S.  221. 

s)  Stat.  Jahrbuch  für  das  Königreich  Sachsen  1905  und  1906. 
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Die  Zahl  der  Renten  überhaupt  betrug  in  der  Kreishauptmann- 
schaft im  Jahre  1903  404306  bei  727  529  Einwohnern1),  und  diese  ver- 
teilten sich  in  folgender  Weise: 


von 

unter 

bis 

mit 

60  M.  . 

. . 131060 

» 

über 

JJ 

150  „ . 

. . 59  582 

Y) 

J) 

300  „ . 

. . 48650 

V 

V 

600  „ . 

. . 54673 

„ 

„ 

600  „ . 

. . 110341 

Im  Jahre  1905  ist  das  Einliegerguthaben  bei  sämtlichen  37  Kassen 
des  Bezirks,  von  denen  vergleichbare  Ziffern  Vorlagen,  gegen  1904 
um  6,7%  gestiegen2). 

Wir  finden  somit,  daß  die  Kreishauptmannschaft  Zwickau  sich 
durch  eine  außerordentlich  hohe  Spartätigkeit  auszeichnet,  wie  das 
Königreich  Sachsen  überhaupt.  Denn  es  kamen  auf  je  100  Ein- 
wohner 1901  3): 


Konten 

Einl.-Guth. 

Beträge  des 

in  M. 

Reservefonds 

in  Preußen  . . . 

. 26 

16671 

1218 

„ Bayern  . . . 

. 13 

5625 

447 

„ Sachsen  . . . 

. 58 

23  746 

1227 

„ Württemberg  . 

. 24 

12085 

529 

„ Baden  . . . 

. 24 

24747 

1268 

Es  weisen  demnach  die  sächsischen  Sparkassen  nächst  den 
badischen  die  höchsten  Guthaben  und  Reservefonds  auf. 

Daß  die  Sparkassenverhältnisse  im  Königreich  Sachsen  trotz 
niedriger  Löhne  in  der  Textilindustrie  gut  entwickelt  sind,  ist  insofern 
besonders  wichtig  und  maßgebend  für  die  Beurteilung  der  Vermögens- 
lage der  unteren  Klassen,  als  wir  in  der  sächsischen  Industrie,  und 
besonders  in  der  Textilindustrie,  mit  ganz  geringen  Ausnahmen  nur 
deutsche  Arbeiter  haben,  während  natürlich  in  Industriezentren  mit 
einem  starken  Prozentsatz  zugewanderter  Ausländer,  Polen,  Tschechen, 
Italiener  usw.,  deren  gewohnte  niedere  Lebenshaltung  bei  höheren 
Löhnen  eher  ein  Sparen  möglich  macht,  eine  erhöhte  Spartätigkeit 
nicht  in  dem  Maße  ein  Zeichen  günstiger  Lebenshaltung  ist.  Von 
besonderer  Bedeutung  ist  dieser  bemerkenswerte  Sparsinn  auch  des- 
wegen noch,  weil  ja  als  feststehende  Tatsache  gilt,  daß  in  Gegenden 
mit  hoher  ehelicher  Fruchtbarkeit  die  Spartätigkeit  gering  ist.  Sachsen 
bildet  da  eine  beachtenswerte  Ausnahme.  Die  hohe  eheliche  Frucht- 
barkeit hier  ist  übrigens  eine  Folge  seines  ausgeprägten  Charakters 
eines  Textilindustriezentrums,  das  ein  frühes  Heiraten  begünstigt. 

Das  Bild  der  Spartätigkeit  im  Bezirk  möge  noch  dadurch  ver- 


x)  Zeitschrift  des  Stat.  Landesamtes  1905,  1.  Heft,  S.  143. 

*)  H.  K.  B.  1905,  S.  XVIII. 

3)  Zeitschrift  des  Stat.  Landesamtes  1.  Heft,  1905,  S.  145. 
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vollständigt  werden,  daß  darauf  hingewiesen  wird,  daß  eine  Reihe 
der  größten  Textilfabriken  eigene  Sparkassen  für  ihre  Arbeiter  ge- 
bildet haben,  in  denen  die  Einlagen  bis  zu  5%  verzinst  werden. 
Über  den  Umfang  dieser  Einlagen  kann  leider  eine  Angabe  nicht 
gemacht  werden,  da  eine  Orientierung  unmöglich  ist,  doch  mögen 
beispielsweise  aus  der  Veröffentlichung  der  Arbeitersparkasse  der 
Kammgarnspinnerei  Schedewitz,  Aktiengesellschaft,  folgende  Zahlen 
genannt  sein1):  Dieselbe  hatte  1906  eine  Einnahme  von  10282,61  M., 
eine  Ausgabe  von  6736,11  M.  und  einen  Bestand  von  31  963,50  M. — 
Die  Unternehmungen,  die  ähnliche  Einrichtungen  getroffen  haben, 
sind  sehr  gut  fundiert.  Da  die  Errichtung  von  Fabriksparkassen  im 
Bezirk  zunimmt,  wäre  es,  neben  anderen,  auch  aus  diesem  Grunde 
sehr  wünschenswert,  die  Arbeiter  an  der  Verwaltung  teilnehmen  zu 
lassen,  eine  Praxis,  die  hier  leider  noch  in  den  Anfängen  steckt. 

Die  üblichen  Lohnformen  sind  auch  hier  Zeit-  und  Stücklohn. 
Das  Akkordlohnsystem  kommt  überall  dort  in  Anwendung,  wo  die 
individuelle  Geschicklichkeit  besonders  in  Frage  kommt  und  die  ein- 
zelne Leistung  sich  nach  ihrem  individuellen  Werte  feststellen  läßt. 
So  in  den  Spinnereien  bei  den  Streckern,  Flyern,  Selfaktor-  und 
Trosseispinnern,  in  der  Weberei  bei  den  Spulerinnen,  Schererinnen, 
Reiherinnen,  den  Webern  und  Weberinnen,  in  der  Stickereiindustrie 
bei  den  Stickern,  in  der  Appretur  bei  den  Sonderarbeiten.  Es  ist 
eine  falsche  Anschauung,  daß  die  individuelle  Geschicklichkeit  des 
Arbeiters  immer  belangloser  werde.  Im  Gegenteil,  die  wachsende 
Anwendung  von  Maschinen,  die  verkürzte  Arbeitszeit,  die  Bedienung 
einer  wachsenden  Zahl  von  Maschinen,  etwa  Selfaktoren  oder  Web- 
stühlen, während  die  Anzahl  der  Hilfspersonen,  um  die  Produktion 
zu  verbilligen,  mehr  und  mehr  vermindert  wird,  stellen  immer  höhere 
Anforderungen  an  die  individuelle  Geschicklichkeit,  die  Aufmerksam- 
keit und  Intelligenz  des  Arbeiters.  Es  steht  damit  im  Zusammen- 
hang, daß  die  Akkordarbeit  ständig  zunimmt. 

Es  ist,  besonders  in  der  Weberei,  einigermaßen  schwierig,  ein 
ganz  gerechtes  System  für  den  Aufbau  der  Akkordsätze  zu  finden, 
bei  dem  die  Arbeitsleistung  voll  zur  Geltung  kommt.  Tatsächlich 
sind  denn  auch  mannigfache  Systeme  zu  finden.  So  haben  wir  als 
Grundlage  die  Berechnung  nach  tausend  Schuß,  andere  rechnen 
nach  „Zahlen“,  wieder  andere  nach  dem  Gewicht  des  zu  verarbeiten- 
den Schusses.  Es  muß  jedoch  auch  die  Anzahl  der  Fäden,  die 
Breite  des  Blattes,  die  Zahl  der  verwendeten  Schäfte  und  Schützen, 
die  Güte  des  Materials  und  dergleichen  mehr  berücksichtigt  wrerden. 
Sehr  erschwerend  würkt  die  ungeheuer  große  Anzahl  der  Erzeug- 
nisse. Doch  ist  zu  hoffen,  daß  die  Schwierigkeiten  allmählich  über- 
wunden werden.  Sehr  günstige  Resultate  sind  mit  den  „Schußuhren“ 
erzielt  worden.  Die  Aufstellung  von  Lohntarifen  und  das  aktive 


l)  H.  K.  B.  1906,  S.  180. 
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Interesse,  welches  der  Textilarbeiterverband  neuerdings  dieser  Frage 
entgegenbringt,  haben  bereits  viel  zur  Klärung  beigetragen. 

Die  Sozialdemokratie  ist  ja  aus  prinzipiellen  Gründen  Gegnerin 
des  Akkordsystems,  und  dementsprechend  ist  auch  die  Stellung- 
nahme des  „Deutschen  Textilarbeiterverbandes“.  Auch  dieser  sucht 
die  Beseitigung  desselben  und  die  Ersetzung  durch  Wochenlöhne 
zu  erreichen.  Bei  dem  bedeutenden  Einfluß  und  Anhang,  den  der 
Verband  im  Bezirk  hat,  ist  es  wichtig,  auf  diese  wichtige  Frage  hin- 
zuweisen. Auf  der  Konferenz  19061)  wurde  eine  Resolution  gefaßt, 
deren  erster  Absatz  so  lautet: 

„Neben  der  Verkürzung  der  Arbeitszeit  hat  die  Organi- 
sation nach  wie  vor  als  erstes  zu  erstrebendes  Ziel  die  Be- 
seitigung des  Akkord-  und  Prämienlohnsystems  zu  be- 
trachten.“ 

Auf  dem  gleichen  Boden  stehen  die  organisierten  Jutearbeiter. 
Deren  Konferenz  nahm  am  7.  Oktober  1906  folgende  Resolution  zum 
Beschluß2): 

„Die  erste  deutsche  Jutearbeiterkonferenz  in  Braun- 
schweig erklärt  sich  im  Prinzip  für  die  vollständige  Beseiti- 
gung des  Akkordlohnsystems  in  allen  Berufsarten  der  Jute- 
industrie. Die  Konferenz  beschließt  daher,  daß  die  Ver- 
trauenspersonen an  allen  Orten  Sorge  tragen,  daß  mit  allem 
Eifer  die  Propaganda  für  die  Beseitigung  des  Akkordlohn- 
systems unter  den  Jutearbeitern  betrieben  wird.“ 

Daß  die  sozialdemokratischen  Gewerkschaftsführer  die  Arbeiter 
mit  dem  Hinweis  zu  ködern  suchen,  daß  bei  Wochenlöhnen  die 
Lohnäusfälle  durch  Warten  auf  Material  und  Verweben  von  schlech- 
tem Material  fortfielen,  ist  nicht  ganz  ehrlich,  denn  dieser  Verlust 
kann  durch  entsprechende  Bestimmungen  gehoben  werden  und  wird 
es  immer  mehr,  wie  die  Praxis  zeigt.  Der  wahre  Grund  ist,  die 
Herrschaft  über  die  Produktion  im  Sinne  der  Cacancypolitik  zu 
erhalten.  Jedenfalls  müssen  die  sozialistischen  Bestrebungen  nach 
Beseitigung  des  Akkordlohnsystems  mit  aller  Energie  bekämpft 
werden.  Denn  es  ist,  unter  Beschneidung  seiner  Auswüchse,  nach 
vielen  Beziehungen  hin  ein  außerordentlich  wichtiger  Faktor  für  das 
Blühen  der  Industrie  und  den  wachsenden  Wohlstand  der  Arbeiter 
geworden. 

Dort,  wo  Gleichartigkeit  der  Arbeit  und  des  Arbeitsproduktes 
vorliegt,  findet  sich  der  Zeitlohn.  Er  kommt  in  Anwendung  bei  den 
Hilfs-,  Vorbereitungs-  und  Ausrüstungsarbeiten,  in  der  Bleicherei 
und  Färberei.  Hier  können  vielfach  ganz  ungelernte  Personen  Ar- 


1)  a.  a.  0.  S.  119. 

2)  Bericht  der  1.  Deutschen  Jutearbeiterkonferenz  zu  Braunschweig, 
den  7.  Oktober  1906,  S.  18. 
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beit  erhalten,  die  anderweit  keine  Verwendung  finden  würden.  Hier 
ist  stark  mit  Saisonarbeitern  zu  rechnen,  die  im  Sommer  als  Maurer, 
Zimmerer,  Erdarbeiter  usw.  beschäftigt  sind  und  im  Winter  etwa  in 
die  Färbereien  gehen.  — 

Seit  Beendigung  der  furchtbaren  Krise,  die  in  den  siebziger 
Jahren  die  sächsische  Textilindustrie  heimsuchte,  setzt  eine  all- 
mähliche Steigerung  der  Einkommensverhältnisse  der  Textilarbeiter 
ein.  Damals  war  die  Handweberbevölkerung  des  Bezirks  auf  die 
unterste  Stufe  der  Existenzmöglichkeit  herabgedrückt.  Es  war 
der  Todeskampf  der  Handweberei  gegen  die  moderne  Produktions- 
technik,  der  sich  unter  für  die  Betroffenen  grausamen  Begleiterschei- 
nungen abspielte1).  Tuberkulose  und  Hungertyphus  gingen  schreck- 
lich um.  In  zahlreichen  Gemeinden  wurden  regelmäßig  Lebensmittel, 
Heizung  und  Brot  verteilt.  Die  Wochenlöhne  waren  außerordentlich 
niedrige.  Sie  wurden  auf  Grund  der  vom  Ministerium  des  Innern 
eingeforderten  Berichte,  die  für  das  Dekret  vom  23.  Februar  1880, 
durch  welches  der  Landtag  von  den  Erwerbsverhältnissen  der 
Textilarbeiter  unterrichtet  wurde,  zusammengestelit  worden  waren, 
für  die  verschiedenen  Ortschaften  und  Gegenden  des  Bezirks  wie 
folgt  angegeben2): 


Modestoffe  3 — 4 * 


5 

6 
8 

—6 

3,5 


5 

4,5 


St.  Lößnitz 4M. 

St.  Hartenstein  1 
St.  Wildenfels 
St.  Neudörfel,  Reuth  | 

St.  Mühltroff,  einfache  Ware 

bessere  Ware  . 

St.  Pausa,  Jacquardware  . . 

gute  Schaftware  . . 

geringere  Schaftware 
St.  Falkenstein 
Ellefeld,  Hammerrück 
Friedrichsgrün,  Grünbach 
Jägersgrün 

St.  Auerbach,  Gardinen  (?)  . . . 6 

Rodewisch,  Leinwand  (?)  ...  6 

wollene  Tücher  . . 6 

halbwollene  Tücher  . 6 

St.  Lengenfeld 
Eich,  Grün 
St.  Treuen,  Tücher 


Gardinen  5 — 6 „ 


Tuche  u.  Flanelle 


8 
—8 
9 
—7 

7 

-8 


die  Hilfe  der 
Frau  u.  Kinder 
einbegriffen 


nach  Abzug  der 
Auslagen 


’)  Vgl.  Wie  unsere  Weber  leben.  A.  Bebel,  Leipzig  1880  und 
36.  Sitzung  des  sächsischen  Landtages  vom  27.  Januar  1880. 

2)  Kommissionsbericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  Plauen 
vom  22.  November  1880,  S.  3. 
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die  oben  an- 
gef.Orte  der 
Amtshaupt  - 
mannschaft 
Ölsnitz 


Gardinen  ....  2,5 — 3 M. 
woll.  u.  baumwoll. 

Stoffe  ....  3 — 6 „ 

Sammet  ....  4 — 6 „ 

Schals 12  „ 


Hier  ist  aber  zu  bemerken,  daß  in  den  Orten  Auerbach,  Rode- 
wisch, Lengenfeld,  Grün  und  Treuen,  die  gerade  die  höchsten  Sätze 
aufweisen,  damals  schon  die  Handweberei  nur  noch  in  geringem 
Umfange  vorhanden  war.  In  der  Handweberei  betrugen  die  Durcli- 
schnittssätze  3 — 6 M.  pro  Woche.  Neben  diesen  geringen  Löhnen 
ist  noch  die  häufige  Arbeitsunterbrechung  zur  rechten  Beurteilung 
in  Betracht  zu  ziehen.  — Fast  überall  gingen  in  den  Jahren  1875 
bis  1880  die  Handstühle  der  Zahl  nach  zurück1)-  Die  Abnahme 
betrug  in  Pausa  28%,  Wildenfels  37%,  Hartenstein  23%,  Elster- 
berg 13%,  Falkenstein  18%,  Schöneck  20%. 

Weniger  drückend  waren  die  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  in 
den  Industriegebieten,  in  denen  der  mechanische  Betrieb  überwog. 
Es  wurde  darauf  schon  hingewiesen.  So  wurden  auch  in  Crim- 
mitschau, Reichenbach,  Werdau,  Kirchberg  usw.  höhere  Löhne  erzielt, 
und  die  Beschäftigung  ging  das  ganze  Jahr  hindurch.  Trotzdem  emp- 
fanden die  Arbeiter,  sie  ahmten  damit  einem  oft  gegebenen  Beispiele 
nach,  lebhaften  Haß  gegen  die  Einführung  von  Maschinen,  der 
vor  Gewalttätigkeiten  nicht  zurückschreckte.  Es  hat  lange  gedauert, 
ehe  sie,  trotz  besserer  Aussichten,  ihre  Scheu  ablegten,  in  die  Fabrik 
gingen  und  es  einsahen,  daß  die  Maschine  in  kultureller,  sittlicher 
und  sanitärer  Hinsicht  die  Freundin  der  Arbeiter  ist. 

Wenngleich  die  Lohnverhältnisse  der  Textilarbeiter  gegen 
früher  an  Stabilität  viel  gewonnen  haben,  macht  sich  die  Un- 
sicherheit des  Einkommens,  die  ja  bei  der  Klasse  der  Lohnarbeiter 
im  hohen  Grade  vorhanden  ist  und  hier  aus  speziellen  Gründen  als 
ein  besonders  schwerer  Übelstand  erscheint,  doch  noch  äußerst 
fühlbar,  vor  allem,  soweit  es  sich  um  die  Herstellung  von  Saison-  und 
Modeartikeln  handelt.  Hier  finden  in  hohem  Maße  Lohnreduktionen 
statt.  Verstärkt  wird  dieser  Ubelstand  noch  dadurch,  daß,  worauf 
bereits  hingewiesen,  in  der  Stickereiindustrie  eine  bedeutende  Über- 
produktion an  Unternehmungen  stattgefunden  hat,  die  auf  die  Ar- 
beiterlohnverhältnisse nicht  ohne  Einfluß  geblieben  ist. 

Allen  Industriezweigen  gemeinsam  ist  jedoch  die  außerordent- 
lich starke  Nachfrage  nach  Arbeitskräften,  besonders  nach  gut- 
geschulten und  weiblichen.  Dieser  fühlbare  Mangel  wirkt  dauernd 
lohnerhöhend.  Die  vielen  Lohnzuschläge  besonders  seit  1905  sind 
vor  allem  darauf  zurückzuführen;  sie  gehen  von  dem  Wunsche  der 
Fabrikanten  aus,  sich,  wenn  auch  unter  Mehrkosten,  auf  längere  Zeit 
hinaus  einen  Stamm  tüchtiger,  geübter  Arbeiter  zu  sichern. 


) a.  a.  O.  S.  14. 
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Nur  die  genaueste  Kenntnis  der  einschlägigen  Verhältnisse  kann 
bei  der  Lohnfrage  dafür  entschädigen,  daß  dem  Interessenten  ein 
nicht  immer  unparteiisches  Material  zur  Verfügung  steht.  Anderseits 
gewähren  die  Arbeiter  nur  äußerst  ungern  einen  Einblick  in  ihre 
Einkommensverhältnisse.  Nicht  einmal  dem  Textilarbeiterverbande  ge- 
lingt es,  genügendes  Material  für  eine  Lohnstatistik  zu  erhalten. 
Einen  besonderen  Beweis  lieferte  die  Urabstimmung  über  die  beab- 
sichtigte Arbeitslosenunterstützung  vom  Jahre  1906,  die  der  Verband 
vorgenommen  hatte  und  zu  der  im  dritten  Quartal  1905  von  nur 
7514  Mitgliedern  die  herausgegebenen  Karten  ausgefüllt  zurückgegeben 
wurden,  während  der  Verband  damals  67710  Mitglieder  zählte1). 

Eine  einheitliche  klare  Darlegung  der  Lohnverhältnisse  in  der 
Textilindustrie  des  Zwickauer  Regierungsbezirkes  ist  bei  der  Mannig- 
faltigkeit der  Industrie,  der  Rohprodukte  und  der  produzierten  Waren, 
der  großen  Anzahl  der  Betriebe  und  der  in  ihnen  beschäftigten  Ar- 
beiter, der  weitgehenden  Arbeitsteilung,  die  die  Spinnerei  bis  zur 
Fertigstellung  des  Gespinstes  in  eine  Reihe  von  Einzeltätigkeiten  zer- 
legt und  in  der  Weberei  die  Gewebe  im  Websaale  herstellen  läßt, 
nachdem  sie  die  Spulerei,  Schererei  und  Schlichterei  durchlaufen 
haben,  und  die  auch  den  textil-chemischen  Teil  der  Ausrüstung  in 
eine  Reihe  von  Einzelprozessen  zerlegt,  kaum  möglich.  Ferner  sind 
Zeit-  und  Stücklohn,  die  differenzierten  und  doch  auch  häufig  in- 
einandergreifenden  Betätigungskreise  von  Arbeitern,  Arbeiterinnen 
und  Jugendlichen,  die  je  nach  dem  Produktionsprozeß  verschieden- 
artigen Vorbereitungsarbeiten  zu  berücksichtigen.  Diese  Schwierig- 
keiten steigern  sich  noch  dadurch,  daß  vielfach  in  den  verschiedenen 
Betrieben  der  Arbeitslohn  für  die  gleiche  Arbeit  ganz  verschieden 
bezahlt  wird,  je  nach  Kalkulation  und  Gewohnheit.  Es  kommen  hier 
sehr  hohe  Differenzen  vor.  Diese  Tatsache  hat  zu  großen  Unzuträg- 
lichkeiten für  Arbeitgeber  und  -nehmer,  die  besonders  in  einer 
starken  Fluktuation  der  Arbeiter  ihren  Ausdruck  fanden,  geführt.  Er- 
freulicherweise sind  die  Schäden  erkannt  worden,  und  man  ist  seit 
einiger  Zeit  dabei,  eine  größere  Gleichmäßigkeit  in  der  Entlohnung  her- 
beizuführen. Beispielsweise  hat  der  Verband  Sächsisch-Thüringischer 
Webereien  es  durchgesetzt,  daß  diese  Differenzen  in  seinem  Gebiet  er- 
heblich gefallen  sind.  Zwar  weichen  die  Löhne  in  den  einzelnen 
Ortsgruppen,  entsprechend  den  lokalen  Eigentümlichkeiten,  immer 
noch  ein  wenig  voneinander  ab,  innerhalb  aller  Betriebe  einer  Orts- 
gruppe sind  sie  jedoch  gleich.  Das  Streben  des  Verbandes  geht 
dahin,  allmählich,  unter  Berücksichtigung  aller  in  Frage  kommenden 
Faktoren,  eine  einheitliche  Entlohnung  innerhalb  des  Gesamtverbandes 
herbeizuführen.  Ein  gleiches  Bestreben  herrscht  in  der  Kirchberger 
und  teilweise  auch  in  der  Spitzen-  und  Stickereiindustrie. 


) a.  a.  0.  S.  30. 
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Aus  den  angeführten  Gründen  erscheint  es  unmöglich  und  un- 
zulässig, ein  großes  Zahlenmaterial  zusammenzutragen , dem  eben 
jede  Übersichtlichkeit  fehlen  muß.  Soweit  jedoch  die  Löhne  in  feste 
Formen  gebracht  und  für  einen  großen  Kreis  von  Arbeitern  in  Gel- 
tung sind,  müssen  sie  zur  Betrachtung  herangezogen  werden.  Im 
übrigen  hat  man  sich  darauf  zu  beschränken,  den  typischen  Kern  aus 
der  Masse  des  Materials  herauszuschälen.  Es  stellt  sich  da  die  Tat- 
sache heraus,  daß  die  Arbeitslöhne  im  allgemeinen  nicht  hoch  sind, 
tlaß  sie  sich  jedoch  bei  geübten  Arbeitern  weit  günstiger  gestalten 
als  bei  ganz  ungelernten  und  sich  bei  diesen  häufig  kaum  über  das 
Existenzminimum  erheben,  eine  Erscheinung,  die  besonders  dadurch 
illusriert  wird,  daß  bei  dieser  Klasse  von  Lohnarbeitern  die  Mitarbeit 
der  Ehefrau  mit  der  sich  verringernden  Entlohnung  der  verschieden- 
artigen Beschäftigungen  zunimmt. 

Der  scheinbare  Widerspruch,  der  zwischen  der  Behauptung  ge- 
ringen Lohneinkommens  und  der  erwähnten  großen  Spartätigkeit  be- 
steht, erklärt  sich  dahin,  daß  die  hiesigen  Textilarbeiter  im  ganzen 
ein  nüchterner,  anspruchsloser  Schlag  sind,  dessen  gewohnter  Lebens- 
bedarf keine  hohen  Ansprüche  macht.  Diese  Anspruchslosigkeit  er- 
kennt der  Ausstellungsbericht  der  sächsischen  Textilindustriellen  für 
die  Weltausstellung  in  Chicago  ausdrücklich  an,  der  den  Hauptgrund 
am  Emporblühen  der  Industrie  darin  sieht,  „daß  ihr  eine  große  Zahl 
geübter,  intelligenter  und  fleißiger  Arbeiter  gegen  mäßige  Entlohnung 
zur  Verfügung  steht“.  Die  Verpflanzung  verschiedener  Industrie- 
zweige nach  dem  Bezirk,  zuletzt  der  Teppichindustrie,  ist  auf  diese 
Tatsache  zurückzuführen. 

Wenn  man  das  ganze  vorliegende  Gebiet  überschaut,  so  macht 
sich,  wie  schon  gesagt,  eine  Tendenz  steigender  Löhne  bemerkbar. 
Es  geht  dies  auch  hervor  aus  den  Mitteilungen  der  sächsischen 
Textilberufsgenossenschaft.  Um  ein  umfassendes  Bild  zu  bekommen, 
sind  diese  außerordentlich  wichtig.  Zwar  für  die  Feststellung  der 
absoluten  Lohnhöhe  ist  der  Wert  dieser  Angaben  gering,  da  die 
angeführten  Durchschnittslöhne  beeinflußt  sind  durch  das  Hinein- 
ziehen der  weiblichen,  jugendlichen  und  Saisonarbeiter  und  somit 
die  Durchschnittslöhne  der  erwachsenen  männlichen  Arbeiter  herunter- 
drücken. Diese  Tatsache  ist  während  des  Crimmitschauer  Streikes 
und  auch  während  der  großen  Aussperrung  im  sächsisch-thüringi- 
schen Bezirke  häufig,  sei  es  aus  Böswilligkeit,  sei  es  aus  Un- 
kenntnis, übersehen  und  zur  Agitation  benutzt  worden.  Dagegen 
ist  der  Wert  dieser  Angaben  um  so  größer,  wenn  es  sich  um 
die  relative  Lohnhöhe,  im  Vergleich  zu  früher,  handelt.  Denn  es 
wird  die  dauernde  Aufwärtsbewegung  der  Löhne  deutlich  sichtbar. 
Nach  den  Mitteilungen  der  deutschen  Textilberufsgenossenschaft  be- 
trug der  durchschnittliche  Arbeitslohn  eines  Versicherten1): 

!)  Korrespondenzblatt  der  Generalkommission  der  Gewerkschaften 
Deutschlands  vom  29.  September  1906. 
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1894  . . . . 583,30  M. 

1897  ....  611,30  „ 

1902  . . . . 655,—  „ 

1904  . . . . 669,20  „ 

Im  Jahre  1905  ist  bei  einer  Anzahl  von  225  272  versicherten 
Personen  und  einer  Summe  von  153  906  274  anrechnungsfähiger  Löhne 
und  Gehälter  der  Durchschnittsjahreslohn  einer  versicherten  Person 
auf  683,2  M.  gestiegen1). 

Will  man  eine  genaue  Statistik  der  Durchschnittslöhne  der  Ar- 
beiter einer  Industrie,  die  unter  gleichen  Bedingungen  produzieren, 
erhalten,  so  ist  es  nach  dem  Gesagten  durchaus  erforderlich,  unter 
Trennung  der  Geschlechter  die  Lohneinkommen  der  je  nach  Produk- 
tionsfähigkeit erfahrungsgemäß  fixierten  verschiedenen  Altersklassen 
für  sich  zu  betrachten.  Erfreulicherweise  ist  dem  Verfasser  durch 
die  Liebenswürdigkeit  der  Geschäftsstelle  des  Verbandes  Sächsisch- 
Thüringischer  Webereien  eine  außerordentlich  genaue,  mühsame  und 
umfangreiche  Statistik  zugestellt  worden,  die  nach  diesem  Grundsätze 
verfährt. 

Die  Lohnsätze  ergeben  sich  auf  Grund  der  seit  dem  Abschluß 
des  Lohnkampfes  im  Jahre  1905  zur  Geltung  gekommenen  neuen 
Lohntarife. 


Ortsgruppe  Reichenbach - Mylau-Netzschkau. 


Alter 

bis  16  Jahre: 

17—21  Jahre: 

22—55  Jahre: 

56  und  älter : 
Zusammen : 

Alter 

bis  16  Jahre: 


Arbeitstage 

Lohnsumme 

pro  Tag 

pro 

Altersklasse 

M. 

17  949 

31  269,95 

1,74 

1,79 

W. 

24  676 

45  157,55 

1,83 

M. 

43  237 

98  961,50 

2,29 

2,23 

W. 

91  196 

201655,85 

2,21 

M. 

233  296 

677  826,60 

2,90 

2,61 

W. 

271  625 

640  617,30 

2,36 

M. 

31  850 

70786,35 

2,22 

2,19 

W. 

5090 

10017,55 

1,97 

718915 

1 776  292,65 

2.47 

Ortsgruppe  Eisterbe 

rg. 

Arbeitstage 

Lohnsumme 

pro  Tag 

pro 

Altersklasse 

M. 

1028 

1911,27 

1,86 

1,75 

W. 

2 681 

4576,04 

1,70 

3 709 

6 487,31 

*)  Geschäftsbericht  der  Sachs.  Textilberufsgenossenschaft  1905. 
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Alter 

Übertr 

17—21  Jahre: 
22—55  Jahre: 
56  und  älter: 


Zusammen : 


Arbeitstage 

Lohnsumme 

pro  Tag 

pro 

Altersklasse 

ag: 

3 709 

6 487,31 

M. 

7 679 

17216,85 

2,24 

2,16 

W. 

12  723 

27  003,80 

2,12 

M. 

81529 

215371,50 

2,64 

2,41 

W. 

101  470 

225  992,10 

2,22 

M. 

16  906 

34860,80 

2,06 

2,04 

W. 

4616 

9 147,20 

1,98 

228  632 

536  119,56 

2,35 

Es  ist  nicht  möglich,  den  Akkordtarif  des  Verbandes,  der  etwa 
2000  Positionen  aufzählt,  anzuführen.  Es  mag  jedoch  gesagt  sein, 
daß  er  nur  für  Weber  und  Weberinnen  gilt,  während  die  Tätigkeit 
der  Leimer,  Bäumer,  Einzieher,  Wochenlöhner,  Putzerinnen  usw.  nicht 
in  den  Tarif  eingezogen  ist. 

Das  Wachsen  und  Fallen  der  Löhne  nach  den  verschiedenen 
Altersklassen  geht  aus  der  Statistik  deutlich  hervor.  Sie  bestätigt 
somit  die  vorhin  im  Sinne  objektiver  Betrachtung  für  die  Textil- 
industrie genannte  Notwendigkeit.  Länger  bei  dieser  Statistik  zu 
verweilen,  ist  leider  nicht  möglich.  Es  muß  an  dieser  Stelle  genügen, 
die  effektiven  Löhne  genannt  zu  haben. 

Die  Löhne  der  Webereiarbeiter  und  Arbeiterinnen  gestalten  sich 
in  den  verschiedenen  Zweigen  der  Industrie  verschieden.  Sie  liegen 
für  Weber  immer  zwischen  10  und  20  M.,  solche,  die  drei  Stühle  be- 
dienen, vermögen  bis  zu  24  M.  zu  kommen.  Hilfsarbeiter  verdienen 
9 — 15  M.  — In  der  Baumwollweberei  sind  die  Löhne  ähnlich.  Es 
erhalten : 

Mädchen,  die  1 — 2 Stühle  bedienen,  10 — 12  M.  pro  Woche 
„ „ 2—3  „ „ 15—17  „ „ 

Weber,  „ 1—2  „ „ 16—18  „ „ 

„ „ 2-3  „ g,  20—24  „ „ 

Spulerinnen  verdienen  ....  10 — 14  „ „ „ 

Scheererinnen  „ 14 — 16  „ „ „ 

Reiherinnen  „ 14 — 16  „ „ „ 

In  der  Gardinen-  und  Spitzenweberei  liegen  die  Lohnverhältnisse 
günstiger.  Die  Gardinenweber  haben  einen  Durchschnittsverdienst 
von  24  M.,  die  Spitzenweber  von  30 — 40  M.  pro  Woche;  es  kommen 
Stundenlöhne  bis  45  Pf.  vor.  Die  relativ  hohen  Löhne  sind  hier  be- 
gründet in  der  schwierigen  Herstellungsweise  und  in  dem  Mangel 
wirklich  gut  ausgebildeter  Arbeitskräfte,  da  beide  Industrien  noch 
jung  sind. 

Ziemlich  günstig  sind  auch  die  Löhne  der  Teppichweber,  deren 
Industrie  seit  einem  Jahrzehnt  einen  großen  Aufschwung  genommen 
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hat.  Die  größte  Ölsnitzer  Fabrik  beschäftigte  Ende  1905  rund  1900 
Arbeiter.  Von  diesen  verdienten1): 

565  täglich  über  4 M.,  darunter 

233  mit  einem  Jahresverdienst  von  1200  M., 

169  „ „ „ 1300  „ 

103  „ „ „ 1400  „ 

während  die  Teppich-  und  Möbelstoffweberei  von  Adorf  den  höchsten 
Akkordlohn  eines  Webers  auf  1500  M.  pro  Jahr  und  als  Durchschnitts- 
lohn der  weiblichen  Arbeitskräfte  500  M.  pro  Jahr  angibt.  In  der 
Schußweberei  sind  die  Löhne  niedriger.  Leider  ist  auch  in  der 
Teppichindustrie  die  Entlohnung  bei  gleicher  Arbeit  und  Leistung  in 
den  verschiedenen  Betrieben  eine  verschiedene,  sie  variiert  bisweilen 
um  10 — 15%.  Die  genannten  Angaben  beziehen  sich  jedoch  nur  auf 
einen  Bruchteil  der  Arbeiter.  Die  Mehrzahl  verdient  15 — 18  M.  Die 
Arbeit  ist  sehr  anstrengend  und  kompliziert.  Ein  Weber  hat  oft  50 
und  mehr  Farben  zu  verweben. 

Die  Spinner  vermögen  18 — 25  M.  pro  Woche  zu  verdienen,  die 
Hilfsarbeiterinnen  10 — 14  M. 

Färberei-  und  Appreturarbeiter  haben  einen  Wochenlohn  von 

14.50— 17  M.  Die  Ortsgruppe  der  „Sächsisch-Thüringischen  Färber- 
Konvention  und  der  Streichgarn-Färber-Vereinigung  Reichenbach, 
Mylau,  Netzschkau,  Unterheinsdorf  und  Friesen“  bezahlen  nach  dem 
neuen  Lohntarif,  der  am  25.  Februar  1907  in  Kraft  getreten  ist,  an 
Mindestlohn  für  männliche  Arbeiter 

a)  im  Alter  von  mehr  als  18  Jahren  2,40  M.  pro  Tag 

b)  „ „ „ „ „ 21  „ 2,50  „ „ „ 

für  weibliche  Arbeiter  über  16  Jahre  1,60  „ „ „ 

Bei  Arbeitern,  die  noch  nicht  ununterbrochen  6 Monate  in  ein 
und  demselben  Betriebe  sind,  kann  der  Tageslohn  um  10%  gekürzt 
werden.  Bei  Arbeitern  unter  18  Jahren  und  minderjährigen  Arbeitern 
bleibt  die  Lohnfestsetzung  den  einzelnen  Betrieben  überlassen.  Über- 
stunden werden  je  nach  dem  Tagelohne  mit  20 — 30  Pf.  bezahlt. 

In  den  Bleichereien  und  Färbereien  von  Baumwollgarnen  und 
Baumwollgeweben  in  Plauen,  Lengenfeld,  Auerbach,  Falkenstein  und 
Aue  sind  die  Löhne  etwas  höher.  Hier  finden  wir  Tageslöhne  von 
2,80 — 3,50  M.  Die  Frauen  verdienen  in  der  fast  ausschließlich  von 
ihnen  bedienten  Appretur  und  den  damit  verbundenen  Sonderarbeiten, 
Spannen,  Vorrichten,  Wiebeln,  Steppen,  Legen,  an  Tagelohn  1,80  bis 
2,70  M.  und  im  Akkord,  der  hauptsächlichst  in  Anwendung  kommt, 

2.50— 4,50  M. 

Die  Strick-  und  Wirkwarenindustrie  ist  im  Bezirk  nur  im  ganz 
geringen  Umfange  in  Lößnitz,  Pausa  und  Brambach  vertreten.  Die 
Löhne  sind  niedrig  und  betragen  9 — 12  M.  pro  Woche2). 


J)  H.  K.  B.  1905,  S.  169. 

2)  H.  K.  B.  1905,  S.  213. 
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Die  Lohnverhältnisse  in  der  Stickerei-  und  Spitzenindustrie  sind 
folgendermaßen : Ein  tüchtiger  Sticker,  dessen  Arbeit  allerdings  auch 
eine  sehr  intensive  und  nervenanstrengende  ist,  vermag  es  zu  einem 
Jahresverdienst  von  1500  M.  zu  bringen.  Die  Wochenlöhne  der 
Arbeiterinnen  an  der  Maschine,  der  Aufpasserinnen,  Schiffchenfädle- 
rinnen  und  Ausbesserinnen  usw.,  an  denen  stets  ein  großer  Mangel 
herrscht,  bringen  es  zu  einem  hohen  Verdienst.  Es  sind  meist  junge 
Mädchen,  die  13 — 15,50  M.  Lohn  erhalten.  Auf  dem  Lande  sind  deren 
Löhne  erheblich  niedriger,  sie  betragen  7 — 10  M. 

Weniger  günstig  sind  die  Arbeitslöhne  der  Handsticker  auf 
Cambric  und  Tüll. 

Auf  die  schwankenden  Arbeitsverhältnisse  in  der  Stickerei  wurde 
bereits  früher  hingewiesen.  Die  Löhne  sowohl  der  Sticker,  wie  der 
Hilfsarbeiter  sind  sehr  verschieden.  Bei  dem  häufig  eintretenden 
Arbeitsmangel  werden  in  der  Regel  Entschädigungen  nicht  gezahlt. 
Hohe  Lohnabzüge  sind  an  der  Tagesordnung.  Infolge  dieser  Ver- 
hältnisse macht  sich  seit  einiger  Zeit  eine  starke  Bewegung  unter 
der  Stickereiarbeiterschaft  bemerkbar,  um  einheitliche  Lohn-  und 
Arbeitsbedingungen  zu  erreichen.  Auf  einer  kürzlich  abgehaltenen 
Konferenz  der  Schiffchensticker  des  Vogtlandes,  die  vom  Deutschen 
Textilarbeiterverbande  einberufen  war,  wurde  ein  Tarif  vorgelegt  und 
einstimmig  angenommen,  für  den  man  seitdem  in  eine  eifrige  Pro- 
paganda eingetreten  ist.  Es  wird  später  noch  näher  darauf  einge- 
gangen werden.  Es  genügt  hier,  daß  ein  Einheitslohntarif  für  Schiff- 
chensticker mit  fest  normierten  Sätzen  festgestellt  worden  ist.  Bei 
Tagelohnarbeit  sollen  pro  Tag  nicht  unter  6 M.  gezahlt  werden.  Der 
Lohn  für  die  Hilfsarbeiterinnen,  welche  allein  eine  Maschine  bedienen, 
soll  pro  Woche  19  M.,  bei  zwei  Hilfsarbeiterinnen  an  einer  Maschine 
für  die  Fädlerin  13,50  M.,  für  die  Aufpasserin  14,50  M.  betragen. 

Schließlich  sei  noch  der  Ausrüstungsarbeiten  gedacht,  die  in 
der  Spitzen-  und  Stickereiindustrie  ein  großes  Heer  von  Wieblerinnen, 
Stepperinnen,  Ausbesserinnen,  Legerinnen,  Zuschneiderinnen,  Vor- 
richterinnen, Mustermädchen  usw.  beschäftigen.  Die  jungen  Mädchen 
bringen  es  hier,  je  nach  Alter  und  Beschäftigung,  zu  einem  hohen 
Lohne,  der  für  Sechzehnjährige  zunächst  nur  6 — 8,50  M.  beträgt, 
aber  bis  20  M.  steigt. 

Ebenso  wichtig  als  diese  absoluten  Angaben  sind  für  die  vor- 
liegende Arbeit  und  die  Beurteilung  der  ökonomischen  Lage  der 
Textilarbeiter  die  relativen  Lohnerhöhungen  in  fast  allen  Industrie- 
zweigen, die  das  günstige  Resultat  der  Textilberufsgenossenschaft 
uns  vor  Augen  geführt  hat.  Besonders  seit  1905  ist  dieser  Aufschwung 
stark  bemerkbar.  Er  ist  bedingt  durch  den  sich  immer  fühlbarer 
machenden  Mangel  an  Arbeitskräften,  den  gesteigerten  Wert  der 
Arbeit,  der,  abgesehen  davon,  daß  das  Bedürfnis  der  Konsumenten 
nach  Textilfabrikaten  ständig  wächst,  hier  noch  besonders  dadurch 
herbeigeführt  wird,  daß  die  sich  immer  mehr  ausdehnende  Spitzen- 

v.  Langermann,  Zur  soz.  Lage  d.  sächs.  Textilbareiter.  3 
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lind  Stickereiindustrie  im  steigenden  Maße  Arbeitskräfte  absorbiert. 
Er  ist  ferner  beeinflußt  durch  die  erhöhten  Ansprüche,  die  an  die 
Geschicklichkeit  und  Intelligenz  der  Arbeiter  gestellt  werden.  Neben 
diesen  durch  das  Verhältnis  von  Angebot  und  Nachfrage  bestimmten 
Erscheinungen  ist  es  aber  m.  E.  vor  allen  Dingen  der  Druck,  der 
subjektiv  bewußt  von  den  Arbeitern  auf  die  Fabrikanten  ausgeübt 
wird,  der  die  Löhne  dauernd  in  die  Höhe  treibt.  Nach  genauestem 
Studium  der  Sachlage,  abgesehen  von  dem  in  Einzelunternehmungen 
Erreichten,  kann  man  sagen,  nicht  eine  Lohnerhöhung,  die  die  Arbeiter 
von  den  Arbeitgeberunternehmungen  in  den  letzten  Jahren  erlangt 
haben,  ist  freiwillig  geschehen. 

Die  Löhne  der  Baumwollspinnerei  und  -Weberei  haben  im 
letzten  Jahre  eine  öprozentige  Erhöhung  erfahren.  Eine  gleiche 
wurde  den  Webern  und  Weberinnen  des  Verbandes  Sächsich- 
Thüringischer  Webereien  ab  1.  Januar  1907  zuteil.  Hierbei  ist  in 
Erwägung  zu  ziehen,  daß  schon  vorher  die  Einführung  der  Mindest- 
lohntarife eine  wesentliche  Aufbesserung  des  Arbeitsverdienstes  herbei- 
geführt hat. 

Eine  bedeutende  Erhöhung  der  Löhne  erreichten  im  Februar 
1907  die  Arbeiter  der  Kirchberger  Industrie,  die  in  eine  Lohnbewegung 
eingetreten  waren.  In  Frage  kamen  etwa  1500  Arbeiter.  Der  drohende 
Ausstand  wurde  vermieden,  nachdem  man  sich  unter  der  Vermittlung 
des  von  beiden  Seiten  darum  gebetenen  Bürgermeisters  Dr.  Reichhardt 
dahin  geeinigt  hatte,  daß  auf  feste  Wochenlöhne  ein  10  prozentiger, 
auf  Akkordlöhne  der  Weber  und  Weberinnen  eine  1 2%  prozentiger 
Zuschlag  stattfinden  sollte. 

Die  Ortsgruppe  der  Sächsisch-Thüringischen  Färber-Konvention 
und  der  Streichgarnfärber-Vereinigung  Reichenbach,  Mylau,  Netzschkau, 
Unterheinsdorf  und  Friesen  erhöhte  die  Sätze  ihres  Mindestlohntarifs 
ab  25.  Februar  1907  um  5°/0. 

Man  wird  nicht  fehlgehen,  wenn  man  in  der  gesamten  Textil- 
industrie des  Bezirks  die  Lohnerhöhungen  seit  1905  im  Durchschnitt 
auf  10%  schätzt.  Es  korrespondieren  hiermit  die  Lohnaufbesserungen, 
die  in  der  Metall-  und  Holzindustrie  und  dem  Bergbau  des  Bezirks 
vorgenommen  sind.  In  der  Stickerei  stiegen  die  Löhne  für  die 
Sommermonate  noch  weit  mehr. 

Das  bisher  gekennzeichnete  Bild  erhöhter  Löhne  wird  noch  da- 
durch veranschaulicht,  daß  nach  den  Ergebnissen  der  Einkommen- 
steuereinschätzung unter  den  Einkommen  aus  Grundbesitz,  aus  Zinsen, 
aus  Gehalt  und  Lohn  und  aus  Handel  und  Gewerbe  die  Zunahme 
des  Einkommens  aus  Gehalt  und  Lohn  im  Bezirk  seit  1900  an  erster 
oder  zweiter  Stelle  steht1). 

Leider  ist  die  Besserung  in  den  Einkommensverhältnissen  der 
Textilarbeiter  stark  beeinträchtigt  durch  die  allgemein  verteuerte 

»)  Vgl.  die  H.  K.  G.  1900  bis  1906. 
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Lebenshaltung,  besonders  durch  die  erhöhten  Preise  der  Lebensmittel. 
Wertvolles  statistisches  Material  darüber  enthält  der  der  zweiten 
sächsischen  Ständekammer  zugegangene  Entwurf  zur  Abänderung 
des  Wohnungsgeldzuschußgesetzes  von  1902,  doch  kann  darauf  nicht 
näher  eingegangen  werden.  Als  besonders  wichtig  mögen  für  den 
Bezirk  folgende  Daten  genannt  sein:  Während  1904  als  höchste  Preise 
für  Rind-,  Kalb-  und  Schweineflesich1)  80  Pf. , 86  Pf.  und  90  Pf. 
galten,  stiegen  sie  1905  auf  110  Pf.,  100  Pf.  und  103  Pf.  Die  bedauer- 
liche Folge  war,  daß  der  Fleischkonsum  der  Arbeiterfamilien  mehr  und 
mehr  eingeschränkt  wurde.  Der  Verbrauch  von  Rindfleisch  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung  des  Bezirks  ging  von  14,40  kg  1904  auf  12,87  kg 
1905,  der  von  Schweinefleisch  von  24,47  kg  auf  20,61  kg,  der  Gesamt- 
verbrauch von  38,87  auf  33,48  kg  zurück,  d.  i.  eine  Verminderung  von 
13,87%2).  Es  ist  das  um  so  schwerwiegender,  als  der  Fleisch- 
verbrauch pro  Kopf,  der  Bevölkerung  des  Bezirks  schon  den  Durch- 
schnittskonsum des  Königreichs  Sachsen  nicht  erreicht3). 

Entsprechend  den  gestiegenen  Fleischpreisen  machten  sich 
auch  erhöhte  Aufwendungen  für  Brot,  Milch,  Butter,  Käse,  Schmalz  usw. 
notwendig. 

Abgesehen  von  den  erwähnten  Lohnerhöhungen  suchten  die 
Arbeitgeber  die  Lasten  der  Teuerung  durch  Abgabe  von  Kohlen, 
Seefischen,  Kartoffeln  usw.  zum  Selbstkostenpreis  zu  erleichtern. 

Der  Stadtrat  zu  Plauen  bezieht  seit  einiger  Zeit  größere  Posten 
Seefische,  von  denen  Freitags  und  Sonnabends  bis  zu  750  kg  ab- 
gesetzt und  mit  12  bis  18  Pf.  verkauft  werden.  Die  Firma  Gebrüder 
Uebel  hat  für  die  Arbeiter  ihrer  Fabriken  in  Adorf  und  Netzschkau 
größere  Abschlüsse  auf  Fleischlieferungen  mit  den  Schlächtern  gemacht, 
infolge  deren  das  Fleisch  unter  den  ortsüblichen  Preisen  abgegeben 
wird  4). 

So  hat  der  Umsatz  von  Fleisch  und  der  ebenfalls  in  größeren 
Posten  bezogenen  Seefische  in  der  Adorfer  Fabrik  bisher  wöchent- 
lich 200  bis  250  kg  resp.  100  kg  betragen. 

Schließlich  sei  im  Zusammenhänge  mit  den  Einkommensverhält- 
nissen erwähnt,  daß  seitens  der  Unternehmer  im  bedeutenden  Maße 
Stiftungen  zugunsten  der  Arbeiter  in  den  mannigfachsten  Formen 
ins  Leben  gerufen  worden  sind.  Sehr  gebräuchlich  sind  Geldgeschenke, 
die  im  Verhältnis  der  Arbeitsjahre  in  entsprechend  höheren  Beträgen 
zur  Auszahlung  gelangen.  Daneben  besteht  eine  Anzahl  großer  Stif- 
tungen, wie  Witwen-  und  Waisenkassen,  Beamten-  und  Arbeiterunter- 
stiitzungs-  und  Pensionskassen  usw.  Einige  neuere  Daten  seien  hier 
angeführt.  Die  Witwen-  und  Waisenversicherung  der  Kammgarn- 


')  H.  K.  B.  1904  und  1905. 

2)  H.  K.  B.  1905,  S.  91. 

3)  Stat.  Jahrbuch  für  das  Königreich  Sachsen  1904,  S.  99. 

4)  G.  I.  B.  Plauen  1906,  S.  239. 


3* 
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Spinnerei  Schedewitz,  A.-G. , zahlte  1906  x)  an  Unterstützungen 
3908  M.  und  schloß  mit  einem  Vermögensbestande  von  106  637  M. 
Der  Beamten-  und  Arbeiterpensionsfonds  der  gleichen  Fabrik  erhöhte 
sich  von  13  288  M.  auf  21  628  M.  An  Pensionszuschüssen  wurden 
den  alten  Arbeitern  und  Invaliden  2902  M.  gewährt.  Der  Seniorchef 
der  Firma  Gebrüder  Uebel  überschrieb  im  vorigen  Jahre2)  dem  Unter- 
stützungsfonds für  alte  Arbeiter  und  Beamte  in  Adorf,  Plauen  und 
Netzschkau  100000  M.  Die  Zinsen  werden  unter  Mitwirkung  des 
Arbeiterausschusses  von  den  Fabrikinhabern  an  alte  und  in  Not  ge- 
ratene Arbeiter  und  Beamte  verteilt.  Die  freie  Unterstützungskasse 
der  Firma  Moritz  Zimmermann  in  Netzschkau  wurde  im  gleichen 
Jahre  durch  Zuwendung  von  5000  M.  auf  10000  M.  gebracht. 

Da  im  Bezirk*  eine  große  Anzahl  solcher  und  ähnlicher  Ein- 
richtungen bestehen,  mußte  auf  sie  eingegangen  werden.  Die  großen 
Summen,  die  hier  zum  Besten  der  Arbeiter  Verwendung  finden,  wirken 
auf  die  ökonomische  Lage  der  Arbeiterfamilien  im  bedeutenden 
Maße  ein. 


Arbeitszeit. 

Die  Arbeitszeit  ist  in  den  verschiedenen  Industriezweigen  des 
Regierungsbezirks  eine  verschiedene.  Eine  Einheitlichkeit,  wie  sie 
etwa  am  Niederrhein  herrscht,  ist  hier  noch  nicht  erreicht  worden. 

In  den  Kammgarnspinnereien  beträgt  sie  11  und  1 1 1/2  Stunden. 
Doch  greift  hier  teilweise  schon  neuerdings  die  10V2Stündige  Arbeits- 
zeit Platz,  wie  wir  sie  bereits  in  den  Vigognespinnereien  finden. 

In  den  Werdauer  und  Crimmitschauer  Webereien  ist  ab  1.  Sep- 
tember die  10V2Stündige  Arbeitszeit  durchgeführt.  In  den  Baumwoll- 
spinnereien- und  Webereien  wird  11  Stunden,  teilweise  auch  10  V2  Stun- 
den, in  den  Bleichereien,  Färbereien  und  Appreturanstalten  11  Stunden 
gearbeitet.  In  den  Färbereien  des  Mylau-Netzschkau-Reichenbacher 
Industriebezirks  und  Elsterbergs  ist  die  Arbeitszeit  wie  in  den  gleichen 
Anstalten  in  Meerane  und  Glauchau  auf  10  y2  Stunden  festgesetzt. 
Der  Zehnstundentag  hat  bei  der  Bewegung  der  Arbeiter  Anfang  1907 
nicht  erreicht  werden  können. 

Die  Kirchberger  Lohnbewegung  brachte  den  dortigen  Textil- 
arbeitern die  Herabsetzung  der  Arbeitszeit  von  11  auf  101/?  Stunden. 

Nach  den  allgemeinen  Bestimmungen  des  Generaltarifs  des  Ver- 
bandes Sächsisch-Thüringischer  Webereien  beträgt  in  dessen  Be- 
trieben die  Arbeitszeit  zwar  10  Stunden,  doch  wird  diese  Bestimmung 
dadurch  illusorisch  gemacht,  daß  in  den  Ortsgruppen  fast  alle  Be- 
triebe die  Maschinen  in  den  Pausen  weiterlaufen  lassen. 


»)  H.  K.  B.  1906,  S.  180. 

s)  G.  I.  B.  Plauen  1906,  S.  241. 
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In  den  Spitzen-  und  Gardinenwebereien  mit  überwiegender 
Männerarbeit  gilt  fast  allgemein  die  zehnstündige  Arbeitszeit.  In 
diesen  Betrieben  bestehen  Tag-  und  Nachtschichten. 

In  der  Spitzen-  und  Stickereiindustrie  sind  die  Arbeitszeiten 
sehr  verschieden.  In  den  meisten  Betrieben  wird  1 1 Stunden  ge- 
arbeitet, doch  teilweise  auch  länger,  da  ein  Teil  der  Industrie  in  das 
Haus  verlegt  ist.  Es  findet  hier  eine  starke  Überarbeit  der  Frauen 
statt.  Die  Sticker,  die  häufig  länger  arbeiten,  können  die  Hilfsarbeite- 
rinnen nicht  entbehren.  Eine  Schuld  trifft  hier  nicht  immer  den  Unter- 
nehmer, da  die  Stickereibetriebe  häufig  vom  Geschäftslokal  entfernt 
liegen  und  dadurch  die  Kontrolle  der  Arbeitgeber  erschwert  wird. 
Die  Gewerbeinspektion  Aue  konstatierte,  daß  ein  Stickereibetriebs- 
inhaber in  Schneeberg  39  Stickmaschinen  in  zwölf  verschiedenen, 
räumlich  weit  voneinander  liegenden  Betrieben  beschäftigte1). 

An  Sonnabenden  ist  die  Arbeitszeit  eine  kürzere,  meist  zehn- 
stündige. Auch  gestatten  die  Arbeitgeber  ihren  entfernt  wohnenden 
Arbeitern,  an  diesem  Tage  die  Arbeit  früher  niederzulegen. 

Die  Pausen  sind  je  nach  der  Art  der  Betriebe  verschieden  ge- 
regelt, jedoch  suchen  die  Fabrikanten  ihren  Arbeitern  und  deren 
Wünschen  entgegenzukommen. 

Seit  einer  Reihe  von  Jahren  bereits  besteht  hier  unter  den 
Arbeitern  eine  starke  Strömung,  die  Arbeitszeit,  besonders  die  der 
Frauen,  abzukürzen.  Da  die  Frauenarbeit  in  der  hiesigen  Textil- 
industrie überwiegt,  hat  die  Herabsetzung  der  Arbeitszeit  der  Frauen 
die  der  Männer  vielfach  im  Gefolge.  Der  größte  Teil  der  Fabriken 
muß  den  Betrieb  schließen,  nachdem  die  Frauen  Feierabend  gemacht 
haben. 

Die  Textilindustriellen  des  Bezirkes  sind  schroffe  Gegner  des 
obligatorischen  Zehnstundentages.  Einen  interessanten  Einblick  in 
die  Stimmung  der  Unternehmerkreise  gibt  der  Ausschußbericht  der 
Handelskammer  vom  10.  Januar  1903.  Der  Reichskanzler  hatte  im 
Jahre  1902  die  Gewerbeinspektionen  um  folgende  Auskünfte,  betreffend 
die  zulässige  Arbeitszeit  für  Arbeiterinnen  über  16  Jahre,  ersucht: 

„Erscheint  es  zweckmäßig  und  ausführbar 

a)  die  nach  § 137,  Abs.  2 der  G.-O.  zulässige  tägliche  Arbeits- 
zeit von  11  auf  10  Stunden  herabzusetzen, 

b)  die  nach  § 137,  Abs.  3 zu  gewährende  Pause  von  1 Stunde 
auf  1 V2  Stunden  zu  verlängern, 

c)  den  Arbeitsschluß  an  den  Samstagen  und  den  Vorabenden 
der  Festtage  auf  eine  frühere  Stunde  als  5V2  Uhr  nachmittags 
zu  verlegen,  und  auf  welche,  und  zwar  allgemein  oder  nur 
für  einzelne  Industriezweige?“ 

Bei  der  großen  Wichtigkeit  der  Frauenarbeit  — es  arbeiteten 
beispielsweise  nach  der  Zählung  vom  1.  Mai  1898  in  213  Spinnerei- 


x)  H.  K.  B.  1900,  S.  29. 
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betrieben  5160  männliche  und  10622  weibliche  Arbeiter,  von  welchen 
letzteren  8997  über  16  Jahre  alt  waren  — waren  die  in  Rede  stehen- 
den Fragen  natürlich  von  größter  Bedeutung  für  den  Regierungs- 
bezirk. In  der  Ausschußsitzung  der  Handelskammer,  die  sich  mit 
dieser  Angelegenheit  zu  befassen  hatte,  sprachen  sich  alle  Bericht- 
erstatter bis  auf  zwei  Stimmen  gegen  eine  Herabsetzung  der  Arbeits- 
zeit von  11  auf  10  Stunden  aus.  Damals  betrug  die  Arbeitszeit  noch 
allgemein  1 1 Stunden  für  Männer  und  Frauen.  Es  wurde  darauf  hin- 
gewiesen, daß  die  Einschränkung  der  Frauenarbeitszeit  die  der  Männer 
notwendig  im  Gefolge  haben  würde,  wodurch  der  sich  in  allen  Zweigen 
der  Textilindustrie  äußerst  fühlbar  machende  Mangel  an  Arbeits- 
kräften noch  gesteigert  würde.  Man  befürchtete  eine  Verminderung 
der  Produktion  und  eine  Verteuerung  derselben,  da  die  Maschinen 
nicht  mehr  in  gleicher  Weise  ausgenutzt  werden  könnten.  Die  Folge 
sei  eine  Verminderung  des  Verdienstes,  ein  Fallen  der  Löhne  zuun- 
gunsten der  Arbeiter;  würden  sie  aber  entsprechend  erhöht,  so  bedeute 
diese  Steigerung  eine  Erschwerung  der  Konkurrenzfähigkeit  den  Ländern 
gegenüber,  deren  Industrie  nicht  in  dem  Maße  durch  Sozialpolitik 
beschwert  sei,  die  zum  Ruin  führen  müsse.  Aus  ähnlichen  Erwägungen 
wurde  der  frühere  Schluß  der  Frauenarbeit  an  Samstagen  und  den 
Vorabenden  der  Feiertage  fast  allgemein  verworfen.  Hier  wurde  noch 
betont,  daß  auch  aus  betriebstechnischen  Gründen  eine  Verkürzung 
nicht  angebracht  sei.  Durch  das  Reinigen  der  Maschinen  würde  die 
Arbeitszeit  schon  vermindert.  Ein  Nochmehr  würde  es  geeigneter 
erscheinen  lassen,  den  Betrieb  bereits  mittags  zu  schließen.  Einer 
obligatorischen  gleichmäßigen  Mittagspause,  die  die  Eigentümlich- 
keiten der  einzelnen  Betriebe  unberücksichtigt  lasse,  könne  nicht  zu- 
gestimmt werden.  Demgemäß  beantragte  der  Ausschuß: 

Die  Handelskammer  wolle  sich  gegen  die  gesetzliche  Verkür- 
zung der  Arbeitszeit  iür  Arbeiterinnen  über  16  Jahre  von  11  auf 
10  Stunden,  gegen  die  Verlängerung  der  Mittagspause  für  Arbeite- 
rinnen und  gegen  eine  Verlegung  des  Arbeitsschlusses  der  weiblichen 
Arbeiter  an  den  Vorabenden  der  Sonn-  und  Festtage  auf  eine  frühere 
Stunde  als  5 x/2  Uhr  nachmittags  auszusprechen. 

Dieser  Antrag  wurde  in  der  Gesamtsitzung  der  Handelskammer 
vom  2.  Februar  1903  einstimmig  angenommen1). 

Was  die  beiden  letzten  Punkte  anbetrifft,  so  hat  seither  einer- 
seits eine  Verkürzung  der  Arbeitszeit  an  den  Samstagen  und  den 
Vorabenden  der  Feiertage,  anderseits  eine  Verlängerung  der  Mittags- 
pause stattgefunden.  Hier  kommen  jetzt  die  Fabrikanten  den  mannig- 
fachen Wünschen  der  Arbeiter  entgegen,  deren  individuellen  Be- 
dürfnissen meines  Erachtens  so  besser  entsprochen  wird  als  durch 
eine  gesetzliche  Festlegung. 


>)  H.  K,  B.  1903,  S.  11. 
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Die  Verkürzung  des  Arbeitstages  hat,  wie  schon  erwähnt,  auch 
hier  rüstige  Fortschritte  gemacht,  allerdings  gegen  den  Willen  der 
Arbeitgeber,  die  ja  Arbeitszeitverkürzungen  nicht  freundlich  gegen- 
überstehen, und  auch  nicht  in  dem  Maße  wie  anderwärts. 

Daß  sich  die  Stimmung  der  hiesigen  Unternehmer  nicht  geändert 
hat,  beweisen  die  Erhebungen,  die  seitens  der  Handelskammer  im 
Jahre  1905  veranstaltet  wurden.  Auch  jetzt  hielt  die  große  Mehrzahl 
der  Industriellen  mit  Entschiedenheit  an  ihrer  ablehnenden  Haltung 
gegen  die  gesetzliche  Einführung  der  Verkürzung  der  Arbeitszeit  für 
Arbeiterinnen  über  16  Jahre  auf  10  Stunden  fest1). 

Die  gleiche  Anschauung  teilen  die  Crimmitschauer  Industriellen, 
die  seinerzeit  ihren  Arbeitern  erklärt  haben,  sie  wären  nicht  gegen 
den  Zehnstundentag,  doch  müßten  sie  auf  eine  gesetzliche  Regelung 
desselben  für  das  Reich  dringen.  Noch  kurz  vor  Ausbruch  des 
Riesenkampfes  hatte  man  sich  beiderseitig  dahin  verständigt: 

„Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  versprechen,  innerhalb 
Jahresfrist  bei  ihren  Verbandszentren  dahin  vorstellig  zu 
werden,  daß  seitens  derselben  eine  Verringerung  der  Arbeits- 
zeit, eventuell  bis  zu  10  Stunden,  in  der  gesamten  Textil- 
industrie Deutschlands  eingeführt  werde.  Es  ist  dabei  auf 
eine  gesetzliche  Regelung  dieser  Frage  besonderer  Wert  zu 
legen.“ 

Man  wird  es  den  Arbeitern  nicht  verübeln  können,  wenn  sie 
unter  solchen  Umständen  den  Glauben  an  die  Arbeitgeber  verlieren 
und  dann  auf  andere  Weise  ihr  Ziel  zu  erreichen  suchen. 

Man  ist  hier  in  Unternehmerkreisen  geneigt,  sei  es  aus  Un- 
kenntnis, sei  es  aus  Berechnung,  alle  Bestrebungen  der  Arbeiter,  ihre 
Lage  zu  heben,  als  den  Ausfluß  sozialdemokratischen  Geistes  anzu- 
sehen. So  geht  es  auch  mit  der  Verkürzung  der  Arbeitszeit.  Sie 
übersehen,  daß  die  Herbeiführung  des  Zehnstundentages  längst  Ge- 
meingut aller  Arbeiter  geworden  ist,  in  der  Wissenschaft  und  von 
Staatsmännern  vertreten  wird.  Sie  geben  damit  nur,  wie  so  oft,  der 
Sozialdemokratie,  die  es  ja  in  echt  demagogischer  Weise  so  ausge- 
zeichnet versteht,  den  Wünschen  der  Arbeiter  zu  schmeicheln,  um  sie 
dann  für  ihre  Zwecke  zu  mißbrauchen,  billigen  Agitationsstoff.  Ander- 
seits ist  die  Haltung  der  Arbeitgeber  insofern  zu  verstehen,  als  sie 
fürchten,  daß,  wenn  sie  den  sozialdemokratisch  verhetzten  Massen 
den  kleinen  Finger  bieten,  diese  die  ganze  Hand  haben  wollen.  Tat- 
sächlich gehen  in  bezug  auf  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  die 
sozialdemokratischen  Wünsche  ins  Ungemessene.  Diese  werden  auf 
Basis  unserer  heutigen  Wirtschaftsordnung,  des  Privatkapitals,  un- 
erfüllt bleiben  müssen.  Ein  solcher  Zeitverlust  kann  in  der  Textil- 
industrie, deren  Produktionsleistung  in  erster  Linie  durch  Maschinen 
bedingt  ist,  durch  Intensität  der  menschlichen  Arbeit  niemals  wett- 


) H.  K,  B.  1905,  S.  24. 
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gemacht  werden.  Besonders  die  Spinner,  aber  auch  die  Weber  sind 
durchaus  abhängig  von  der  Umdrehungsgeschwindigkeit  der  Spindeln, 
dem  Gange  der  Webstühle.  Sie  würden  bei  intensivster  Arbeit  die 
Produktionsfähigkeit  der  Maschine  über  ein  gewisses  Maß  nicht  zu 
steigern  vermögen.  Daß  in  den  meisten  Textilindustriezweigen  eine 
Verminderung  der  Produktion  durch  Verkürzung  der  Arbeitszeit 
herbeigeführt  wird,  geben  die  Arbeiter  selbst  dadurch  zu,  daß  neben 
den  Forderungen  verminderter  Arbeitszeit  solche  erhöhter  Akkord- 
sätze einhergehen.  Die  sehr  interessanten  Versuche  von  Ernst  Abbe, 
des  Schöpfers  der  Karl  Zeiß-Stiftung,  über  das  Verhältnis  von  Arbeits- 
zeit und  Arbeitsleistung  passen  nur  für  eine  beschränkte  Anzahl  von 
Betriebsarten  und  finden  am  allerwenigsten  eine  Bestätigung  in  der 
Textilindustrie.  Die  an  sich  gute  Absicht,  eine  größere  Anzahl  Arbeiter 
zu  beschäftigen,  würde  aus  betriebstechnischen  Gründen  in  vielen 
Fällen  unmöglich  sein. 

Die  Einführung  des  Zehnstundentages  erscheint  jedoch  als 
durchaus  geeignet,  sowohl  der  Textilindustrie  wie  dem  Interesse  der 
Arbeiter  zu  dienen.  Die  Ablehnung  der  Arbeitgeber  ist  eben  haupt- 
sächlichst in  der  Befürchtung  gelegen,  unter  heutigen  Verhältnissen 
könne  die  Erfüllung  auch  berechtigt  erscheinender  Arbeiterforderungen 
als  ein  Zeichen  von  Schwäche  ausgelegt  werden.  Der  alte  Stand- 
punkt der  Freihandelsschule  gewissen  sozialpolitischen  Forderungen 
gegenüber  tritt  ebenfalls  hervor.  Tatsächlich  mehren  sich  neuerdings 
im  Bezirk  die  Stimmen,  die  sich  auf  Basis  günstiger  Erfahrungen  für 
eine  solche  Verkürzung  aussprechen x).  Allerdings  ist  meines  Erachtens 
die  reichsgesetzliche  Durchführung  des  Zehnstundentages  geboten. 
Über  die  Ausdehnung  des  letzteren  in  der  Holz-  und  Metallindustrie 
des  Bezirks  liegen  günstige  Berichte  vor,  die  auf  die  durch  die  Ver- 
ringerung der  Arbeitszeit  herbeigeführte  Kostenersparnis  für  Be- 
leuchtung, Heizung  usw.  hinweisen.  Die  Produktion  hat  sich  nicht 
verringert2). 

Daß  eine  lokal  begrenzte  Verkürzung  der  Arbeitszeit,  besonders 
im  Anfang  vermindernd  und  verteuernd  auf  die  Industrieprodukte 
wirken  kann  und  die  Konkurrenzfähigkeit  herabdrückt,  ist  nicht  ab- 
zustreiten. Ein  Beweis  ist  damit  gegeben,  daß  die  Arbeitgeber  des 
Verbandes  Sächsisch-Thüringischer  Webereien  durch  die  Herabmin- 
derung der  Arbeitszeit  und  die  Erhöhung  der  Akkordsätze  gezwungen 
sind,  jetzt  gewisse  Waren  in  den  schlesischen  und  bayerischen 
Distrikten  ihrer  Konkurrenz  weben  zu  lassen,  in  denen  eine  höhere 
Arbeitszeit  und  geringere  Löhne  in  Anwendung  kommen. 

Es  ist  deshalb  erfreulich,  daß  neuerdings  die  Verkürzung  der 
Arbeitszeit  in  der  süddeutschen  Textilindustrie,  besonders  in  Bayern 
und  Württemberg  große  Fortschritte  macht. 

»)  Vgl.  H.  K.  G.  1905,  S.  24  und  G.  I.  B.  Aue  S.  325. 

2)  H.  K.  B.  1905,  S.  XIV. 
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Eine  besondere  Gefahr  für  die  hiesige  Industrie  und  ihren  be- 
deutenden Exporthandel  — beispielsweise  betrug  der  Wert  der  Aus- 
fuhr allein  aus  dem  Konsulatsbezirk  Plauen  nach  den  Vereinigten 
Staaten  im  Jahre  1905  an  Spitzen  und  Stickereien  17  778012  M. 
bietet  jedoch  die  längere  Arbeitszeit  gerade  in  den  konkurrierenden 
Ländern.  Zwar  Frankreich  und  England  haben  den  Zehnstundentag 
für  erwachsene  Arbeiterinnen,  dagegen  beträgt  die  Arbeitszeit  in  den 
Konkurrenzländern  Österreich,  Schweiz  und  Italien  11  Stunden,  Belgien 
sogar  11  — IIV2  Stunden.  Es  kommt  noch  dazu,  daß  entsprechend 
der  Frauenarbeitszeit  nun  dort  auch  die  Männer  länger  arbeiten. 
Doch  ist  auch  in  diesen  Ländern  eine  starke  Propaganda  vorhanden, 
die  Arbeitszeit  einzuschränken.  So  schlossen  die  Färber  in  Wien 
im  vorigen  Jahre  einen  Tarifvertrag  ab,  der  die  Arbeitszeit  auf  zehn 
Stunden  beschränkte1)* 

Besonders  wichtig  sind  die  internationalen  Bestrebungen,  die 
sich  auf  Veranlassung  des  Kaisers  seit  Jahren  bereits  mit  der  Frage 
einer  internationalen  Regelung  der  Frauenarbeitszeit  befassen.  Der 
Zentralverband  Deutscher  Industrieller  sieht  es  ja  als  die  unbedingte 
Voraussetzung  der  Verkürzung  der  Arbeitszeit  der  Frauen  auf  zehn 
Stunden  an,  daß  die  gleiche  Verkürzung  in  den  konkurrierenden 
Staaten  eintritt 2 3).  Nach  den  mehrfachen  Äußerungen  des  Grafen 
Posadowsky,  zuletzt  gegenüber  dem  Komitee  des  dritten  internatio- 
nalen Kongresses  von  Baumwollspinner-  und  -Webervereinigungen, 
der  am  25. — 27.  Juni  in  Bremen  tagte,  darf  man  hoffen,  daß  ein 
günstiges  Resultat  erreichbar  ist. 

Ein  Umschwung  in  der  Stimmung  der  Arbeitgeber,  wenn  auch 
nur  sehr  langsam,  geht  auch  aus  der  Handhabung  der  Überstunden 
hervor.  Die  auf  Grund  des  § 138  a Abs.  5 der  G.-O.  und  der  Ziff.  8 
Abs.  4 der  Bekanntmachung  vom  13.  Juli  1900  für  Sonnabende  und 
des  § 105  f.  der  G.-O.  für  Feiertage  bewilligte  und  nachgesuchte 
Überarbeit  ist  nach  den  Angaben  der  Gewerbeinspektionen  nur  ge- 
ring. Die  bewilligte  Überarbeit  erwachsener  Arbeiterinnen  für  Wochen- 
tage außer  Sonnabends  gemäß  § 138a  Abs.  1 bis  4 der  G.-O.  und 
Ziffer  7 und  8 Abs.  1 bis  3 der  Bekanntmachung  vom  13.  Juli  1900, 
die  immer  begründet  wird  mit  der  Häufung  von  Aufträgen  und  der 
notwendigen  Innehaltung  von  Lieferungsterminen8),  ist  dagegen  sehr 
stark.  Es  sind  1905  für  45  358  Arbeiterinnen  244  323V2  Stunden  be- 
bewilligt worden4).  Jedoch  verringert  sich  nach  den  Angaben  der 
Gewerbeaufsichtsberichte  die  Nachsuchung  und  Erlaubnis  von  Über- 
stunden von  Jahr  zu  Jahr.  Es  bricht  sich  bei  den  Unternehmern  die 


*)  Reichsarbeitsblatt  1907,  Nr.  1,  S.  63. 

2)  Verhandlungen  des  Zentralverbandes  Deutscher  Industrieller, 
Nr.  100.  S.  121. 

3)  G.  I.  B.  1905,  S.  324. 

4)  G.  I.  B.  1905,  S.  375. 
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Überzeugung  Bahn,  daß  „die  Verlängerung  der  Arbeitszeit  nur  eine 
zweifelhafte  Maßnahme  zur  Erhöhung  der  Arbeitsleistung  ist  und  nur 
im  äußersten  Notfälle  auf  Tage,  nicht  aber  auf  Wochen  nacheinander 
ausgedehnt  werden  darf“ 1). 

Den  bei  weitem  größten  Anteil  an  den  Überstunden  beansprucht 
die  Stickerei-  und  Spitzenindustrie.  Die  auch  hier  abnehmende 
Nachsuchung  ist  noch  auf  ein  anderes  Motiv  zurückzuführen : Es 
sind  dies  die  Umständlichkeiten,  die  Schreibereien  und  Kosten,  die 
mit  der  Nachsuchung  und  Erteilung  verbunden  sind,  und  ferner  ist 
es  die  verschiedene  Behandlung,  der  in  dieser  Frage  die  Werkstätten 
mit  Motorbetrieb,  in  denen  in  der  Regel  weniger  als  zehn  Arbeiter 
beschäftigt  werden,  und  anderseits  Fabriken  seitens  der  Verwaltungs- 
behörden ausgesetzt  sind2).  Nach  der  Rechtsprechung  des  sächsi- 
schen Oberverwaltungsgerichtes  sind  Stickmaschinenbetriebe  mit  drei 
und  mehr  Maschinen  als  Fabriken  anzusehen.  Die  Werkstätten  mit 
Motorbetrieb,  in  denen  in  der  Regel  weniger  als  zehn  Arbeiter  be- 
schäftigt werden,  sind  nach  der  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers 
vom  13.  Juli  1900  von  der  Verpflichtung  des  § 138  a der  G.-O.  be- 
freit, wonach  die  Unternehmer  von  Fabriken,  falls  sie  wegen  außer- 
gewöhnlicher Häufung  der  Arbeit  Arbeiterinnen  länger  als  1 1 Stunden 
täglich  zu  beschäftigen  wünschen,  besonderer  behördlicher  Erlaubnis 
bedürfen.  Ferner  dürfen  Stickmaschinenbesitzer,  deren  Betriebe  keine 
Fabriken  sind,  nach  Ziffer  7 der  genannten  Bekanntmachung  vom 
13.  Juli  1900  Arbeiterinnen  an  40  Tagen  im  Jahre  bis  zu  13  Stunden 
täglich  beschäftigen.  Eine  behördliche  Erlaubnis  ist  nicht  notwendig, 
nach  Ziffer  7 Abs.  2 ist  nur  ein  Verzeichnis  anzulegen.  Wünschen 
sie  die  Arbeiterinnen  an  mehr  als  40  Tagen  zu  beschäftigen,  genügt 
die  Erlaubnis  der  niederen  Verwaltungsbehörde,  während  für  die 
Unternehmer  von  Fabriken  die  höhere  Verwaltungsbehörde  in  diesem 
Falle  zuständig  ist.  Diese,  durch  eine  äußerliche  Formulierung  des 
Begriffes  „Fabrik“  — es  zeigt  sich  eben  auch  hier  die  Schwierigkeit, 
eine  Definition  zu  finden,  die  allen  Ansprüchen  der  Praxis  entspricht 
— herbeigeführte  ungleiche  Behandlung,  verbunden  mit  den  Weit- 
läufigkeiten und  Mehrkosten,  wie  sie  besonders  mit  der  Anrufung 
der  oberen  Verwaltungsbehörde  verbunden  sind,  hat  den  Vorstand 
des  Fabrikantenvereins  zu  Plauen  veranlaßt,  in  einer  Eingabe  an  das 
Reichsamt  des  Innern  vom  12.  April  1906  der  Bitte  Ausdruck  zu 
geben : 

„Daß  unter  entsprechender  Abänderung  des  § 138a  der  G.-O. 
die  Füglichkeit,  Arbeiterinnen  über  11  Stunden  täglich  zu  beschäftigen, 
für  die  Unternehmer  von  Fabriken  an  dieselben  Bedingungen  ge- 


1)  G.  I.  B.  1905,  S.  325. 

2)  Jahresbericht  des  Fabrikantenvereins  zu  Plauen  1905/06,  S.  18. 
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knüpft  werde,  die  die  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom 
13.  Juli  1900  für  diejenigen  Unternehmer  vorsieht,  welche  Werk- 
stätten mit  Motorbetrieb  besitzen  und  darin  in  der  Regel  weniger  als 
zehn  Personen  beschäftigen“1). 


Frauenarbeit2). 

Zunächst  dürfte  es  wichtig  sein,  noch  auf  einige  Unterschiede 
der  Entlohnung  der  Frauen-  und  Männerarbeit  einzugehen.  Die  Höhe 
der  Entlohnung  ist  vielfach  eine  verschiedene.  Der  große  Unter- 
schied erklärt  sich  zwar  einesteils  dadurch,  daß  eine  Arbeitsteilung 
insofern  stattfindet,  daß  den  Männern  die  schwerere  körperliche 
Arbeit,  den  Frauen  die  leichtere  überwiesen  ist.  Das  Weben  in  den 
Tuch-  und  Buckskin-,  in  den  Teppich-  und  Gardinenwebereien,  das 
Sticken,  das  Bleichen,  Farben  und  Drucken  ist  demnach  fast  ganz 
der  Männerarbeit  überlassen.  Soweit  Zeitlöhne  in  Anwendung  kommen, 
sind  bei  gleicher  Tätigkeit  und  gleicher  Leistung  die  Lohnsätze  ver- 
schieden für  männliche  und  weibliche  Arbeiter.  Die  Frauenarbeit 
wird  erheblich  billiger  bezahlt,  obgleich  in  der  Textilindustrie  die 
Arbeitsleistung  der  Frau  noch  am  ehesten  der  des  Mannes  gleich- 
kommt. Es  ist  dies  eine  Folge  davon,  daß  auch  heute  noch  die  un- 
ausgesprochene Richtschnur  bei  der  Entlohnung  die  ist,  daß  die 
Frau  allein  steht  und  nur  für  sich  zu  sorgen  hat.  Oder  aber  man 
gewährt  ihr  einen  Zuschuß  zum  Verdienst  des  Mannes.  Es  sind  das 
Erwägungen  die  auch  bei  der  Gehaltsbemessung  für  die  weiblichen 
Beamten  zutage  treten.  Bei  Arbeitsleistungen,  die  quantitativ  und 
qualitativ  Gleichwertiges  prästieren,  tendiert  der  Lohn  dahin,  beim 
männlichen  Arbeiter  die  Familie  mit  zu  ernähren,  beim  weiblichen 
Arbeiter  dagegen,  nur  diesem  die  Existenz  zu  ermöglichen. 

Bei  Arbeiten,  die  im  Akkord  bezahlt  und  von  Männern  und 
Frauen  verrichtet  werden,  sind  die  Sätze  gerechterweise  jetzt  gleich, 
z.  B.  in  der  Weberei. 

Bei  den  Webern,  den  vielerlei  Vorbereitungs-  und  Hilfsarbeiten 
ist  eine  Trennung  der  Geschlechter  nicht  durchgeführt.  Wenn  eine 
Akkordweberin  durchschnittlich  am  Ende  der  Woche  weniger  verdient 
hat  als  der  Mann,  so  liegt  das  hier  nicht  an  der  physischen  Un- 
möglichkeit, im  Gegenteil  vermögen  die  Weberinnen  infolge  ihrer 
größeren  Fingerfertigkeit  häufig  mehr  Tuch  fertigzubringen,  sondern 
daran,  daß  die  Frauen,  besonders  die  verheirateten,  größere  Pausen 


1)  a.  a.  0. 

2)  Vgl.  Rudolf  Martins  Ausführungen  über  die  Ausschließung  der 
verheirateten  Frauen  aus  der  Fabrik.  Zeitschrift  f.  d.  ges.  Staatswissen- 
schaft, Bd.  52. 
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haben,  vielfach  die  Arbeit  später  beginnen  und  früher  niederlegen. 
Auch  die  größere  Stetigkeit  der  Männerarbeit  ist  hier  von  Einfluß. 

Übrigens  haben  sich  die  Frauen-  und  Männerlöhne  in  der  Textil- 
industrie mit  wachsendem  Großbetriebe  immer  mehr  einander  ge- 
nähert, nachdem  auch  die  Frauenarbeit  den  elenden  Schwitzbuden 
der  Heimarbeit  entzogen  wird.  Die  immer  größer  werdende  An- 
wendung des  Akkordlohnsystems,  eine  Folge  fortschreitender  Technik, 
wirkt  hier  besonders  ausgleichend.  Die  steigende  Organisations- 
fähigkeit der  Frauen,  die  Zunahme  von  Kollektivverträgen  wirken 
ebenfalls  nach  dieser  Richtung.  Das  Streben  der  Arbeiter  geht  dahin, 
eine  gleiche  Entlohnung  beider  Geschlechter  herbeizuführen.  So  hatte 
die  Arbeiterkommission  der  Firma  Lange  & Co.,  Auerbach,  Mitte  1906 
unter  anderen  Forderungen  die  der  gleichen  Löhne  für  gleiche  Arbeit 
an  männliche  und  weibliche  Arbeiter  eingereicht1). 

Von  den  Bekämpfern  der  Frauenarbeit  in  den  Fabriken  wird 
häufig  auf  den  lohndrückenden  Einfluß  der  Frauenlöhne  auf  die  der 
Männer  hingewiesen.  Dieses  Moment  verliert  sich  jedoch  immer 
mehr.  Besonders  hier  im  Bezirk  kann  von  einem  derartigen  Lohn- 
druck bei  den  steigenden  Löhnen  kaum  gesprochen  werden.  Es 
herrscht  ein  solcher  Mangel  an  Arbeitskräften,  daß  jede  sich  bietende 
Kraft  mit  Freuden  angenommen  wird.  Die  Männerlöhne  ziehen  die 
der  Frauen  nach  sich,  dahin  geht  hier  neuerdings  die  Tendenz.  Der 
besonders  starke  Ruf  nach  weiblichen  Arbeitskräften  ist  eine  Folge 
davon,  daß  einerseits  die  größere  Körperkraft  durch  technische  Ver- 
besserungen ersetzt  wird,  anderseits  die  reinlichere  und  leichtere 
Bekleidungsindustrie  immer  mehr  weibliche  Arbeitskräfte  anzieht.  Ein 
besonderer  Grund  der  Bevorzugung  der  Frauenarbeit  seitens  mancher 
Unternehmer  hat  in  der  größeren  politischen  Gebundenheit,  der  ge- 
ringeren Organisationsfähigkeit  der  Arbeiterinnen  seine  Ursache.  Es 
ist  die  Furcht  vor  Streiks  und  abgezwungenen  Konzessionen,  die  dem 
Arbeitgeber  in  solchen  Fällen  die  weibliche  Arbeitskraft  lieber  macht, 
weniger  die  Abneigung  gegen  höhere  Löhne. 

Es  sei  hier  erwähnt,  daß  in  letzter  Zeit  die  Textilarbeiterinnen 
Sachsens  sich  im  starken  Maße  organisiert  haben.  So  beträgt  die 
Zahl  der  im  Deutschen  Textilarbeiterverbande  organisierten  sächsischen 
Arbeiterinnen  am  Schluß  des  vierten  Quartals  1905  95842);  von  allen  neun 
Gauen,  die  zusammen  25940  organisierte  weibliche  Textilarbeiterinnen 
aufweisen,  also  mehr  als  der  dritte  Teil  im  Gau  Sachsen.  Bemerkens- 
wert ist  es,  daß  der  Gesetzentwurf  über  die  Rechtsfähigkeit  der  Berufs- 
vereine, den  die  Regierung  am  12.  November  1906  dem  Reichstag 
vorlegte,  die  Mitgliedschaft  der  volljährigen  Frauen  vorsah.  Es 
erscheint  das  im  Hinblick  auf  die  große  Zahl  der  erwerbstätigen 
Frauen  in  der  Textilindustrie  durchaus  gerechtfertigt. 


1)  Der  Textilarbeiter  vom  30.  November  1906. 

2)  Geschäftsbericht  des  Zentralvorstandes  1905,  S.  5. 
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Ein  Gebiet,  das  für  die  gesamte  Volkswirtschaft  immer  bedeu- 
tender wird  und  dessen  Kausalzusammenhänge  mit  dem  Fortschreiten 
statistischer  Untersuchungen  immer  mehr  erkannt  werden,  ist  die 
Tätigkeit  der  verheirateten  oder  verheiratet  gewesenen  Frau,  soweit 
sie  Kinder  zu  versorgen  hat,  in  der  Fabrik,  ein  Moment,  das  für  die 
Textilindustrie  von  besonderer  Wichtigkeit  und  als  Problem  gerade 
im  Hinblick  auf  diese  Industrie  aufgeworfen  worden  ist,  da  ja  für 
größere  Territorien  die  Textilindustrie  die  größte  Zahl  der  in  Fabriken 
arbeitenden  Frauen  relativ  und  absolut  absorbiert. 

Die  sozialen  Schädigungen,  die  auf  die  Fabrikarbeit  der  ver- 
heirateten Frau  zurückzuführen  sind,  werden  immer  mehr  erkannt. 
Sie  treten  besonders  in  der  Textilindustrie  grell  zutage,  weil  hier 
die  Frauenarbeit  am  verbreitetsten  ist,  weil  nirgends  wie  hier  leicht- 
sinnige und  frühe  Ehen  geschlossen  werden.  Betrug  doch  unter  dem 
Einflüsse  der  Textilindustrie  und  der  günstigen  Arbeitsgelegenheit 
für  beide  Geschlechter  das  mittlere  Heiratsalter  im  Königreich  Sachsen 
in  den  Jahren  1901  — 1904  für  männliche  Personen  26,3  für  weibliche 
24,3  Jahre,  während  die  gleichen  Angaben  für 

Preußen  . . . 28,9  resp.  25,7 

Bayern  ...  29,1  „ 26,1 

Württemberg  29,1  „ 26,5 

lauteten. 

Die  Schäden  der  Fabrikarbeit  der  hier  in  Frage  stehenden 
Frauen  und  deren  Folgen  sind  zu  bekannt,  um  in  dieser  Arbeit  noch- 
mals genannt  zu  werden.  Staat  und  Private,  Wissenschaft  und  Praxis 
sind  bestrebt,  durch  geeignete  Maßnahmen  eine  Änderung  herbei- 
zuführen, wenn  möglich  die  Fabrikarbeit  der  verheirateten  Frauen 
überhaupt  zu  beseitigen.  Die  Wege,  die  zu  diesem  Ziele  führen 
sollen,  sind  verschieden. 

Allgemein  herrscht  darüber  nur  eine  Ansicht,  daß  der  springende 
Punkt  in  der  zu  geringen  Entlohnung  der  Textilarbeiter  liege.  Hebe 
man  diese,  so  würde  die  Fabrikarbeit  der  verheirateten  Frau  ent- 
sprechend abnehmen.  Diese  Annahme  entspricht  jedoch  nicht  der 
Praxis.  Aus  dem  bereits  Gesagten  ging  hervor,  daß  die  Löhne  in 
der  Textilindustrie  des  Bezirks  sich  in  einer  ständigen  Aufwärts- 
bewegung befinden.  Der  Anteil  der  weiblichen  Arbeit  ist  jedoch  im 
großen  und  ganzen  nach  den  übereinstimmenden  Berichten  der 
Handelskammer  und  Gewerbeinspektionen  der  gleiche  geblieben.  Man 
wird  daraus  mit  Recht  — Spezialermittlungen  liegen  leider  nicht  vor  — 
schließen  dürfen,  daß  es  sich  ebenso  mit  der  Fabriktätigkeit  der  ver- 
heirateten Frauen  verhält. 

Daß  zwar  der  erhöhte  Verdienst  des  Textilarbeiters  geeignet 
ist,  die  Frauen  aus  der  Fabrik  im  steigenden  Maße  auszuschließen, 
geht  daraus  hervor,  daß,  je  mehr  der  Ehemann,  etwa  ein  Meister, 
ein  Selfaktorspinner,  ein  Gardinen-  oder  Teppichweber,  verdient,  er 
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um  so  weniger  geneigt  ist,  seine  Frau  in  die  Fabrik  zu  schicken. 
Je  weniger  dagegen  eine  Arbeiterkategorie  an  Lohn  einnimmt,  um  so 
mehr  nimmt  die  Mitarbeit  der  Frau  den  höher  belohnten  Arbeitern 
gegenüber  zu,  so  bei  Webern,  besonders  bei  Färbereiarbeitern, 
Krempelputzern  u.  a.  m.  Es  tritt  noch  ein  Moment  hinzu,  das  häufig 
übersehen  wird.  Es  arbeitet  in  der  hiesigen  Textilindustrie  ein  außer- 
ordentlich hoher  Prozentsatz  von  Frauen,  deren  Ehemänner  gar  nicht 
in  der  Textilindustrie  beschäftigt  sind,  sondern  als  Tagelöhner,  Saison- 
arbeiter, Maurer,  Schlosser  usw.  ihr  Brot  verdienen.  Da  die  orts- 
üblichen Tagelöhne  hier  niedriger  sind  als  die  Löhne  in  der  Textil- 
industrie1) und  der  Zuschuß  der  Frau  für  die  Saisonarbeiter  gewisser- 
maßen eine  Versicherung  gegen  die  verdienstlose  Zeit  darstellt,  so 
wird  die  günstige  Gelegenheit,  die  das  Vorhandensein  der  Textil- 
industrie, welche  auch  für  die  geringeren  Frauenkräfte  Arbeitsgelegen- 
heit im  großen  Umfange  bietet,  benutzt. 

Aus  dem  Gesagten  erhellt,  daß  eine  Erhöhung  der  Löhne  der 
Textilarbeiter  wohl  dahin  wirkt,  für  deren  Ehefrauen  eine  Verminderung 
der  Fabrikarbeit  herbeizuführen;  der  Versuch  auf  Basis  erhöhter  Löhne 
die  eheweibliche  Fabrikarbeit  überhaupt  auszuscheiden  oder  wenigstens 
stark  einzuschränken,  könnte  aber  nur  dann  durchgeführt  werden, 
wenn  die  Lohne  allgemein  so  hoch  gesteigert  würden,  daß  es  den 
Arbeitern  angebracht  erschiene,  ihre  Frauen  daheim  zu  lassen. 

Es  ist  allerdings  mehr  als  fraglich,  ob  dieses  Ziel  praktisch  zu 
erreichen  ist.  Die  Gelegenheit,  die  Frau  mitarbeiten  zu  lassen,  ist 
eben  zu  günstig.  Es  kommt  hinzu,  daß  in  der  heutigen  Zeit  ein 
erhöhtes  Luxusbefriedigungsbedürfnis  auch  unter  der  Lohnarbeiter- 
schaft herrscht.  Das  junge  Mädchen,  das  bisher  10 — 14  M.  verdiente 
und  nun  heiratet,  verzichtet  ungern  auch  aus  diesem  Grunde  auf 
ihren  bisherigen  Verdienst  und  geht  weiter  in  die  Fabrik.  Das  Inter- 
esse für  die  eigene  Wirtschaft,  das  Bewußtsein  der  hohen  weiblichen 
Pflichten  als  Mutter  und  Hausfrau  geht  leider  den  Fabrikarbeiterinnen 
immer  mehr  verloren,  und  sicher  hat  Hitze  in  vielen  Fällen  recht2), 
wenn  er  sagt:  „Nicht  die  Not  des  Lebens,  sondern  die  Gewohnheit, 
die  Unterschätzung  der  sittlichen  Faktoren  in  der  häuslichen  Tätig- 
keit der  Frau  führen  zur  allgemeinen  Fabriktätigkeit  der  Frau.“  Die 
Unfähigkeit  vieler  Fabrikarbeiterinnen,  den  Haushalt  zu  führen,  ist 
notorisch.  Wieviel  moralisches  Elend,  wieviel  unglückliche  Ehen 
sind  darauf  zurückzuführen!  Woher  sollen  auch  Arbeiterinnen,  die 
gleich  nach  dem  Verlassen  der  Schule  in  die  Fabrik  gehen,  die  nötigen 
Kenntnisse  nehmen,  die  den  Haushalt  lieb  machen.  Und  selbst  wenn 
ihnen  diese  geboten  werden,  verhalten  sie  sich  ablehnend.  Die 
Gleichgültigkeit  und  Mißachtung  der  häuslichen  Tätigkeiten  scheint 
durch  die  Fabrikarbeit  häufig  bedingt  zu  sein.  Daher  denn  auch  die 

:)  Vgl.  Stat.  Jahrbuch  für  das  Königreich  Sachsen  1906,  S.  195. 

a)  Arbeiterwohl  1898,  S.  20. 
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betrübenden  Resultate,  die  allgemein  hier  die  Arbeitgeberschaft  mit 
der  Errichtung  von  Kochschulen  u.  dgl.  gemacht  hat.  So  nahmen 
an  der  in  Aue  eingerichteten  Koch-  und  Nähschule  nur  37  Arbeite- 
rinnen an  den  beiden  Halbkursen  teil1),  bei  der  großen  vorhandenen 
Anzahl  von  Arbeiterinnen  ein  sehr  betrübendes  Zeichen.  Ähnliche 
Erfahrungen  hat  die  obererzgebirgische  Frauen-  und  Haushaltungs- 
schule in  Schwarzenberg  gemacht.  Günstigere  Erfolge  hat  der  1905 
in  Werdau  eingerichtete  Nadelunterricht  erzielt.  Die  Zahl  der  Schüle- 
rinnen beträgt  120 — 130,  was  wohl  darauf  zurückzuführen  ist,  daß  hier 
der  Unterricht  in  der  Herstellung  von  Röcken,  Blusen,  Wäsche  dem 
Bedürfnis  der  jungen  Mädchen,  sich  besser  zu  kleiden,  entgegen- 
kommt. 

So  entwöhnt  sich  die  Arbeiterin  immer  mehr  den  Obliegen- 
heiten des  Haushaltes,  und  je  weniger  sie  versteht,  rationell  und 
billig  zu  wirtschaften,  je  mehr  sich  die  Familie  vergrößert,  um  so 
mehr  muß  die  Frau  die  Fabrik  aufsuchen.  Unter  den  heutigen 
Lohnverhältnissen  kann  der  Durchschnittsverdienst  gewisser  niedrig 
besoldeter  Textilarbeiterklassen,  besonders  bei  einer  mehrköpfigen 
Familie  — diese  Einschränkung  muß  dem  oben  zitierten  Satze  ge- 
macht werden  — nicht  auf  die  Mitarbeiterschaft  der  Frau  verzichten. 

Neben  der  Erhöhung  der  Löhne  ist  meines  Erachtens  das 
wichtigste  Mittel,  um  den  allmählichen  Fortfall  ehefraulicher  Arbeit 
zu  erreichen,  den  wirtschaftlichen  Sinn  der  Mädchen  zu  wecken, 
indem  sie  nach  dem  Verlassen  der  Schule  nicht  sofort  Aufnahme  in 
der  Fabrik  finden  dürften  und  ihnen  damit  Gelegenheit  geboten 
würde,  als  Dienstboten  usw.  zu  dienen  und  zu  lernen.  Eine  bloße 
Erhöhung  der  Löhne  würde,  bei  der  Entwicklung  der  Dinge,  die 
Frauen  doch  vielfach  in  der  Fabrik  festhalten,  um  ein  genuß- 
reicheres Leben  führen  zu  können.  Der  Mehrverdienst  würde  häufig 
nicht  zur  Hebung  der  Wirtschaft,  sondern  zu  andern  Zwecken  ver- 
wendet werden.  Die  größere  Ordnung  und  Sauberkeit  in  den  Haus- 
haltungen kleiner  Beamter,  deren  Einkommen  nicht  höher  als  das 
der  Textilarbeiter  ist,  ist  wohl  häufig  darauf  zurückzuführen,  daß 
deren  Frauen  nach  Verlassen  der  Schule  als  Hausmädchen,  Dienst- 
boten usw.  die  Wirtschaft  gelernt  haben.  Zweifellos  würde  die  er- 
wähnte Maßregel  auch  dem  jugendlichen  Körper  sehr  dienlich  sein; 
die  bessere  Kost,  das  geregeltere  Leben  würden  ihn  gesunder, 
widerstandsfähiger  machen  und  erhalten  als  der  frühzeitige  Aufent- 
halt in  heißen,  feuchten,  staubgeschwängerten  Sälen. 

Ein  in  sozialer  wie  ökonomischer  Hinsicht  außerordentlich 
günstiges  Mittel,  die  ehefrauliche  Fabrikarbeit  einzuschränken,  tritt 
uns  in  den  wiederholt  vorgeschlagenen  Halbtagsschichten  entgegen. 
Den  Frauen  bliebe  Zeit,  ihren  Hausstand  zu  besorgen  und  sich  ihrer 
Familie  zu  widmen.  Die  größten  Mängel  der  Frauenarbeit  würden 


) G.  I.  B.  Aue  1906,  S.  242. 
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damit  beseitigt.  Dagegen  würde  der  Ausfall  an  Lohn  wohl  dadurch 
wettgemacht  werden,  daß  die  Ausgaben  für  die  „Ziehe“  zum  größten 
Teile  fortfielen.  Der  durch  die  verkürzte  Arbeitszeit  bedingte  Lohn- 
ausfall würde  den  Zuschuß  der  Frau  nicht  mehr  in  dem  Maße  wün- 
schenswert erscheinen  lassen  und  damit  direkt  auf  eine  Einschrän- 
kung der  Frauenarbeit  hinwirken. 

Im  Hinblick  auf  die  relativ  größere  Arbeitslosigkeit  in  anderen 
Industrien,  die  die  Frauenarbeit  im  Textilgewerbe  begünstigt,  und 
die  große  Anzahl  von  in  der  Textilindustrie  arbeitenden  Ehefrauen, 
deren  Männer  in  anderen  Wirkungskreisen  ihr  Brot  suchen,  würde 
die  Einführung  der  staatlichen  Arbeitslosenunterstützung  resp.  -Ver- 
sicherung ein  geeignetes  Mittel  sein,  die  Maßregeln  zu  unterstützen, 
die  die  Ausschließung  der  Ehefrauen  aus  den  Textilfabriken  be- 
zwecken. 

Last  not  least  sei  noch  eines  Mittels  gedacht,  das  meines  Er- 
achtens, als  aus  den  hiesigen  Industrieverhältnissen  geboren,  im 
höchsten  Maße  heilsam  wirken  könnte.  Immer  mehr  wenden  sich 
die  Arbeiterinnen  neben  der  Bekleidungsindustrie  den  reinlicheren, 
leichteren  und  besser  bezahlten  Arbeiten  der  Stickerei-  und  Spitzen- 
industrie zu.  Besonders  in  den  Spinnereien  macht  sich  dieser  Um- 
schwung schon  in  hohem  Maße  bemerkbar.  Die  Spitzenindustrie 
scheint  noch  sehr  ausdehnungsfähig  zu  sein,  und  so  wird  es  hoffent- 
lich gelingen,  dieselbe  nicht  nur  in  den  Städten  des  Vogtlandes, 
sondern  auch  über  die  Ortschaften  und  das  flache  Land  hin  auszu- 
dehnen, was  um  so  eher  möglich  ist,  als  die  Aufträge  ja  nach  außer- 
halb vergeben  und  zu  Hause  ausgeführt  werden  können. 

Die  Mängel,  die  der  Fabrikarbeit  der  verheirateten  Frau  an- 
haften in  gesundheitlicher,  moralischer  und  ökonomischer  Hinsicht, 
können  hier,  da  sie  allgemeiner  Natur  sind  und  eine  große  Spezial- 
literatur gezeitigt  haben,  übergangen  werden.  Jedoch  ist  auf  einige 
Momente,  die  im  Bezirk  besonders  hervortreten,  im  Zusammenhänge 
dieser  Arbeit  einzugehen. 

Die  Säuglingssterblichkeit  ist  in  allen  Gegenden  mit  starker 
Textilindustrie  sehr  hoch,  eine  Folge  besonders  der  Frauenfabrik- 
arbeit. Das  Kgl.  Sächsische  Statistische  Landesamt  hat  sich  erfreu- 
licherweise mit  diesem  überaus  wichtigen  Problem  befaßt.  Wir  sind 
deshalb  darüber  besonders  in  den  sächsischen  Städten  und  größeren 
Landgemeinden  sehr  gut  orientiert. 

Zunächst  fällt  die  Tatsache  auf,  daß  unter  allen  größeren 
Bundesstaaten  das  Königreich  Sachsen  die  bei  weitem  höchste  Sterb- 
lichkeitsziffer der  Säuglinge  aufweist.  Dieselbe  beträgt  hier  in  den 
Jahren  1901  bis  1904  durchschnittlich  24,3  ^o1),  während  im  Deut- 
schen Reiche  1901  auf  100  Lebendgeborene  nur  20,7  im  ersten 
Lebensjahre  starben.  Die  Sterblichkeitsziffer  betrug  für  einige  Städte 

*)  Zeitschrift  des  Stat.  Landesamtes  1906,  1.  Heft,  S.  136. 
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des  Bezirks  in  den  Jahren  18%  bis  1900:  Aue  29,3%,  Reichenbach 
29,3  %,  Zwickau  29,3%,  Ölsnitz  29,9%,  Crimmitschau  30,6  %,  Auer- 
bach 34,4%.  Es  ergibt  sich  damit  für  den  Bezirk  ein  höchst  be- 
trübendes Bild.  Die  höchsten  Ziffern  weisen  die  Gruppen  Hand- 
und  Tagearbeiter  und  Fabrikarbeiter  auf.  Sie  betrugen  für  Sachsen 
33,43  und  31,62.  Diese  hohen  Zahlen  sind  um  so  wichtiger,  wenn 
man  erwägt,  daß  von  allen  Lebendgeborenen  56,74 % den  Fabrik- 
arbeitern und  Handwerksgehilfen  (einschl.  der  unselbständigen 
Handwerker  und  Hausindustrieangehörigen)  zuzurechnen  sind,  von 
den  im  ersten  Lebensjahre  verstorbenen  Kindern  dagegen  6 1 ,77  °/0  x). 
Als  Todesursachen  kommen  besonders  in  Betracht  angeborene 
Lebensschwäche  und  Abzehrung,  Krankheiten,  die  auf  den  durch 
die  anstrengende  Fabrikarbeit  geschwächten  Zustand  der  Mutter  und 
die  gefährlichen  Erkrankungen  der  Verdauungsorgane,  Darmkrank- 
heiten und  Brechdurchfall,  die  die  meisten  Opfer  fordern  und  auf 
ungeeignete  Ernährung  zurückzuführen  sind.  Wird  das  Kind  schon 
vor  der  Geburt  durch  die  Fabrikarbeit  der  Mutter  geschwächt,  so 
ist  es  später  die  ungenügende  und  unrationelle  Ernährung,  die  das 
Leben  des  Säuglings  bedroht.  Gerade  in  neuester  Zeit  ist  man 
seitens  der  Wissenschaft  vielfach  der  Frage  der  Säuglingssterblich- 
keit näher  getreten  und  hat  unzweifelhaft  festgestellt,  daß  die  Brust- 
kinder eine  weit  größere  Widerstandsfähigkeit  gegen  Krankheit  und 
Tod  besitzen.  Die  Unfähigkeit,  Gleichgültigkeit  und  Pflichtvergessen- 
heit der  Fabrikarbeiterin,  die  der  eigenen  Wirtschaft,  der  Familie 
und  dem  Säugling  gegenüber  leider  im  steten  Wachsen  begriffen 
ist,  drängt  sie  immer  mehr  dazu,  die  Selbststillung  des  Kindes  zu 
unterlassen,  es  zu  einer  Hausfrau,  die  selbst  keine  Kinder  hat,  zu 
bringen,  oder  aber  die  Ernährung  durch  Kuhmilch  und  Surrogate  zu 
besorgen. 

Die  Wege,  die  dahin  führen  sollen,  im  Interesse  der  Volks- 
wohlfahrt diese  ungeheuren  Schäden  zu  heben,  sind  verschieden. 

Da  als  natürlichstes  und  bestes  Mittel  die  Stillung  durch  die 
Mutter  anzusehen  ist,  so  ist  die  Bekämpfung  am  besten,  wenn  die 
Mutter  dem  Säugling  wieder  zugeführt  wird.  Das  geschähe  am  radi- 
kalsten durch  die  vorher  erwähnte  Herabsetzung  der  Arbeitszeit  der 
Ehefrauen.  Da  dieses  Ideal  der  Verwirklichung  noch  sehr  fern  liegt, 
muß  es  leider,  nachdem  auf  seine  Wichtigkeit  hingewiesen  ist,  aus 
der  ferneren  Betrachtung  ausscheiden. 

Über  die  Unzulänglichkeit  der  bisherigen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen, den  Notstand  zu  heben,  kann  kein  Zweifel  sein.  Die 
Unterstützungszeit  nach  der  Entbindung  bedarf  der  Verlängerung 
und,  um  wirksam  zu  werden,  der  gleichzeitigen  Erhöhung  der  Kran- 
kenunterstützung auf  den  vollen  Lohnbetrag.  Durch  geeignete  Or- 


*)  a.  a.  O.  Diese  Angaben  beziehen  sich  auf  die  Amtshauptmann- 
schaften Kamenz,  Ölsnitz,  Glauchau,  Borna,  Pirna  und  Stadt  Plauen, 
v.  Langermann,  Zur  soz.  Lage  d.  sächs.  Textilarbeiter.  4 
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gane,  Ärzte,  Gewerbeaufsichtsbeamtinnen  müssen  die  jungen  Mütter 
in  geeigneter  Form  an  ihre  Pflicht  und  die  Bedeutung  des  Selbst- 
stillens erinnert  werden,  unter  Betonung  der  Folgen  der  Vernach- 
lässigung. Besondere  Beachtung  verdient  Prof.  Dr.  Paul  Mayets 
Vorschlag,  unsere  soziale  Versicherung  zu  einer  Mutterschaftsversiche- 
rung auszudehnen1). 

Dem  Versagen  einer  genügenden  staatlichen  Fürsorge  gegen- 
über könnten  hier  die  Arbeitgeber  durch  geeignete  Maßnahmen  sich 
ein  großes  Verdienst  erwerben.  Überhaupt  ist  auf  diesem  Gebiete 
der  kommunalen  und  privaten  Initiative  eine  große  Bedeutung  bei- 
zumessen. Können  doch  kaum  auf  einem  andern  Felde  charitative 
Wohlfahrtsbestrebungen  so  viel  Gutes  leisten.  Tatsächlich  ist  denn 
auch  hier,  seit  der  neuerlichen  Erkenntnis  der  Bedeutung  der  Frage, 
Bedeutendes  geleistet  worden  in  der  Schaffung  von  Säuglingsheimen, 
Fürsorgestellen,  in  der  Gewährung  billiger  Milch  und  besonders  von 
Stillprämien-  Es  sei  erinnert  an  die  Bildung  des  Zentralverbandes 
zur  Bekämpfung  der  Säuglingssterblichkeit  unter  dem  Protektorat  der 
Kaiserin.  Leider  haben  sich  die  Wohlfahrtseinrichtungen,  die  sich  im 
Bezirk  ein  weites  Feld  der  Betätigung  gesucht  haben,  von  diesem 
ihrem  vornehmsten  Gebiete  noch  fast  gänzlich  ferngehalten.  Bei  den 
hohen  Sterlbichkeitsziffern  hier  und  der  höchsten  Bedeutung  der 
Frage  ist  das  sehr  zu  bedauern.  Der  Rat  der  Stadt  Leipzig  hat  in 
diesem  Jahre  zum  ersten  Male  15  000  M.  als  Stillprämien  zu  3 und 
5 M.  wöchentlich  auf  die  Dauer  von  einem  Vierteljahr  ausgesetzt.  Es 
wäre  mit  Freuden  zu  begrüßen,  wenn  damit  für  andere  Stadtverwal- 
tungen Sachsens  der  Anstoß  gegeben  würde,  gleichfalls  Schritte 
gegen  die  Säuglingssterblichkeit  zu  tun. 

Es  soll  nicht  unerwähnt  bleiben,  daß  es  den  neueren  Bestre- 
bungen im  Verein  mit  den  Vorschriften  bau-  und  sanitärpolizeilicher 
Natur  gelungen  ist,  eine  allmähliche  Verminderung  der  Säuglings- 
sterblichkeitsziffer in  Sachsen  herbeizuführen.  Auch  der  allgemeine 
industrielle  Aufschwung,  die  höheren  Löhne,  Arbeitsverkürzungen, 
bessere  Ernährung  usw.  sind  von  großem  Einfluß  gewesen.  Es 
starben  von  100  lebendgeborenen  Kindern  im  ersten  Lebensjahre  in 
Sachsen: 


1881  — 1885  . 

. . . 28,2 

1886—1890  . 

. . . 28,2 

1891  — 1895  . 

. . . 28,0 

1896—1900  . 

. . . 26,5 

1901  — 1904  . 

. . . 24,3 2) 

x)  P.  May  et,  Umbau  und  Weiterbildung  der  sozialen  Versicherung 
in  der  „Medizinischen  Reform“  vom  8.  und  15.  März  1900,  ferner:  Die 
Mutterschaftsversicherung  im  Rahmen  des  sozialen  Versicherungswesens 
in  der  „Zeitschrift  für  soziale  Medizin“.  Verlag  von  F.  C.  W.  Vogel, 
Leipzig. 

2)  a.  a.  O.  S.  212. 
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Leider  entbehren  die  Kinder  infolge  der  Fabrikarbeit  der  Mutter 
nicht  nur  als  Säuglinge  der  nötigen  Pflege,  sondern  auch  die  Aufziehung 
findet  in  durchaus  ungenügender  Weise  statt.  — Soweit  Großeltern 
da  sind,  werden  die  Kinder  von  diesen,  die  vielfach  im  gleichen 
Hause  wohnen,  verpflegt,  oder  aber  die  Mutter  bringt  die  Kinder 
morgens  zu  Verwandten  oder  Fremden  in  die  „Ziehe“,  von  wo  sie 
des  Abends  zurückgeholt  werden.  Des  Nachts  bleiben  die  Kinder 
nur  selten  dort. 

Die  wöchentliche  Entschädigung  beträgt  1 — 3 M.,  selten  mehr. 
Die  Höhe  der  Verpflegung  richtet  sich  nach  der  nötigen  Pflege  und 
dem  Alter  des  Kindes,  da  naturgemäß  ein  ganz  kleines  Kind  mehr 
Wartung  als  ein  älteres  Kind  bedarf.  Sind  die  Großeltern  die 
Pfleger  und  wohnen  diese,  ohne  einen  eigenen  Haushalt  zu  führen, 
bei  den  Kindern,  so  fällt  eine  Bezahlung  fort.  Die  Verpflegung 
der  Kinder,  ohne  genügende  Aufsicht,  häufig  eingeschlossen  und  in 
kleinen,  wenig  gelüfteten  Stuben  sich  selbst  überlassen,  ohne  viel  an 
die  frische  Luft  zu  kommen,  die  wenig  individuelle  Behandlung  und 
Ernährung  schädigen  diese  sehr.  Kommen  die  Kinder  in  das  schul- 
pflichtige Alter,  hört  in  der  Regel  jede  Beaufsichtigung  auf,  allenfalls 
werden  dazu  die  älteren  Geschwister  herangezogen.  Einrichtungen, 
wie  Kinderbewahranstalten,  Spielschulen,  Kindergärten  größerer  Arbeit- 
geber werden  häufig  nicht  gern  benutzt.  Neben  der  Voreingenommen- 
heit gegen  die  Wohlfahrtseinrichtungen  der  Arbeitgeber  überhaupt, 
die  leider  von  der  Sozialdemokratie  systematisch  gepflegt  wird,  ist  es 
besonders  die  Umständlichkeit,  die  die  Kinderbewahranstalten  nicht 
zu  der  erwünschten  Ausnutzung  gelangen  läßt.  Störend  wirkt  es 
besonders,  daß  die  Mütter  sehr  früh  aufstehen,  die  Kinder  aus  ihrem 
gesunden  Schlaf  wecken  und  sie  anziehen  müssen,  um  sie  nach  dem 
bisweilen  entfernt  liegenden  Kinderaufenthaltsplatz  zu  bringen.  Jedoch 
kann  dadurch  nicht  den  Anstalten  ihr  großer  Wert  genommen  werden. 
Die  Kinder  befinden  sich  unter  guter  Aufsicht,  in  gesunder  Luft  und 
erhalten  je  nach  Bedürfnis  Milch-  und  Fleischspeisen.  Erfreulicher- 
weise werden  die  Vorzüge  der  Anstalten  immer  mehr  von  den  Ar- 
beitern gewürdigt,  was  hoffentlich  fördernd  für  die  Entstehung  neuer 
wirken  wird.  Von  dem  Kindergarten  einer  Spinnerei  meldet  die  Ge- 
werbeaufsichtsbeamtin, daß  die  Benutzung  gern  in  Anspruch  ge- 
nommen wird1).  Erwähnenswert  ist  hier,  daß  die  Kinder  alle  vier- 
zehn Tage  untersucht  werden.  Ein  großes  Verdienst  können  sich 
auf  diesem  Gebiete  neben  den  gemeinnützigen  Vereinen  die  Kom- 
munalverwaltungen erwerben  durch  Errichtung  geeigneter  Anstalten, 
wie  ja  eine  Anzahl  bereits  im  Bezirk  bestehen.  Das  König  Albert- 
Stift  wurde  nach  dem  Bericht  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  von  210 
Pfleglingen  im  Alter  von  2 — 6 Jahren  besucht.  Die  tägliche  Durch- 


»)  G.  I.  B.  Plauen  1906,  S.  242. 
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schnittszahl  der  Kinder  betrug  85.  Die  Verpflegung  kostet  10  Pf. 
pro  Tag. 

Die  Landesversicherungsanstalt1)  hat  bis  zum  Ende  des  Jahres 
1905  für  den  Bau  von  Kleinkinderschulen,  Kinderhorten,  Säuglings- 
heimen usw.  die  Summe  von  801  500  M.  dargeliehen. 


Jugendliche  Arbeiter. 

Die  Anzahl  der  in  der  Textilindustrie  beschäftigten  jugendlichen 
Arbeiter  ist  sehr  groß.  Nach  dem  neuesten  Bericht  der  Gewerbe- 
inspektoren für  1906  beträgt  dieselbe  im  Bezirk  7860,  wovon  5239 
weibliche.  Da  die  Zahl  der  überhaupt  in  Fabriken  und  diesen 
gleichgestellten  Anlagen  sich  auf  14131  im  Bezirk  beläuft,  so  nimmt 
demnach  Gruppe  IX  über  die  Hälfte  aller  jugendlichen  Arbeiter  in 
Anspruch  2). 

Während  in  fast  allen  Industriezweigen  eine  relative  Abnahme 
zu  verzeichnen  ist,  hat  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  in 
der  Spitzen-  und  Stickereiindustrie  erheblich  zugenommen.  Der 
Grund  dafür  liegt  einmal  in  den  erhöhten  Schutzbestimmungen,  die 
es  vielen  Arbeitgebern  ratsam  erscheinen  lassen,  wenn  irgend  möglich 
auf  die  Einstellung  jugendlicher  Arbeiter  zu  verzichten,  anderseits 
aber  in  der  immer  mehr  anschwellenden  Zahl  von  Schiffchenmaschinen- 
betrieben, die  unter  allen  Umständen  Arbeitskräfte  für  ihre  leichteren 
Arbeiten  brauchen.  Daher  denn  auch  die  Zunahme  der  jugendlichen 
Arbeiter  im  Bezirk  der  Gewerbeinspektion  Plauen. 

Bei  dem  außerordentlichen  Mangel  an  Arbeitskräften  werden 
die  Beschränkungen  der  Fabrikarbeit  Jugendlicher  besonders  un- 
angenehm empfunden.  Sehr  häufig  sind  denn  auch  die  Fälle  gesetz- 
widriger Ausnutzung  jugendlicher  Arbeitskräfte. 

Die  Gewerbeinspektionen  geben  für  den  Bezirk  im  Jahre  1906 
560  Anlagen  an,  in  denen  von  ihnen  Zuwiderhandlungen  gegen  die 
Schutzgesetze,  betreffend  die  Dauer  der  Beschäftigung  von  jungen 
Leuten,  ermittelt  worden  sind3).  Wenn  man  dann  aber  erfährt, 
daß  die  Zahl  der  wegen  Zuwiderhandlungen  bestraften  Personen  nur 
sechs  beträgt,  und  die  Strafen  in  der  Regel  noch  sehr  niedrig  aus- 
fallen,  so  wird  die  Praxis  vieler  Unternehmer  verständlich.  Gewiß 
soll  die  Gewerbeinspektion  nicht  schroff,  sondern  maßvoll,  unter 
Berücksichtigung  der  gegebenen  Verhältnisse  und  unter  Vermeidung 
aller  Härten,  Vorgehen,  und  in  vielen  Fällen  werden  Ermahnungen 
genügen.  Wenn  es  sich  aber  um  die  gesetzwidrige  Ausnutzung 


*)  Geschäftsbericht  der  gemeinsamen  Ortskrankenkasse  Plauen 
1906,  S.  7. 

2)  G.  I.  B.  1906,  S.  246. 

8)  G.  I.  B.  1906,  S.  250. 
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jugendlicher  Arbeitskräfte  handelt,  während  doch  bei  nachgewiesenem 
Bedürfnis  die  Erlaubnis  zur  Mehrarbeit  gewährt  wird,  sollte  unter 
allen  Umständen  eine  schärfere  Praxis  beobachtet  werden,  so  sehr 
auch  die  Wichtigkeit  und  Notwendigkeit  für  Saisongewerbe,  wie  die 
Spitzen-  und  Stickereiindustrie,  anerkannt  wird.  Gerade  in  dieser 
Frage  sind  die  Arbeiter  sehr  empfindlich.  Daß  den  Gewerbeinspek- 
tionen von  ihnen  immer  noch  nicht  volles  Vertrauen  geschenkt  wird, 
ist  meines  Erachtens  vielfach  auf  diese  Milde  zurückzuführen.  In 
fast  allen  Arbeiterversammlungen  wird  dieses  Thema  zur  Freude  der 
Sozialdemokratie  berührt.  Es  sei  hier  darauf  hingewiesen,  wie  das 
Ministerium  über  die  Stellungnahme  der  Gewerbeaufsichtsbeamten 
denkt.  Auf  einen  entsprechenden  Antrag  der  Handelskammer1) 
ging  die  Antwort  des  Ministeriums  dahin,  daß  bei  Berücksichtigung 
des  Antrages  (daß  nämlich  die  beauftragten  Organe  die  Beaufsichtigung 
der  Betriebe  in  einer  möglichst  entgegenkommenden  Weise  handhaben 
möchten)  „die  darauf  bezügliche  Anweisung  leicht  Veranlassung  geben 
könnte,  daß  der  Zweck,  dem  die  Gewerbeaufsicht  dienen  soll,  über- 
haupt nicht  oder  nicht  in  dem  gewünschten  Maße  erreicht  werden 
würde“.  Leider  liegt  aber  häufig  die  Verhütung  zu  langer  Arbeitszeit 
gar  nicht  in  der  Macht  der  Gewerbeaufsicht.  Dort,  wo  solche  nicht 
nachgesucht  oder  gestattet  ist,  helfen  sich  häufig  die  Fabrikanten,  in- 
dem sie  die  zu  erledigende  Arbeit  den  Leuten  mit  nach  Hause  geben. 
Es  ist  das  ein  Übelstand,  der  besonders  in  der  Stickerei-  und  Spitzen- 
industrie große  Ausdehnung  gefunden  hat.  Für  die  nationale  Wohl- 
fahrt bedeutet  das  unzweifelhaft  eine  große  Schädigung,  die  auch 
dann  nicht  verkannt  werden  darf,  wenn  man  wünscht,  daß  alle  Auf- 
träge, die  die  aufstrebende  Industrie  zu  bewältigen  hat,  ausgeführt 
werden.  Der  Mangel  an  Arbeitskräften  darf  nicht  zur  Überanstrengung 
der  vorhandenen  führen.  Der  wiederholt  vom  Abgeordneten  Frei- 
herrn v.  Heyl  und  Genossen  im  Reichstag  eingebrachte  bezügliche 
Antrag  ist  zwar  von  der  Handelskammer2)  mit  dem  Hinweis  auf 
den  empfindlichen  Arbeitermangel  und  auf  den  Saisoncharakter  der 
Industrie  bekämpft  worden,  eine  Änderung  ist  aber,  wenn  auch  die 
Schwierigkeiten  der  Durchführung  zuzugeben  sind,  um  so  mehr  er- 
wünscht, als  das  Übel  immer  mehr  zunimmt  und  es  meines  Erachtens 
wohl  möglich  ist,  durch  Vergebung  der  Arbeit  in  die  Hausindustrie 
im  Nebenberuf  einen  Ausgleich  zu  schaffen.  Mindestens  wäre  aber 
eine  erhöhte  Entlohnung  für  dergleichen  Aufträge  zunächst  am  Platze. 

Sehr  häufig  sind  auch  die  von  den  Aufsichtsbeamten  festgestellten 
Zuwiderhandlungen  gegen  die  durch  die  Novelle  vom  30.  Juni  1900 
eingeführten  Lohnzahlungsbücher,  § 134  Abs.  3 der  G.-O.  Für  das 
Jahr  1906  werden  295  Verstöße  gemeldet3).  Es  ist  das  ein  Zeichen 


1)  H.  K.  B.  1902,  S.  9. 

2)  H.  K.  B.  1901,  S.  18. 

3)  G.  I.  B.  1906,  S.  250. 
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für  das  geringe  Interesse,  das  dieser  Einrichtung  von  allen  Seiten 
entgegengebracht  wird.  Worauf  ist  das  zurückzuführen?  Die  Arbeitgeber 
halten  sie  für  verfehlt.  Die  erzieherische  Wirkung,  die  der  Gesetz- 
geber sich  von  der  Einführung  der  Lohnzahlungsbücher  versprochen 
hat,  ist  auch  tatsächlich  im  erheblichen  Maße  nicht  eingetroffen.  Der 
Zweck,  daß  durch  die  Eintragungen  die  gesetzmäßigen  Vertreter  sich 
eine  Kontrolle  über  die  Angaben  der  minderjährigen  Arbeiter  ver- 
schaffen sollen,  wird  häufig  illusorisch  gemacht,  da  die  Minderjährigen 
die  Bücher  häufig  nicht  abliefern.  Ein  Zwang  seitens  der  Eltern 
kann  aber  nur  selten  ausgeübt  werden,  da  die  jungen  Leute,  sobald 
sie  verdienen,  den  Respekt  vor  ihren  Eltern  oder  Vormündern  ver- 
lieren, ein  Zeichen,  wie  der  erzieherische  Einfluß  der  Eltern  immer 
mehr  schwindet1).  Anderseits  aber  bedeutet  die  Führung  der 
Bücher  bei  der  nicht  geringen  Anzahl  minderjähriger  Arbeiter  einen 
Aufwand  an  Mühe  und  Schreibwerk , der  um  so  mehr  als  Last 
empfunden  wird,  je  mehr  er  zwecklos  erscheint.  Hierzu  kommt  aber 
noch,  daß  ein  großer  Teil  der  in  der  Spitzen-  und  Stickereiindustrie 
beschäftigten  minderjährigen  Arbeiter  aus  dem  nahen  Österreich 
zugewandert  ist2),  also  zu  den  Eltern  nur  im  ganz  geringen 
Konnex  steht. 

Die  Stimmung  der  Arbeitgeber  hat  sich  immer  mehr  von  den 
Lohnzahlungsbüchern  abgewandt.  Während  im  Jahre  1901  sich  die 
Handelskammer  prinzipiell  für  dieselben  aussprach  und  nur  für  eine 
Änderung  insofern  eintrat,  „daß  die  Unterzeichnungen  der  Lohn- 
eintragungen auch  durch  den  mit  der  Lohnzahlung  Beauftragten,  und 
zwar  unter  Benutzung  eines  Faksimilestempels  der  Firma,  erfolgen 
dürfe“  und  der  Fabrikantenverein  zu  Plauen  in  einer  Eingabe  an  das 
Reichsamt  des  Innern  für  eine  generelle  Abänderung  der  Bestimmungen 
über  die  Lohnzahlungsbücher,  entsprechend  den  jeweiligen  Produk- 
tionsbedingungen sich  aussprach 3) , scheint  heute  die  Stimmung 
des  größten  Teiles  der  Arbeitgeber  nach  den  Berichten  der  Gewerbe- 
aufsichtsbeamten für  eine  gänzliche  Abschaffung  zu  sein.  Gleiche 
Anschauungen,  die  bereits  in  den  Reichstagsdebatten  aufgetreten 
sind,  sind  in  den  Unternehmerkreisen  anderer  Industrien  vertreten 
und  haben  in  Veröffentlichungen  und  Eingaben  Ausdruck  gefunden. 

Den  Argumentationen  der  Arbeitgeber  gegenüber  wird  man 
sich  doch  im  Prinzip  für  die  Beibehaltung  der  Lohnzahlungsbücher 
aussprechen  müssen,  wenn  auch  eine,  allerdings  schwierige  und  mehr 
individuelle  Handhabung  wünschenswert  erscheint.  Wenn  auch  bisher 
hohe  erzieherische  Folgen  nicht  erzielt  sein  mögen,  so  können  die 
Lohnzahlungsbücher  doch  in  vielen  Fällen  ein  Mittel  werden,  den 
elterlichen  Einfluß  zu  befestigen  oder  zurückzugewinnen 4). 

0 G.  I.  B.  Aue  1905,  S.  314. 

2)  Jahresbericht  des  Fabrikantenvereins  1905/06,  S.  17. 

3)  Jahresbericht  1905/06,  S.  18. 

4)  Vgl.  Soziale  Praxis,  Nr.  24  vom  15.  März  1906.; 
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Die  Arbeit  von  Kindern,  die  nach  dem  Gesetzgeber  unter  den 
Begriff  „jugendliche  Arbeiter“  fallen,  ist  im  Dienste  der  Textilindustrie 
des  Bezirks  eine  ziemlich  erhebliche.  Besonders  in  Betracht  kommt 
die  Spitzenindustrie.  Der  Grund  ist,  daß  es  hier  eine  Reihe  gewerb- 
licher Arbeiten  gibt,  die  ohne  Schädigung  des  zarten,  kindlichen 
Organismus  ausgeführt  werden  können,  wie  das  Einfädeln  des  Garnes 
in  die  Maschinennadeln,  Ausschneiden,  Fadenabschneiden  usw.,  wenn 
es  in  den  nötigen  Grenzen  geschieht.  Eine  sehr  günstige  Wirkung 
nach  dieser  Richtung  hat  das  Reichsgesetz,  betreffend  Kinderarbeit 
in  gewerblichen  Betrieben,  vom  30.  März  1903  gehabt,  das  am  1.  Januar 
1904  in  Kraft  getreten  ist.  Seine  prinzipielle  Bedeutung  liegt  darin: 
Während  bis  dahin  die  Arbeiterschutzgesetzgebung  mit  der  Novelle 
zur  Gewerbeordnung  vom  1.  Juni  1891,  die  auch  die  Kinderarbeit  in 
Fabriken  regelte,  an  der  Familie  seine  Schranken  fand,  griff  das  neue 
Gesetz  über  diese  Schranken  hinaus  und  regelte  besonders  auch  die 
Beschäftigung  der  „eigenen  Kinder“.  Diese  müssen  aber  gerade  ge- 
schützt werden,  da  sie  stärker  als  fremde  zur  Arbeit  herangezogen 
werden,  ferner  auch  bei  weitem  in  der  Mehrzahl  sind.  Eine  Er- 
leichterung der  Durchführung  fand  hier  das  Gesetz  durch  die  Ein- 
führung der  Fädelmaschine,  die  die  Arbeit  mehrerer  Kinder  ersetzt. 

Die  Handelskammer  stimmte  dem  vom  Bundesrate  dem  Reichs- 
tage vorgelegten  Gesetzentwürfe  bei  mit  gewissen  Vorbehalten,  die 
sich,  soweit  die  Textilindustrie  in  Betracht  kommt,  auf  Ausnahmen 
beziehen,  die  der  Bundesrat  der  Arbeit  eigener  Kinder  unter  10  Jahren 
gegenüber  eintreten  lassen  sollte1). 

Leider  kommen  nach  den  Angaben  der  zur  Durchführung  des 
Gesetzes  eingeführten  Gewerbeaufsichtsbeamtinnen  auch  hier  immer 
noch  viele  Verstöße,  die  sich  besonders  gegen  die  Beschäftigung 
eigener  Kinder  verfehlen,  vor.  Und  wie  viele  solcher  Gesetzwidrig- 
keiten mögen  sich,  bei  der  Schwierigkeit  der  Kontrolle,  dem  Auge 
der  Aufsichtsbeamten  entziehen.  Die  Zahl  ist  tatsächlich  eine  sehr 
hohe,  besonders  auf  dem  Lande.  So  erwünscht  nun  auch  die  Mit- 
arbeit der  Kinder  sein  mag,  so  wird  sich  doch  nach  solchen  Er- 
fahrungen die  Sympathie  auch  gegen  die  erlaubten  Freiheiten  richten 
und  sich  für  einen  stärkeren  Schutz  der  Kinder  aussprechen.  Die  Schuld 
trifft  dann  aber  nicht  die  Arbeiterschutzgesetzgebung,  sondern  sie 
ist  als  die  notwendige  Konsequenz  des  eigenen  Unverstandes  an- 
zusehen. 


l)  H.  K.  B.  1902,  S.  14. 
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Hausindustrie. 

Die  Hausindustrie  war  früher  im  Bezirk  sehr  stark  vertreten. 
Wo  sie  jedoch  mit  dem  Fabrikbetrieb  in  den  Konkurrenzkampf  ein- 
trat, mußte  sie  fast  überall  weichen.  So  haben  sich  zwar  noch  einige 
Hausweber  in  der  Tücherfabrikation  der  Stadt  Treuen  erhalten,  alte 
Leute,  die  für  Rechnung  der  Fabrikanten  arbeiten,  doch  in  einigen 
Jahren  wird  auch  der  letzte  Handweber  verschwunden  sein.  Auch 
die  Zahl  der  Handstühle,  soweit  sie  in  Treuen  in  den  Fabrikbetrieb 
übergeführt  sind,  geht  immer  mehr  zurück.  Sie  finden  keine  Be- 
dienung mehr,  da  der  junge  Nachwuchs  sich  der  mechanischen 
Weberei  zuwendet,  die  leichter  zu  erlernen,  und  bei  der  schon  bald 
mehr  Geld  zu  verdienen  ist. 

Bei  wem  verbindet  sich  nicht  der  Begriff  textiler  Hausindustrie 
mit  ganz  besonderen  Vorstellungen.  Wer  sieht  nicht  im  Geiste  eine 
dumpf  dahinbrütende  resignierte  Masse,  entkräftigt  durch  den  aus- 
sichtslosen Kampf  gegen  den  Moloch  Maschine,  eine  abgehärmte 
Mutter,  die  ihren  schwindsüchtigen  Kindern  das  letzte  Stück  Brot 
reicht,  während  der  Vater  sich  abwendet,  um  das  Unglück  nicht  zu 
sehen,  gegen  das  er  Tag  und  Nacht  am  unzulänglichen  Handstuhle 
gekämpft  hat,  und  das  er  doch  nicht  abwenden  kann. 

„Im  dunklen  Auge  keine  Träne, 

Sie  sitzen  am  Webstuhl  und  fletschen  die  Zähne; 
Deutschland,  wir  weben  dein  Leichentuch, 

Wir  weben  hinein  den  dreifachen  Fluch. 

Wir  weben,  wir  weben!“ 

Wer  denkt  nicht  an  den  Untergang  der  schlesischen  Hand- 
weber, der  die  blutigen  Weberrevolten  von  1844  in  Langenbilau  und 
Peterswaldau  gezeitigt  hat,  an  das  soziale  Elend  in  den  rheinischen 
Textilindustrien,  wie  es  A.  Thun  — Die  Industrie  am  Niederrhein, 
Leipzig  1879  — geschildert  hat. 

Bei  der  Betrachtung  der  vogtländischen  Haustextilindustrie  wird 
man  jedoch  gut  tun,  diese  Vorstellungen  aufzugeben.  Auch  von  den 
sozialen  Mißständen,  wie  sie  die  Berliner  Konfektion  gebracht  hat, 
wie  sie  in  den  Schwitzbuden  der  Spielwaren-  und  Tabakindustrie 
herrschen,  wird  man  nur  wenig  bemerken. 

Der  Grund,  daß  hier  solche  Verhältnisse  nicht  Platz  gegriffen 
haben,  liegt  in  der  wirtschaftlich  ganz  anderen  Struktur  der  Haus- 
industrie. Diese  beschäftigt  zwar  über  das  ganze  Vogtland  hin  eine 
große  Menge  von  Arbeitskräften,  jedoch  suchen  diese  nur  einen 
Nebenerwerb,  den  sie  in  den  leichten  und  sauberen  Beschäftigungen 
besonders  der  Spitzen-  und  Stickereiindustrie  finden. 

Der  Endkampf,  den  hier  Handweber,  Spuler  usw.  gegen  den 
Fabrikbetrieb  führten,  hat  keine  schroffen  Formen  angenommen.  Die 
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große  Konzentration  verschiedenster  Fabrikationszweige,  die  in  gegen- 
seitiger Beziehung  stehen,  das  Vorhandensein  günstiger  Kommuni- 
bationsmittel  und  besonders  die  den  Arbeitern  hier  eigene  An- 
passungsfähigkeit, deren  Mangel  wesentlich  zu  dem  qualvollen  Unter- 
gänge der  schlesischen  Leineweber  beigetragen  hat,  anderseits  der 
Mehrverbrauch  textiler  Erzeugnisse  und  der  große  dauernde  Mangel 
an  Arbeitskräften  haben  hier  den  Übergang  leicht  gemacht.  Zwar 
finden  wir  auch  jetzt  noch  hausindustrielle  Weber,  einige  Hundert, 
deren  Beschäftigung  teils  direkt  vom  Arbeitgeber  ausgeht,  teils  durch 
Faktore  vermittelt  wird,  aber  das  sind  alte  Leute.  Auf  die  Treuener 
Tücherfabrikation  wurde  bereits  hingewiesen.  Die  Aufstellung  mecha- 
nischer Webstühle  hat  sich  häufig  in  dem  Maße  nötig  gemacht,  als 
sich  die  jüngeren  Kräfte  der  mechanischen  Weberei,  nicht  umgekehrt, 
zugewandt  haben,  wo  sie,  eine  Folge  der  leichteren  Technik,  schneller 
zu  Gelde  kommen  und  höhere  Löhne  erhalten. 

In  den  Hausindustrien,  außer  der  der  Spitzen,  auf  die  noch 
eingegangen  werden  wird,  sind  nur  weibliche  Arbeitskräfte  tätig. 

In  der  Spitzenklöppelei,  soweit  sie  im  Bezirk  vertreten  ist,  ar- 
beiten die  Frauen  sehr  unregelmäßig,  da  viele  einen  Haushalt  zu 
führen  haben,  und  im  Sommer  die  Feldarbeit  und  das  Beerensammeln 
vorgezogen  wird.  Diese  Industrie  geht  immer  mehr  zurück,  da  sich 
bei  der  günstigen  Arbeitsgelegenheit  die  Frauen  besser  lohnenden 
Industrien  zuwenden,  anderseits  auch  die  Konkurrenz  der  mechani- 
schen Spitze  ständig  wächst. 

In  Reichenbach  und  Umgegend  finden  wir  einige  Decken- 
näherinnen und  -knüpferinnen1),  die,  meist  Frauen  und  Töchter  von 
Beamten,  Angestellten  und  Handwerkern,  so  einen  kleinen  Zuschuß 
verdienen. 

In  Crimmitschau  und  Werdau  gibt  es  im  ganz  geringen  Umfange 
Thybetschneiderinnen2),  meist  alte,  verdienstunfähige  Leute. 

Besonders  zu  gedenken  ist  der  mehreren  Hundert  Heim- 
arbeiterinnen in  Crimmitschau,  die  sich  mit  Spulen,  Stückeputzen, 
Ausnähen,  Wolle-  und  Fleckellesen  beschäftigen.  Die  Kinder  sind 
häufig  mit  tätig,  da  sonst  der  Verdienst  zu  gering.  Die  Arbeit  des 
Wolle-  und  Fleckeilesens  geschieht  im  Sommer  bei  günstiger  Witte- 
rung, wenn  möglich  und  es  der  Hauswirt  duldet,  im  Hof,  sonst  in 
der  Wohnung.  So  halten  sich  in  einem  kleinen  Raum  bis  zu  sechs 
und  mehr  Kinder  mit  der  Mutter  auf,  um  die  Wolle  oder  Lumpen 
aus  aller  Herren  Länder  zu  verarbeiten.  Durch  das  Ausschütteln 
entstehen  dichte  Staubwolken,  die  ununterbrochen  eingeatmet  werden. 
Erschwerend  wirkt,  daß  die  Arbeitszeit  bei  den  geringen  Löhnen 
eine  sehr  hohe  ist.  Diese  Arbeiten  werden  in  dem  kleinen  Küchen- 
raum vorgenommen,  während  die  anschließende  Stubentür  dicht  ver- 


J)  Handelskammerausschußbericht  vom  6.  September  1902. 

2)  a.  a.  0.  S.  192. 
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schlossen  wird,  damit  der  Woll-  oder  Lumpenstaub  nicht  in  die 
Wohnung  dringe.  In  dem  vorliegenden  Falle  zeigt  sich  die  Haus- 
industrie in  sehr  gesundheitsschädigender  Form.  Es  ist  dringend  zu 
wünschen,  daß  hier  die  Gewerbeinspektion  eingreift. 

Nach  dem  bisher  Gesagten  besteht  im  Bezirk  nur  eine  ver- 
schwindend geringe  Hausindustrie.  Ganz  anders  liegt  es  nun  aber 
bei  der  Spitzen-  und  Stickereiindustrie,  die  viele  Tausend  fleißiger 
Hände  in  Bewegung  setzt,  immer  mehr  Arbeitskräfte  aus  anderen 
Textilindustriezweigen  an  sich  zieht,  aber  auch  in  rapider  Steigerung 
vielen,  bis  dahin  der  textilen  Beschäftigung  fernstehenden  eine 
wünschenswerte  Beschäftigung  gibt. 

Bei  den  enormen  Zahlen-  und  Größenverhältnissen  der  Pro- 
duktionszweige und  der  verarbeiteten  Materialien  verschwinden  die 
bisher  genannten  Hausindustrien,  und  eine  Beschreibung  der  textilen 
Hausindustrie  des  Vogtlandes  deckt  sich  bei  vorliegender  Arbeit  mit 
der  Schilderung  derjenigen  der  Spitzen-  und  Stickereiindustrie. 

Ihr  ist  es  zu  danken,  daß  seit  dem  Aufblühen  der  Stickerei- 
industrie der  Untergang  anderer  konkurrenzunfähiger  Hausindustrien 
ohne  zu  schwere  wirtschaftliche  und  soziale  Schädigungen  vor  sich 
gegangen  ist.  Sie  ist  gewissermaßen  gerade  noch  zur  rechten  Zeit 
erschienen,  um  die  freigewordenen  Kräfte  aufzunehmen.  Die  Heim- 
arbeit ist  hier  nicht  als  ein  Petrefakt,  als  eine  unmoderne,  unratio- 
nelle Produktionsmethode  der  Stickerei  anzusehen,  sondern  ganz 
wesentlich  als  eine  glückliche  Begleiterscheinung  derselben.  Dieser 
ungeheure  Aufschwung  hatte  fortgesetzt  zu  jeder  Saison  eine  der- 
artige Anspannung  der  höchsten  Produktionsfähigkeit  im  Gefolge, 
daß  der  daraus  resultierende  chronische  Arbeitermangel  nur  durch 
die  Hilfeleistung  der  Hausindustrie  einigermaßen  gehoben  werden 
konnte.  Es  kommt  hinzu,  daß  sie  bei  dem  ausgesprochenen  Saison- 
charakter der  Spitzen-  und  Stickereiindustrie  mit  ihrem  schwankenden 
Bedürfnis  nach  menschlichen  Arbeitskräften  den  Regulator  des  Arbeits- 
marktes bildet,  ein  Moment  von  hoher  Bedeutung.  Zum  weitaus 
größten  Teile  wird  die  Heimarbeit  nicht  im  Hauptberufe  ausgeführt, 
sondern  sie  bietet  mit  ihren  leichten  Arbeiten  des  Wiebeins,  Spachteins, 
Nähens,  Ausbesserns,  Ausschneidens  und  Zäckelns  den  Frauen  und 
den  unverheirateten  oder  verwitweten  Angehörigen  von  kleinen  Ge- 
werbetreibenden, Handwerkern,  Beamten  und  deren  Kindern  eine 
leichte  Erwerbsmöglichkeit.  Erfreulicherweise  gehen  auch  die  Frauen 
besser  bezahlter  Arbeiter  immer  mehr  dazu  über,  sich  ihren  Ver- 
dienst nicht  mehr  in  der  schweren,  ungeeigneten  Fabrikarbeit,  sondern 
in  der  Heimarbeit  der  Stickerei-  und  Spitzenindustrie  zu  suchen. 
Auf  das  Wünschenswerte  dieser  Erscheinung  ist  schon  früher  hin- 
gewiesen worden.  Die  Löhne  sind  bei  der  mannigfachen  Tätigkeit,  der 
außerordentlich  hohen  Verschiedenheit  der  Artikel,  in  Berücksichti- 
gung der  Konjunktur  und  Saison,  ebenfalls  sehr  verschieden.  Es 
kommt  hinzu,  daß  vielfach  mit  Unterbrechungen,  heute  viel,  morgen 
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gar  nicht,  bald  für  einen,  bald  für  mehrere  Fabrikanten  gearbeitet 
wird.  Eine  Arbeiterin,  die  in  der  Heimarbeit  ihren  dauernden  Ver- 
dienst sucht,  vermag  pro  Woche  12  M.  zu  verdienen. 

Daß  im  Gefolge  dieser  Heimarbeit  vielfach  eine  übertriebene 
Ausnutzung  der  kindlichen  Arbeitskraft  erscheint,  ist  sehr  zu  be- 
dauern. Es  kommt  vor,  daß  Kinder  von  5 Jahren  an  in  hockender 
Stellung  bis  spät  nachts  arbeiten.  Kinder,  die  in  die  Schule  gehen 
müssen,  haben  häufig  schon  vorher  einige  Stunden  als  Zäckler,  Fädler 
u.  dgl.  gearbeitet,  und  zwar  um  Lohn  bei  fremden  Leuten.  Als  Zäckler 
verdienen  die  Kinder  60 — 75  Pf.  pro  Woche,  als  Fädler  bei  einer 
Arbeitszeit  von  8 — 9 Stunden  pro  Tag  1,80 — 2,50  M.  pro  Woche. 
Für  die  Gewerbeaufsichtsbeamtin  ist  hier  ein  zwar  sehr  schwieriges, 
aber  sehr  wichtiges  Feld  der  Betätigung  gelassen. 

Auf  die  Tatsache,  daß  den  Fabrikarbeiterinnen  und  jugendlichen 
Arbeitern  häufig  Arbeit  mit  ins  Haus  gegeben  wird  nach  Feierabend, 
ist  schon  hingewiesen  worden. 

Jedenfalls  aber  muß  das  betont  werden,  daß  die  Hausindustrie 
der  Stickerei  und  Spitzen  für  das  Vogtland  zu  einem  wirtschaftlich 
und  sozial  gleich  bedeutenden  Faktor  geworden  ist,  der  in  die  wei- 
testen Bevölkerungskreise  Arbeitsfreudigkeit  und  Wohlstand  getragen 
und  den  Standard  of  life  der  beteiligten  Klassen  augenscheinlich  ge- 
hoben hat. 

Da  gerade  den  Hausindustrien  ein  bestimmter  lokaler  Charakter 
eigen  ist,  so  sollte  ihnen  gegenüber  die  Gesetzgebung,  besonders 
die  Arbeiterschutzgesetzgebung  niemals  generell  Vorgehen.  Besonders 
wichtig  erscheint  es,  bei  einer  Ausdehnung  der  letzteren  alle  Vor-  und 
Nachteile  dahin  abzuwägen,  daß  eine  Unterstellung  und  Kontrolle 
viele  Arbeitskräfte  davon  abhalten  würde,  in  der  Hausindustrie  einen 
Nebenverdienst  zu  suchen.  Auf  der  einen  Seite  ein  Verlust  an  Ein- 
kommen, auf  der  anderen  an  menschlicher  Arbeitskraft;  letzterer 
müßte  eventuell  dadurch  ausgeglichen  werden,  daß  Arbeit  auf  dem 
Wege  des  Veredelungsverkehrs  ins  benachbarte  Ausland,  Österreich 
und  die  konkurrierende  Schweiz  vergeben  würde.  Alten  und  ge- 
brechlichen Leuten  gegenüber,  die  ihr  ganzes  Einkommen  aus  der 
Hausindustrie  ziehen,  liegt  die  Gefahr  nahe,  daß  sie  erwerblos  ge- 
macht werden  und  der  Armenpflege  anheimfallen.  Anderseits  aber 
dürfen  die  dadurch  bedingten  großen,  juristischen  und  verwaltungs- 
technischen Schwierigkeiten  nicht  abhalten,  das  einmal  als  notwendig 
Erkannte  zum  Wohle  der  Volkswirtschaft  in  der  Gesetzgebung  zum 
Ausdruck  zu  bringen. 
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Wohnungsverhältnisse. 

Prof.  v.  Schönberg  nennt  die  Wohnungsfrage  einen  Kar- 
dinalpunkt der  sozialen  Reform.  Sie  ist  es  in  besonderem  Maße  für 
das  Königreich  Sachsen  und  die  Kreishauptmannschaft  Zwickau  ge- 
worden. Schon  die  ungeheure  Volksdichtigkeit  und  die  Bevölkerungs- 
zunahme lassen  darauf  schließen.  Im  Gegensatz  zu  den  anderen 
Bundesstaaten  überwiegt  in  Sachsen  die  Einwanderung  die  Auswan- 
derung. Während  also  im  übrigen  Deutschen  Reich  der  Geburten- 
überschuß durch  die  Auswanderung  herabgemindert  wird,  vereinigen 
sich  in  Sachsen  Geburtenüberschuß  und  Einwanderung. 

Besonders  der  mächtige  Aufschwung  der  Textilindustrie  in  Ver- 
bindung mit  der  rapiden  Volksvermehrung  brachte  in  Sachsen  die 
Wohnungsfrage  und  besonders  die  spezielle  in  ein  akutes  Stadium. 
Von  dem  Anwachsen  der  Bevölkerung  in  der  Kreishauptmannschaft 
Zwickau  seit  Einführung  der  mechanischen  Textilindustrie  mögen  fol- 
gende Zahlen  ein  Bild  geben1): 

In  dem  Zeitraum  von  1852 — 1895  nahm  die  Bevölkerung  zu 
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Die  Folgen  des  enormen  wirtschaftlichen  Aufschwunges  und 
dessen  Rückwirkung  auf  die  Wohnungsverhältnisse  blieben  nicht  aus. 
Ein  näheres  Eingehen  hierauf  ist  dem  Verfasser  vorweg  genommen 
durch  W.  Naumann,  Wohnungsfrage  im  Königreich  Sachsen,  Leipzig 
1903,  die  Abhandlungen  in  der  Zeitschrift  des  Königl.  Sächsischen 
Statistischen  Landesamtes,  Jahrgang  1904,  S.  14  ff.  und  175  ff.  und  Jahr- 
gang 1905,  S.  303  ff.  und  durch  die  ausführliche  Verordnung  des  Mini- 
steriums des  Innern  vom  31.  März  1903,  betreffend  das  Wohnungs- 
wesen der  minderbemittelten  Klassen,  die  ein  sehr  scharfes  Bild  der 
Kleinwohnungsverhältnisse  bietet.  Das  Statistische  Landesamt  teilt 
mir  ferner  auf  eine  Anfrage  mit,  daß  eine  weitere  Veröffentlichung 
über  Wohnungsstatistik,  an  der  27  Städte  beteiligt  sind  und  die  nach 
Erhebungen  im  Jahre  1905  bearbeitet  ist,  demnächst  in  der  Zeitschrift 
des  Statistischen  Landesamtes  erscheinen  wird2). 

Von  einschneidendster  Bedeutung  für  die  Entwicklung  der  Woh- 
nungsverhältnisse ist  das  Allgemeine  Sächsische  Baugesetz  vom  1.  Juli 


x)  Zeitschrift  des  Kgl.  Sachs.  Stat.  Bureaus  1901,  S.  188—193. 

2)  Vgl.  auch  Dekret  Nr.  3 an  die  Stände,  die  Gewährung  von  Woh- 
nungsgeldzuschüssen betreffend  (Session  1902/03). 
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1 907 1).  Auf  dieses  soll  hier  nur  in  einigen  für  die  lokale  soziale 
Reform  besonders  wichtig  erscheinenden  Punkten  eingegangen  werden. 
Eine  kritische  Behandlung  des  Gesetzes  in  bezug  auf  offene  oder  ge- 
schlossene Bauweise,  die  Behandlung  des  Mietskasernenwesens,  der 
Grund-  und  Bauspekulation,  Momente,  die  neuerdings  eine  große,  gene- 
relle Beachtung  gefunden  haben,  deren  Maxima  auch  in  dem  Gesetz- 
entwürfe behandelt  sind  und  im  Gesetze  zum  Ausdruck  kommen,  ist 
im  Rahmen  dieser  Arbeit  nicht  möglich  und  im  Sinne  der  Übersicht- 
lichkeit nicht  ratsam. 

Die  Erwägung,  daß  die  seit  1870  erlassenen  baupolizeilichen 
Gesetze  und  Verordnungen  teilweise  veraltet  oder  unzweckmäßig 
schabionisiert  und  viele  Fragen  des  Baurechts,  die  die  moderne  Ent- 
wicklung gebracht  oder  deren  Bedeutung  sie  gehoben  hatte,  nicht 
geregelt  waren,  bewog  die  Regierung  nach  eingehenden  Verhand- 
lungen mit  Parlamentariern,  Körperschaften,  Praktikern  und  Arbeitern, 
dem  Landtage  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  der  nach  einigen  Än- 
derungen in  der  ersten  Kammer  von  beiden  Häusern  des  Landtages 
einstimmig  angenommen  wurde.  Die  besondere  Bedeutung  des  Ge- 
setzes liegt  darin,  daß  es  in  weitgehendster  Weise  individualisiert  und 
den  Gemeinden  weitesten  Spielraum  läßt.  Der  leitende  Grundgedanke 
geht  nach  der  Begründung  dahin,  „die  materielle  Baufreiheit  insofern 
zu  verwirklichen,  als  es  mit  dem  öffentlichen  Interessen  vereinbar 
ist“;  ferner:  „der  Gesetzentwurf  will  den  eigenartigen  örtlichen  und 
individuellen  Wünschen  und  berechtigten  Geschmacksrichtungen  so- 
wie auch  der  weiteren  Entwicklung  der  Bautechnik  möglichst  freien 
Spielraum  schaffen  und  eine  Grenze  nur  dort  ziehen,  wo  die  Rück- 
sichten auf  die  öffentliche  Sicherheit  und  Gesundheit  sowie  auf  den 
Verkehr,  beziehentlich  die  aus  wirtschaftlichen  und  sozialpolitischen 
Gründen  nötige  Verbindung  einer  die  ungesunde  Grundstücks-  und 
Bauspekulation  fördernden  übermäßigen  Ausnutzung  des  Grund  und 
Bodens,  so  z.  B.  die  Verhinderung  unnötiger  Mietskasernen,  dies 
verlangen“. 

Dementsprechend  erfuhr  das  Dispensationsrecht  und  die  örtliche 
Regelung  durch  Ortsgesetz  oder  örtliche  Polizeiverordnung  eine  weite 
Ausgestaltung.  Für  die  vorliegende  Arbeit  ist  es  besonders  wichtig, 
daß  die  für  den  einzelnen  Baufall  geltenden  sicherheitspolizeilichen, 
gesundheitlichen  und  ästhetischen  Anforderungen,  so  die  Mindest- 
anforderungen für  die  Wohn-  und  insbesondere  Mietsräume  (§  115 
Abs.  2),  die  Voraussetzungen  für  Dach-  und  Kellerwohnungen  (§  116), 
die  Anlagen  der  Aborte  (§  133  Abs.  4),  ferner  die  Bauweise  und  die 
an  die  Festigkeit  und  Feuersicherheit  des  einzelnen  Gebäudes  und 
seiner  Teile  zu  stellenden  Ansprüche  ortsgesetzlich  zu  regeln  sind 
(§  91).  Die  in  den  §§  94  bis  138  enthaltenen  Vorschriften  gelten 
daher  nur  für  solche  kleinen  Orte,  welche  bei  der  Einfachheit  der 


*)  Rumpelt,  Sächsisches  Baugesetz. 
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örtlichen  Verhältnisse  oder  wegen  Mangels  einer  großen  Bautätigkeit 
eine  eigene  Ortsbauordnung  nicht  aufgestellt  haben. 

Ferner  ist  gänzlich  der  örtlichen  Regelung  die  Wohnungsauf- 
sicht überlassen.  Es  unterliegt  also  nicht  nur  die  Herstellung  ge- 
eigneter Wohnungen,  sondern  auch  die  gehörige  Benutzung  und 
Instandhaltung  wenigstens  der  Mietswohnungen  und  der  Wohn-, 
Schlaf-  und  Arbeitsräume  für  Gesinde  und  gewerbliche  Hilfsarbeiter 
der  örtlichen  Beaufsichtigung.  Diese  Maßregel  ist  bei  der  außer- 
ordentlich starken  zur  Miete  wohnenden  Arbeiterbevölkerung  des 
Bezirks  von  großer  Wichtigkeit.  Es  steht  demnach  den  Gemeinden 
das  Recht  zu,  durch  Ortsgesetz  Mindestanforderungen  an  die  Raum- 
und sonstigen  Verhältnisse  für  Wohn-  und  Mieträume  festzustellen, 
durch  Polizeiverordnung  die  Reinhaltung  der  Höfe,  die  Reinhaltung  und 
Lüftung  der  Fluren,  Treppen  und  Wohnungen  in  Mietshäusern  sowie 
die  Beleuchtung  der  Höfe,  Fluren  und  Treppen  zu  regeln. 

Es  ist  somit  den  Gemeinden  ein  bedeutender  Einfluß  auf  die 
Bau-  und  Wohnungsverhältnisse  gewährt.  Ob  die  Gemeinden  den 
hohen  und  vielseitigen  Anforderungen,  welche  damit  an  sie  ge- 
stellt sind,  genügen  werden  und  genügen  können,  vermag  erst  die 
Zeit  zu  lehren.  Es  ist  immerhin  bedenklich,  daß  in  den  Gemeinde- 
vertretungen die  Hausbesitzer,  für  deren  Interessen  das  Baugesetz 
von  einschneidendster  Bedeutung  ist,  einen  bedeutenden  Einfluß  aus- 
üben. Dieser  Umstand  hat  ja  zu  einer  Verwaltungsreform  der  eng- 
lischen Wohnungsgesetzgebung  und  Schaffung  der  County  Council 
1888  geführt1).  Obgleich  das  Ministerium  des  Innern  in  einem  Ge- 
neralerlaß vom  29.  April  1901  die  Erwartung  ausgesprochen  hatte, 
daß  wenigstens  die  Gemeinden  mit  mehr  als  20000  Einwohnern  un- 
verzüglich an  den  Erlaß  einer  Wohnungsordnung  herangehen  würden, 
und  darauf  hingewiesen  hatte,  daß  der  Erlaß  einer  solchen  auch  in 
Gemeinden  mit  20000  Einwohner  und  weniger  in  Frage  käme,  und 
obgleich  das  Ministerium  eine  ausführliche  Anleitung  zum  Erlaß  bau- 
rechtlicher Ortsgesetze  folgen  ließ,  hatten  zwei  Jahre  später  im  ganzen 
Königreich  doch  nur  die  Städte  Bautzen,  Reichenbach,  Falkenstein, 
Crimmitschau  und  Penig  eine  Wohnungsordnung  eingeführt,  worauf 
der  Minister  in  der  Verordnung  vom  31.  März  1903,  betreffend  das 
Wohnungswesen  der  minderbemittelten  Klassen,  mit  besonderem  Be- 
dauern hinwies.  Hier  ist  zweifellos  den  Intentionen  des  Gesetzgebers 
seitens  der  Gemeinden  nicht  in  geeigneter  Weise  entsprochen 
worden. 

Als  Beispiel  seien  folgende  Vorschriften  für  den  Stadtbezirk 
Plauen,  die  mir  vom  dortigen  Polizeiamt  mitgeteilt  sind  und  in  ähn- 
licher Weise  in  den  Bauordnungen  anderer  Städte  des  Bezirks  in  An- 
wendung kommen,  angeführt: 


x)  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpotitik,  98.  Bd.,  S.  26. 
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Jede  Familienwohnung  soll  wenigstens  aus  Stube  und  Kammer 
bestehen  und  eine  Grundfläche  von  zusammen  30  qm  besitzen;  be- 
steht sie  jedoch  aus  mehr  als  zwei  Räumen,  so  muß  deren  Gesamt- 
größe mindestens  35  qm  betragen,  wobei  kein  Raum  eine  geringere 
Grundfläche  als  8 qm  haben  darf.  * Für  jede  Familienwohnung  ist 
außerdem  ein  eigener  Abort  mit  einem  direkt  ins  Freie  führenden 
Fenster,  eine  Bodenkammer  im  unteren  Dachgeschoß  mit  16  cbm 
Rauminhalt  und  ein  genügend  großer  Wirtschaftskeller  zu  beschaffen. 
Die  Mindestraumgrößen  müssen  im  geputzten  Zustande  vorhanden 
sein.  Kleinwohnungen  in  Dachgeschossen  sind  unter  den  gleichen 
Bestimmungen  zulässig,  wenn  namentlich  neben  der  Dachwohnung 
noch  für  jede  selbständige  Familienwohnung  im  Hause  eine  Dach- 
kammer von  wenigstens  16  cbm  Rauminhalt  auf  dem  untersten  Dach- 
boden vorhanden  ist.  Wohnungen  im  Kellergeschoß,  die  zumeist 
auch  nur  als  Kleinwohnungen  in  Betracht  kommen,  sind  neben 
anderen  Voraussetzungen  in  baulicher  Hinsicht  nur  als  Kutscher-, 
Gärtner-  oder  Hausmannswohnungen  und  nur  in  freistehenden  Einzel- 
häusern, in  Doppelhäusern  und  Kopfhäusern  von  Häusergruppen  zu- 
lässig und  müssen  aus  mindestens  drei  in  ihrer  vollen  Höhe  und  Länge 
voneinander  getrennten  Räumen  bestehen;  diese  müssen  einen  Gesamt- 
flächeninhalt  von  mindestens  35  qm  besitzen,  und  keiner  derselben 
darf  weniger  als  8 qm  Grundfläche  erhalten.  Das  Baupolizeiamt 
teilte  mir  übrigens  mit,  daß  demnächst  für  den  Bezirk  der  Stadt 
Plauen  eine  ausführliche  Wohnungsordnung,  wie  solche  im  Bezirk  in 
Crimmitschau,  Falkenstein  und  Reichenbach  bestehen,  erlassen  werden 
wird,  die  sich  zurzeit  noch  in  der  Bearbeitung  befindet.  Sie  soll 
die  Beschaffenheit  der  Wohnungen  nebst  Zubehören,  die  Benutzung 
der  Wohnräume  (namentlich  in  bezug  auf  die  Zahl  ihrer  Bewohner, 
die  Teilvermietung  und  das  Schlafstellenwesen),  die  Wohnungsauf- 
sicht usw.  regeln. 

Den  Auslassungen  des  Ministeriums  zufolge  werden  sicherlich 
in  den  meisten  Fällen  nur  die  Städte  mit  über  20000  Einwohnern 
darangehen,  Wohnungsordnungen  nebst  Beaufsichtigung  einzuführen. 
Das  wäre  aber  ein  großer  Fehler;  denn  gerade  in  den  kleineren, 
rasch  aufblühenden  Orten  der  Kreishauptmannschaft  zeigen  sich  die 
schädlichsten  Auswüchse  des  Wohnungswesens.  Allerdings  kann 
hier  zunächst  nur  wenig  getan  werden,  da  die  notwendige  milde  An- 
wendung der  Vorschriften  nur  langsam  eine  Änderung  hervorrufen 
könnte.  Trotzdem  aber  würde  dadurch  allmählich  die  private  Bau- 
tätigkeit der  Arbeitgeber  in  Fluß  kommen,  da  die  in  den  kleinen 
und  kleinsten  Orten  vorhandenen  Textilfabriken  sich  die  Arbeitskräfte 
halten  müssen. 

Immerhin  wird  das  Gesetz  erst  dann  gänzlich  zur  Geltung 
kommen,  wenn  die  Bautätigkeit  mit  ihm  Hand  in  Hand  geht.  Denn 
das  Gesetz  bestimmt  nur,  unter  welchen  Voraussetzungen  gebaut 
werden  darf,  nicht  auch,  ob  und  auf  wessen  Kosten  gebaut  werden 
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soll,  und  nur  indirekt,  durch  Aufstellung  von  Bebauungsplänen,  durch 
Grundstücksumlegung  und  Zwangsenteignung  wirkt  es  auf  die  Bau- 
tätigkeit ein.  Hier  muß  letztere  aktiv  eingreifen',  und  erst  den 
beiden  Faktoren  gemeinsam  kann  es  gelingen,  den  Wohnungsmangel 
und  die  Wohnungsmängel  zu  heben. 

Bevor  auf  die  Bautätigkeit  im  Bezirk  eingegangen  wird,  möge 
noch  folgendes  bemerkt  sein.  Man  hört  so  häufig,  daß  es  ja  bei  den 
niedrigen  Löhnen  den  Arbeitern  gar  nicht  möglich  sei,  eine  bessere 
Wohnung  zu  nehmen  oder  die  vorhandenen  Mängel  durch  eine  ver- 
minderte Aufnahme  von  Aftermietern  und  Schlafgängern  zu  be- 
schränken. Die  Sache  ist  aber  häufig  die,  daß  der  Arbeiter  seinem 
Einkommen  nach  sehr  wohl  in  der  Lage  wäre,  etwas  mehr  für 
seine  Wohnung  anzulegen.  In  Crimmitschau  und  Ölsnitz  z.  B.  stehen 
jetzt,  unter  dem  Einflüsse  des  Baugesetzes,  die  allerärmlichsten 
Wohnungen  leer,  und  die  Arbeiter  sind  zufriedener.  Aber  die  Woh- 
nung, die  der  Arbeiter  erst  spät  betritt,  ist  ihm  vielfach  noch  zu 
teuer  bezahlt.  Die  immer  wachsende  Abneigung  der  Arbeiterfamilie 
gegen  ein  gemütliches  Heim,  besonders  herbeigeführt  durch  die 
Fabrikarbeit  der  Frau,  läßt  sie  in  der  Wohnung  leider  nur  eine 
Schlafstelle  erblicken.  Und  daher  denn  auch  die  Abgabe  von  After- 
miet- und  Schlafstellen.  Diese  dient  ihr  dann  dazu,  selbst  nur  eine 
geringe  Summe  zur  Miete  beizutragen,  ja,  wenn  möglich,  ganz  miet- 
frei zu  wohnen.  Das  ersparte  Geld  benutzen  die  Arbeiter  lieber  zu 
anderen  Dingen  oder  bringen  es  auf  die  Sparkasse.  Daher  denn 
auch  die  grauenhaften  Zustände,  daß  in  einem  kleinen  Raum  zwei, 
drei  und  vier  Betten  nebst  einem  Schrank  oder  Koffer  und  Kinder- 
wagen stehen,  in  denen  bis  zu  acht  und  zehn  Personen  schlafen.  So 
haben  sich  Zustände  bilden  können,  wie  sie  Wächter  schildert1). 
Wenn  in  Mittelstädten  wie  Thun  77,49%,  Hainichen  70,29%,  Olbern- 
hau  63,07%,  Rochlitz  52,18%,  Penig  51,42%,  Neustadt  46,25%, 
Lengenfeldt  45,82%,  Burgstädt  41,76  %2)  aller  Wohnungen  weniger 
als  100  M.  kosten,  so  beweist  das,  daß  der  Arbeiter  einen  relativ 
kleineren  Teil  seines  Einkommens  zu  Miete  benutzt  als  andere  Kreise 
der  minderbemittelten  Klassen.  Daraus  einen  Rückschluß  zu  ziehen 
auf  die  Einkommenslage  der  Arbeiter  unter  dem  Gesichtspunkte,  daß 
die  Ausgaben  für  die  Wohnung  ja  prozentual  um  so  größer  sind,  je 
niedriger  sich  das  Gesamteinkommen  stellt,  ist  nicht  angebracht.  — 
Etwas  anders  liegen  die  Mietverhältnisse  in  den  kleinen  Industrie- 
städten, soweit  sie  einen  größeren  Beamtenstand  aufweisen.  So  sind 
z.  B.  die  Mieten  in  Auerbach  (am  1.  Dezember  1905  10306  Einwohner), 
dem  Sitze  einer  Amtshauptmannschaft,  eines  Amtsgerichts  etc.,  für 
Kleinwohnungen  teuer,  und  das  Angebot  ist  sehr  gering.  Die  Folge 
ist,  daß  die  Arbeiter  in  die  benachbarten  Dörfer  ziehen. 


J)  a.  a.  0.  S.  303  ff. 

2)  a.  a.  0. 
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Der  Sorge  der  Arbeitgeber,  sich  einen  Stamm  geübter  Arbeiter 
zu  halten,  machte  der  Wohnungsmangel  große  Schwierigkeiten.  Es 
fehlte  deshalb  auch  im  Bezirke  nicht  an  Bestrebungen  der  Arbeit- 
geber, auf  eigene  Kosten  Arbeiterhäuser  zu  bauen  und  so  der 
Schwierigkeit  Herr  zu  werden.  Bisher  war  diese  Art  privater  Bau- 
tätigkeit jedoch  nur  eine  unbedeutende,  es  scheint  aber,  als  ob  in 
nächster  Zeit  dieselbe  im  größeren  Maßstabe  Anwendung  finden 
würde.  Die  prinzipiellen  Gründe,  die  gegen  das  Bauen  von  Arbeit- 
gebern, das  die  Abhängigkeit  der  Arbeiter  vom  Unternehmer  noch 
steigert,  sprechen,  sollten  m.  E.  hier  verstummen,  wo  es  sich  darum 
handelt,  die  unermeßlichen  Schäden  der  Wohnungsnot  zu  beseitigen. 
Und  das  um  so  mehr,  als  in  den  kleinen,  zahlreichen  Gemeinden  die 
Baugenossenschaften  kein  geeignetes  Feld  der  Betätigung  finden,  die 
Kommunalverwaltungen  selber  aber  bisher  wenig  in  dieser  Richtung 
getan  haben,  bei  der  geringen  pekuniären  Leistungsfähigkeit  vielfach 
dazu  auch  kaum  imstande  sind. 

Die  Firma  Koch  & te  Kock,  Teppichfabrik  in  Ölsnitz,  besitzt 
9 Häuser  mit  45  Wohnungen  für  ihre  Arbeiter,  und  zwar 

36  Wohnungen  mit  1 heizbaren  und  1 nicht  heizbaren  Zimmer 

und  9 „ „1  „ „ 2 „ „ Zimmern. 

Die  Miete  beträgt  100 — 150  M.  und  wird  in  vierzehntägigen 
Raten  durch  Abzug  vom  Lohn  bezahlt.  Untermieter  anzunehmen  ist 
erlaubt,  doch  möglichst  nur  solche,  welche  ebenfalls  in  der  Teppich- 
fabrik beschäftigt  sind.  Der  Mietsvertrag  ist  unabhängig  vom  Arbeits- 
vertrag. Die  Kündigung  ist  gegenseitig  auf  drei  Monate  festgesetzt. 
Daneben  sind  noch  zu  nennen  die  Firma  Gottl.  Fr.  Thomas  u.  Sohn, 
Filztuchfabrik  in  Lengenfeld,  die  für  ihre  Arbeiter  fünf  Häuser  mit 
11  Wohnungen,  und  die  mechanische  Weberei  in  Auerhammer,  die 
für  ihre  Arbeiter  mehrere  Häuser  mit  34  Wohnungen  gebaut  hat. 
Der  Fabrikantenverein  der  Stickerei-  und  Spitzenindustrie  zu  Plauen 
besitzt  ein  Arbeiterinnenheim,  dessen  Frequenz  jedoch  zu  wünschen 
übrig  läßt.  Den  relativ  gut  belohnten  Mädchen  in  Plauen  ist  zweifel- 
los die  Kontrolle  lästig. 

Eine  ganz  bedeutende  Tätigkeit  dagegen  hat  die  Baugesellschaft 
Plauen,  G.  m.  b.  H.,  entwickelt.  Mit  dem  gewaltigen  Aufschwünge  der 
Spitzenindustrie  ging  in  Plauen  ein  Wohnungsmangel  einher,  der  für 
die  Industrie  direkt  zu  einer  Kalamität  wurde.  Die  herangezogenen 
Arbeiterfamilien  mußten  300 — 350  M.  Miete  zahlen.  Die  Folge  war, 
daß  sie  gar  bald  Plauen  wieder  verließen.  Der  Mangel  an  Arbeits- 
kräften steigerte  sich  mehr  und  mehr.  Seßhafte,  geübte  Arbeiter 
wurden  immer  seltener  und  konnten  durch  jüngere,  alleinstehende, 
ungeübte  Arbeitskräfte  aus  Greiz,  Gera  usw.,  die  in  der  Regel  auch 
Plauen  bald  wieder  verließen,  nicht  ersetzt  werden.  Der  Industrie 
gingen  zahlreiche  Aufträge  verloren  und  wandten  sich  der  Konkurrenz 
zu.  Des  Grundstücksmarktes  und  der  Bautätigkeit  bemächtigte  sich 

v.  Langermann,  Zur  soz.  Lage  d.  sächs.  Textilarbeiter.  5 
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die  Spekulation,  die  auch  hier  aus  hinlänglich  bekannten  Gründen 
nicht  Wohnungen  für  kleine  Leute,  sondern  vorzugsweise  bessere 
baute,  dagegen  die  Preise  außerordentlich  in  die  Höhe  schnellte  und 
so  das  Kleinwohnungswesen  aufs  schwerste  schädigte.  Es  wurde  in 
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Um  diesen  Verhältnissen  wirksam  entgegen  zu  treten,  bildete 
sich  1897  die  Baugenossenschaft  Plauen,  G.  m.  b.  H.,  bestehend  aus 
Vertretern  der  Spitzenindustrie,  zum  Zwecke  des  Bauens  von  ge- 
sunden kleineren  Wohnungen.  Ihr  ist  es  gelungen,  in  Verbindung 
mit  der  allgemeinen,  lebhaften  Bautätigkeit,  den  Wohnungsmangel  in 
Plauen  zu  beseitigen.  Bis  zum  Jahre  1904  sind  336  Wohnungen 
fertiggestellt  worden.  Seitdem  ist  ein  Bedürfnis  nach  Neubauten 
bisher  nicht  hervorgetreten.  Die  Gesellschaft  wird  seitens  der  Landes- 
versicherungsanstalt durch  Ausleihung  von  Darlehen  unterstützt. 
Auch  die  Stadt  hat  ihr  besonderes  Interesse  dadurch  gezeigt,  daß 
sie  für  ein  Darlehen  von  100000  M.  der  Landesversicherungsanstalt 
die  Bürgschaft  übernommen  hat.  Beteiligt  sind  81  Gesellschafter, 
das  Aktienkapital  beträgt  300000  M.* 2),  die  Passiven  an  Hypotheken- 
gläubigern 1 160000  M.,  die  höchste  zulässige  Dividende  4%- 

Die  Mietshäuser  weisen  6 — 18  Wohnungen  auf,  die  entweder 
aus  Stube,  Kammer  und  Küche  nebst  Zubehör  oder  aber,  da  ja  die 
Küche  die  kleinen  Wohnungen  besonders  verteuert,  aus  Stube  und 
Kammer  nebst  Zubehör  bestehen.  Die  Mietspreise  belaufen  sich  auf 
180 — 200  M.  Besonders  erfreulich  ist  es,  daß  mit  den  Häusern  in 
der  Stöckigter  Straße  kleine  Gärten  verbunden  sind,  die  die  Bewohner 
zum  Preise  von  15 — 20  Pf.  pro  Woche  mieten.  Seitens  des  städtischen 
Schulausschusses  ist  auf  Grund  einer  Eingabe  des  Lutherkirchen- 
Vorstandes  an  die  Baugesellschaft  das  Gesuch  gerichtet  worden,  an 
der  Dobenau-  und  Häussnerstraße  für  die  in  diesen  Häusern  wohnenden 
schulpflichtigen  Kinder  einen  Kindergarten  einzurichten,  damit  sie 
tagsüber  unter  angemessener  Fürsorge  stehen.  Die  Unterstützung  der 
Stadt  vorausgesetzt,  wird  die  Gesellschaft  dem  Wunsche  nachkommen. 

Der  Mangel  an  Raum  verbietet  es  leider,  dieses  gemeinnützige 
Unternehmen  einer  ausführlicheren  Betrachtung  zu  unterziehen  und 


*)  a.  a.  0.  S.  28. 

2)  Geschäftsbericht  der  Gesellschaft  1906,  S.  6. 
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näher  auf  diese  besonders  geeignete  Form  der  Bautätigkeit  für  Klein- 
wohnungen einzugehen.  Ähnliche  Unternehmungen,  über  deren  Tätig- 
keit aber  noch  nichts  bekannt  ist,  sind  neuerdings  ins  Leben  gerufen, 
so  der  gemeinnützige  Bauverein  in  Eibenstock,  oder  geplant,  so  in 
Auerbach. 

Seitens  der  Gemeinden  ist  bisher  durch  unmittelbare  Erstellung 
von  Kleinwohnungen  oder  Gewährung  billiger  Darlehen  oder  billigen 
Baulandes  noch  wenig  geschehen,  obgleich  gerade  in  ersterer  Be- 
ziehung eine  Reihe  von  Gemeinden  bewiesen  hat,  daß  diese  imstande 
sind,  ebenso  billig  wie  private  Unternehmer  zu  bauen.  Es  wäre  sehr 
wünschenswert,  daß  die  kleineren  Gemeinden,  in  denen  für  die 
Gründung  von  Baugesellschaften  oft  nicht  die  nötigen  Bedingungen 
gegeben  sind,  sich  mehr  nach  dieser  Richtung  hin  betätigten,  wenn 
die  pekuniäre  Möglichkeit  vorliegt,  vor  allem  auch,  daß  die  Gemeinden 
für  zweckmäßige  und  gesunde  Wohnungen  für  ihre  geringer  besol- 
deten Angestellten  und  ständigen  Arbeitern  sorgten,  wodurch  das 
Wohnungsangebot  für  die  Industriearbeiter  vermehrt  würde.  Die 
Staatseisenbahnverwaltung  ist  hier  mit  einem  Beispiel  vorangegangen, 
indem  sie  mit  Unterstützung  der  Ständeversammlung  Bauland  er- 
worben und  dasselbe  mit  Beamten-  und  Arbeiterwohnungen  bebaut 
hat.  Auch  die  Gewährung  billigen  Kredites  seitens  der  Gemeinden 
zum  Zwecke  der  Förderung  der  gemeinnützigen  Bautätigkeit  steckt, 
wie  gesagt,  noch  in  den  Anfängen.  Es  sei  hier  hervorgehoben,  daß 
die  Landesversicherungsanstalt,  von  der  schon  die  Rede  war,  bis 
Ende  1905  12  627  810  M. l)  für  den  Bau  von  Arbeiterwohnungen  dar- 
geliehen hat.  In  Aue  hat  der  Rat  der  Stadt  beschlossen,  verschiedene 
Straßen  auf  eigene  Kosten  anzulegen,  den  dort  Bauenden  die  Be- 
zahlung der  Anliegebeiträge  in  zehnjährigen  Raten  zu  gestatten  und 
die  Häuser  für  Arbeiterwohnungen  bis  4/ö  des  Brandkassenwertes  zu 
beleihen2.) 

Schließlich  sei  in  diesem  Zusammenhänge  noch  darauf  hinge- 
wiesen, daß  neuerdings  das  Kgl.  Ministerium  des  Innern  den  Sächsi- 
schen Ingenieur-  und  Architektenverein  mit  der  Aufgabe  betraut  hat, 
einen  Wettbewerb  ins  Leben  zu  rufen,  der  zur  Gewinnung  von  Plänen 
und  Modellen  zweckmäßiger,  gefälliger  und  vor  allen  Dingen  billiger 
Kleinwohnungen  führen  soll,  daß  ferner  vom  Oberbaurat  Schmidt  im 
Kgl.  Finanzministerium  ein  Ausschuß  zur  Pflege  heimatlicher  Kunst 
und  Bauweise  in  Sachsen  gebildet  worden  ist,  der  sich  die  Aufgabe 
gestellt  hat,  den  Kleinwohnungen  den  öden,  unwirtschaftlichen  Cha- 
rakter zu  nehmen  und  den  Arbeitern  durch  geeignete  Maßnahmen 
ein  den  allgemeinen  Bedürfnissen  entsprechendes,  wohnliches  Heim 
zu  bieten. 


x)  a.  a.  0.  S.  7. 

2)  G.  I.  B.  Aue  1905,  S.  357. 
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Gesundheitsverhältnisse. 

Es  soll  hier  nicht  der  Gesundheitszustand  der  Textilarbeiter 
des  Bezirks  nach  allen  Richtungen  beleuchtet  werden;  es  genügt, 
die  Frage  zu  beantworten,  ob  der  heutige  Zustand  ein  relativ  gün- 
stiger ist  und  ob  er  sich  im  Anschluß  an  soziale  Reformbestrebungen 
gehoben  hat.  Es  genügt,  die  für  den  Beruf  typischen  Erscheinungen 
festzustellen  und  diese  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung sowie  der  Anforderungen  der  Gewerbeinspektion 
zu  betrachten. 

Sachsen  besitzt  bei  seinen  4 Millionen  Einwohnern  über  600000 
Arbeiter  im  Sinne  der  Gewerbeaufsicht,  wovon  mehr  als  ein  Drittel 
auf  die  Textilindustrie  entfällt.  Es  ist  klar,  daß  diese  starke  Arbeiter- 
schaft den  Gesamtgesundheitszustand  der  sächsischen  Bevölkerung 
aufs  stärkste  beeinflußt.  Von  der  im  Jahre  1903  lebenden  Bevölke- 
rung Preußens  starben  auf  1000  Lebende1): 
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In  Sachsen  kamen  durchschnittlich  auf  1 qkm  nach  der  Volks- 
zählung von  1900  280,28  Einwohner,  in  Preußen  nur  98,87.  Wenn 
trotzdem  die  übertragbaren  Krankheiten,  die  bei  der  Bevölkerungs- 
dichtigkeit in  Sachsen  besonders  ausdehnungsfähig  sind,  relativ 
weniger  Opfer  fordern,  ist  die  geringere  Sterblichkeit  als  ein  Zeichen 
relativ  günstiger  Gesundheitsverhältnisse  anzusehen,  eine  mit  Recht 
der  sächsischen  Medizinalbehörde  hoch  angerechnete  Tatsache. 

Der  furchtbarste  und  heimtückischste  Feind  des  Menschen- 
geschlechts ist  die  Tuberkulose.  Besonders  viele  Opfer  fordert  sie 
unter  den  niederen,  -minder  bemittelten  Klassen.  So  entfielen  in 
Hamburg  auf  1000  Steuerzahler  mit  einem  Einkommen 


x)  Korrespondenzblatt  des  ärztlichen  Kreis-  und  Bezirksvereins  im 
Königreich  Sachsen  vom  15.  Juni  1905. 
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von  900—1200  M.  . . . 3,93 

„ 1200—2000  „ . . . 2,64 

„ 2000—3500  „ ...  2,01 

über  3500  „ . . . 1,07 

durch  Lungenschwindsucht  herbeigeführte  Sterbefälle1). 

Unter  dem  Einfluß  größerer  epidemiologischer  Erfahrungen  und 
höheren  therapeutischen  Könnens,  der  Arbeiterschutzgesetzgebung, 
des  gehobenen  Standard  of  life,  der  verbesserten  Wohnungsverhält- 
nisse und  der  Wohlfahrtsbestrebungen  von  Staat,  Gemeinde  und  Pri- 
vaten, gelingt  es  allmählich,  die  Zahl  der  Opfer,  die  früher  besonders 
unter  der  Textilarbeiterbevölkerung  überaus  hoch  war,  zu  vermindern. 
So  starben  im  Deutschen  Reich  von  100000  Einwohnern  an  Lungen- 
schwindsucht im  Durchschnitt  der  Jahre 

1877—1881  ....  357,6  Personen 

1897—1901  ....  218,7 

1902  191,2 

1903  193,8 

Nach  den  Geschäftsberichten  der  Landesversicherungsanstalt 
betrug  die  Zahl  der  ständig  behandelten  Tuberkulosekranken  1904: 
1590,  1905:  1525.  Von  diesen  wurden  mit  Erfolg  behandelt  1904: 
1323,  1905:  1329. 

Die  Gefahr  tuberkulöser  Erkrankungen  ist  für  die  Textilarbeiter 
besonders  groß  infolge  der  heftigen  Staubentwicklung,  so  in  Spinne- 
reien und  Färbereien,  bei  den  Vorarbeiten,  der  Bearbeitung  der 
Wolle  und  Baumwolle.  Dieser  Staub,  gefährlich  in  mechanischer 
und  chemischer  Hinsicht,  wirkt  bei  längerer  Staubentwicklung  reizend 
auf  die  Atmungsorgane,  der  Katarrh  wird  chronisch  und  gibt  damit 
für  Infektion  und  Tuberkulose  den  besten  Nährboden.  In  infektiöser 
Hinsicht  wird  der  Staub  der  Träger  und  Verbreiter  spezifischer 
Krankheiten,  besonders  auch  Träger  der  Tuberkulosenbazillen. 

Nachdem  die  Gefährlichkeit  des  Staubes,  besonders  für  den 
jugendlichen  Organismus,  erkannt  war,  wurde  durch  das  Reichsgesetz 
vom  29.  April  1892  bestimmt,  daß  in  Hechelräumen  sowie  Räumen, 
in  welchen  Maschinen  zum  Öffnen,  Zerkleinern,  Entstäuben,  Mengen 
von  rohen  oder  abgenutzten  Fäserstoffen,  Abfällen  oder  Lumpen, 
im  Betriebe  sind,  jugendlichen  Arbeitern  während  des  Betriebes  eine 
Beschäftigung  nicht  gewährt  und  der  Aufenthalt  nicht  gestattet  wer- 
den darf.  Auch  hinsichtlich  der  Nachmittagspausen  der  in  Spinne- 
reien beschäftigten  jugendlichen  Arbeiter  hat  der  Bundesrat  auf 
Grund  des  § 139  a der  G.-O.  bestimmte  Vorschriften  erlassen. 

Auch  im  hiesigen  Bezirk  ist  der  verderbliche  Einfluß  der 
Tuberkulose  nach  den  mir  zugegangenen  Berichten  der  Medizinal- 


*)  v.  Gebhard,  Ausbreitung  der  Tuberkulose  unter  der  versiche- 
rungspflichtigen Bevölkerung,  Berlin,  S.  89, 
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behörden,  Krankenkassen  und  Ärzte  erheblich  zurückgegangen.  Sehr 
stark  klagen  allerdings  die  Kassenärzte  in  einigen  kleinen  und 
kleinsten  Orten  noch  über  die  Verbreitung  der  Tuberkulose,  so  unter 
den  Hauswebern  und  Stickern  in  Pausa  und  den  Webern  der 
schweren  Teppichindustrie.  Auch  unter  den  Lumpensortiererinnen 
in  Crimmitschau  ist  die  Zahl  Tuberkuloseerkrankter  sehr  hoch. 

Groß  ist  nach  den  Berichten  der  Krankenkassen  und  Ärzte 
der  Prozentsatz  der  an  Rheumatismus  und  Influenza  leidenden 
Textilarbeiter,  eine  Folge  der  schlechten  Luft  und  der  Feuchtigkeit, 
die  mit  vielen  Arbeitsprozessen  verbunden  ist.  Eine  typische  Er- 
krankung bei  Frauen  ist  das  Krampfaderleiden  der  Weberinnen,  ver- 
ursacht durch  langes  Stehen,  und  gewisse  Unterleibsleiden.  Die 
jungen  Mädchen  haben  auffallend  viel  unter  Bleichsucht  zu  leiden. 

Im  allgemeinen  wird  man  jedoch,  den  Ansichten  der  Ärzte 
gemäß  und  im  Hinblick  auf  das  vorher  Gesagte,  den  Gesundheits- 
zustand der  Textilarbeiterschaft  im  Handelskammerbezirk  als  günstig 
ansehen  können.  Mit  anderen  Industrien  verglichen,  wirkt  überhaupt 
die  moderne  textile  Betätigung  nicht  so  schädigend  auf  die  Gesund- 
heit. Wenn  wir  die  Großbetriebe  einteilen  in  solche  mit  mittlerer 
und  solche  mit  hoher  Morbidität  (hohe:  in  denen  auf  je  100  Mit- 
glieder überhaupt  mehr  als  60  Erkrankungen  mit  Erwerbsunfähigkeit 
kommen;  weniger:  mittlere  Morbidität),  so  findet  sich  in  den  Be- 
trieben der  Textilindustrie  die  geringste  Morbidität1).  Neolitzky 
sagt  zu  dem  Thema  des  Gesundheitszustandes  der  Textilarbeiter 
folgendes2) : 

„Im  allgemeinen  läßt  sich  sagen,  daß  der  Gesundheitszustand 
der  Textilarbeiter  mit  dem  technischen  Fortschreiten  im  Fabrik- 
betriebe sich  wesentlich  gebessert  hat  und  daß  namentlich  das 
sprichwörtliche  sanitäre  und  soziale  Elend  der  Weber  heute  nur 
noch  bei  der  Hausweberei  in  Gebirgsgegenden,  wo  jeder  andere 
Erwerb  ausgeschlossen  ist,  angetroffen  wird.  Es  darf  nicht  aus  dem 
Auge  gelassen  werden,  daß  bei  den  Textilarbeitern  die  minder  gün- 
stigen Gesundheitsverhältnisse  darauf  zurückzuführen  sind,  daß  von 
Haus  aus  Personen  mit  schwächerem  Organismus,  mit  Rücksicht  auf 
die  weniger  anstrengende  Arbeit,  diesem  Produktionszweige  sich 
zuwenden.“  Dieser  letzte  Satz  ist  noch  dahin  zu  ergänzen,  daß 
eben  in  der  Textilindustrie  die  weniger  widerstandsfähigen  Frauen 
in  hoher  Zahl  beschäftigt  werden.  Die  geringere  Widerstandsfähig- 
keit des  weiblichen  Geschlechts  gegen  Krankheit  möge  damit  ge- 
kennzeichnet sein,  daß  im  Jahre  1905  die  mittlere  Verpflegungszeit 
in  den  sächsischen  Krankenhäusern  für  männliche  Kranke  33,4,  für 
weibliche  Kranke  dagegen  38,8  Tage  betrug.  Die  Gewerkschafts- 


*)  Vgl.  Dr.  F.  Prinzing  in  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staats- 
wissenschaft, 58.  Jahrgang,  S.  636  ff. 

*2)  Weils  Handbuch  der  Hygiene,  Bd.  8,  1899,  S.  1203. 
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filiale  Crimmitschau  des  Deutschen  Textilarbeiterverbandes  teilt  mir 
folgende  bezeichnende  Zahlen  mit:  Die  Filiale  mit  4000  Mitgliedern 
verzeichnete  kranke  Mitglieder: 

im  III.  Quartal  1906  50  männl.  und  181  weibl. 

,,  IV.  „ „ 53  „ „ 174  „ 

„ I.  „ 1907  100  „ „ 202  „ 

v 11*  v » 63  „ „ 163  „ 

Leider  ist  unsere  Krankenkassenstatistik  noch  sehr  wenig  ent- 
wickelt, wodurch  es  erschwert  wird,  über  das  Allgemeine  hinaus 
sich  zahlenmäßig  über  den  Gesundheitszustand  zu  informieren.  Die 
Angaben  der  Ortskrankenkassen  vermögen  jedoch  auch  kein  ge- 
schlossenes Bild  zu  geben,  da  neben  diesen,  und  von  den  547  in 
der  Kreishauptmannschaft  überhaupt  vorhandenen  Krankenkassen, 
249  Betriebskrankenkassen  mit  58  205  Mitgliedern  bestehen,  die  zum 
weitaus  größten  Teil  der  Textilindustrie  angehören1).  Übrigens  kon- 
statieren auch  Schüler  und  Burkhardt  die  relativ  günstigen  Er- 
krankungsziffern der  männlichen  Textilarbeiter  in  der  konkurrierenden 
Industrie  der  Schweiz2). 

Die  Unfallstatistik  läßt  für  die  Textilindustrie  günstige  Schlüsse 
ziehen.  In  der  gesamten  Textilindustrie  kommen  auf  1000  Voll- 
arbeiter 1903  3 Unfälle,  1904  desgleichen,  in  der  sächsischen  nur 
2,9  resp.  2,6 3).  Nach  den  Berichten  der  Gewerbeinspektionen  kamen 
z.  B.  auf  1000  Arbeiter  im  Bezirk  Aue  1899:  5,3,  1900:  4,8,  1901:  4,3, 
1902:  4,3,  1903:  3,1,  1904:  3,3  Unfälle.  Trotz  dieser  günstigen 
Zahlen  werden  gerade  Unfälle  seitens  der  Agitatoren  in  ungerecht- 
fertigter Weise  ausgenutzt  und  verallgemeinert.  Die  Worte  des 
letzten  Geschäftsberichtes  des  Deutschen  Textilarbeiterverbandes: 
„Mit  gewohnter  Frivolität  werden  von  seiten  der  Unternehmer  wie 
bisher  so  auch  ferner  Leben  und  Gesundheit  von  Arbeitern  aus 
schnöder,  gemeiner  Gewinnsucht  aufs  Spiel  gesetzt.  Das  zeigt  uns 
die  Zahl  der  Unfälle  und  ihre  Art.  Mangels  jeder  Schutzvorrichtung 
einen  Webschützen  an  den  Schädel  zu  bekommen,  ist  der  deutsche 
Weber  nun  schon  bald  gewohnt,  und  nur  wenn  sehr  schwere  Ver- 
letzungen Vorkommen,  meldet  er  sich  deshalb  krank,  z.  B.  bei  Ver- 
letzung der  Augen.“  „Qualvollen  Leiden  werden  die  für  kargen 
Lohn  schuftenden  Arbeiter  durch  brutal  sich  äußernde  Profitsucht 
überantwortet,  Arm-  und  Beinbrüche,  Quetschung,  Verrenkung  und 
Verlust  der  Glieder,  Brandwunden  im  Gesicht  und  am  Körper,  Ver- 
brennung durch  Säuren,  das,  Textilarbeiter,  ist  der  Lohn  dafür,  daß 


*)  Stat.  Jahrbuch  für  das  Königreich  Sachsen  1906,  S.  273.  Über 
die  Gestaltung  des  Krankenkassenwesens  in  Sachsen  vgl.  Dresdener 
Journal,  Kgl.  Sachs.  Staatsanzeiger  vom  21.  September  1905. 

2)  Schüler  und  Burkhardt,  Untersuchungen  über  die  Gesund- 
heitsverhältnisse der  Fabrikbevölkerung  in  der  Schweiz,  Aarau  1899. 

3)  Stat.  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich  1906,  S,  291. 
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du  deinem  Ausbeuter  ein  üppiges,  sorgenfreies  Leben  verschaffst,“ 
werden  damit  auf  das  richigte  Maß  zurückgeführt. 

Es  ist  zu  hoffen,  daß  die  neuen  Unfallverhütungsvorschriften 
der  sächsischen  Textilberufsgenossenschaft  einschränkend  auf  die 
Zahl  der  Unfälle  wirken  wird. 

Eine  bedeutende  Aufgabe  der  Gewerbeaufsicht  ist  es,  durch 
geeignete  Anordnungen  im  Fabrikbetriebe  krankheit-  und  unfall- 
vorbeugend zu  wirken.  Sie  hat  nach  dieser  Richtung  hin  eine  große 
Tätigkeit  entwickelt.  Leider  aber  finden  die  Anordnungen  der  Be- 
amten nicht  immer  das  richtige  Verständnis  bei  Arbeitgebern  und 
Arbeitern.  Besonders  die  letzteren  lassen  die  in  ihrem  Interesse 
angebrachten  Schutzmaßregeln  und  -einrichtungen  außer  Acht  und 
unbenutzt,  während  sie,  solange  dieselben  nicht  vorhanden  waren, 
energisch  auf  entsprechende  Anordnungen  drangen.  Daß  die  Arbeit- 
geber infolgedessen  nur  unlustig  den  Bestimmungen  der  Gewerbe- 
inspektionsbeamten folgen  oder  diese  zu  umgehen  suchen,  liegt  auf 
der  Hand. 

Häufig  weisen  die  Berichte  auf  das  unvorsichtige  Auflegen  der 
Treibriemen  und  die  leichtsinnige  Fortnahme  der  Flugwolle  von  den 
im  Gange  befindlichen  Maschinen  hin.  Eine  Reihe  von  Unfällen  wird 
durch  das  Herausfliegen  der  Webschützen  hervorgerufen.  Hoffentlich 
gelingt  es  durch  Verbesserungen  der  Schützenfänger,  diesem  Übel- 
stande abzuhelfen.  Hier  sind  auch  die  Arbeitgeber  von  Schuld  nicht 
freizusprechen,  da  an  vielen,  selbst  neuen  Konstruktionen  die  nötigen 
Schutzmaßregeln  fehlen.  Die  Gewerbeinspektion  Plauen1)  findet  den 
Grund  für  das  Fehlen  in  dem  Umstande,  daß  der  Verkäufer  durch 
ein  entsprechendes  billigeres  Angebot  das  Geschäft  machen  will  und 
fügt  mit  Bedauern  hinzu,  daß  die  deutschen  Maschinenfabrikanten 
sich  von  den  englischen  überflügeln  ließen,  die  Maschinen  mit  gut 
ausgeführten,  zweckmäßigen  Schutzvorrichtungen  lieferten.  Es  muß 
hier  noch  bemerkt  werden,  daß  die  spätere  Anbringung  von  Schutz- 
vorschriften mit  besonderen  Kosten  verknüpft  ist. 

Sehr  viel  Wert  legt  hier  die  Gewerbeaufsicht  auf  das  Ausweißen 
der  Säle,  um  für  günstiges  Licht  zu  sorgen,  und  auf  die  Anbringung 
genügender  Exhaustoren  und  sonstiger  Staub-  und  Gasabzugsvorrich- 
tungen. Transmissionen  werden  infolge  des  Hinweises  der  Gewerbe- 
aufsichtsbeamten im  wachsenden  Maß  durch  Motoren  ersetzt.  Eine 
besondere  Gefahr  bildet  in  Webereien  das  Einziehen  von  Bretter- 
wänden in  die  Arbeitssäle,  um  die  so  hergestellten  Abteile  an  einzelne 
Betriebsunternehmer  zu  vermieten,  und  zwar  infolge  der  damit  ver- 
bundenen Feuersgefahr  und  des  Fehlens  der  Transmissionsausrücker 
in  den  nunmehrigen  Einzelbetrieben. 

Im  Interesse  der  Tuberkulosebekämpfung  dringt  die  Gewerbe- 
inspektion neben  der  Anbringung  genügender  Staubabzüge  auf  eine 


l)  G.  I.  B.  Plauen  1905,  S.  347, 
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geeignete  Anlegung  von  Bedürfnisanstalten,  die  besonders  in  älteren 
Fabriken  sehr  viel  zu  wünschen  übrig  läßt.  Die  hier  bereits  erzielten 
Resultate  sind  sehr  günstige.  Die  Benutzung  der  von  den  Beamten 
überall  verlangten  Spucknäpfe  wird  von  den  Arbeitern  sehr  vernach- 
lässigt. Infolgedessen  bringen  auch  wieder  die  Arbeitgeber  dieser 
hygienisch  höchst  wichtigen  Maßnahme  nur  geringes  Interesse  ent- 
gegen, das  zu  vielen  Klagen  führt.  Eine  Schwierigkeit  hier  ist  noch 
die,  daß  niemand  die  Spucknäpfe  reinigen  will1). 

Schließen  wir  dieses  Kapitel,  indem  wir  noch  einen  Blick  auf 
die  gerade  für  die  Arbeiterklasse  eminent  wichtige  Frage  der  Tuber- 
kulosebekämpfung werfen. 

Im  Mittelpunkt  aller  dahin  gerichteten  Bestrebungen  steht  das 
Deutsche  Zentralkomitee  zur  Bekämpfung  der  Tuberkulose  unter  dem 
Vorsitz  des  Grafen  Posadowsky.  Eine  ausführliche  Darlegung  der 
Betätigung  des  Komitees  bietet  der  neueste  Geschäftsbericht  für  die 
Generalversammlung  am  23.  Mai  1907  im  Reichstagsgebäude  zu  Berlin. 
Das  Zentralkomitee  wird  vom  Reich  und  allen  Bundesstaaten  eifrigst 
unterstützt.  So  hat  das  Reich  im  Jahre  1906  für  die  Tuberkulose- 
bekämpfung 150000  M.  bereitgestellt  und  1907  wiederum  die  Be- 
strebungen des  Zentralkomitees  durch  Überweisung  von  60000  M. 
gefördert2). 

Das  Kgl.  Sächsische  Ministerium  des  Innern  hat  gemeinsam  mit 
dem  Zentralkomitee  den  Kampf  gegen  die  Tuberkulose  aufgenommen 
und  unter  dem  15.  Dezember  1906  den  amtshauptmannschaftlichen 
Bezirken  und  den  Stadtgemeinden  mittels  Verordnung  größtmögliche 
Unterstützung  der  Bestrebungen  des  Zentralkomitees  empfohlen. 
Es  hat  ferner  angeordnet,  daß  Ziehkinder  nicht  in  Familien  Lungen- 
kranker aufgenommen  werden  unter  dem  Gesichtspunkte,  „daß  nament- 
lich für  Kinder,  welche  mit  Tuberkulosen  in  nähere  Berührung  kommen 
und  mit  ihnen  Zusammenleben,  eine  erhebliche  Ansteckungsgefahr 
besteht,  anderseits  die  Vermutung  naheliegt,  daß  öfters  Lungen- 
kranke, die  zu  anstrengender  Arbeit  nicht  fähig  sind,  sich  gern  mit 
dem  leichteren  Geschäfte  der  Ziehkinderpflege  abgeben,  oder  daß 
Ehefrauen,  die  wegen  ihres  lungenkranken  Ehemannes  an  anderer 
Erwerbstätigkeit  behindert  sind,  sich  durch  Aufnahme  von  Ziehkindern 
einen  Verdienst  zu  verschaffen  suchen“.  Das  Ministerium  hat  bis 
Ende  1907  darüber  Bericht  seitens  der  Kreishauptmannschaften  ge- 
fordert, was  im  Verfolg  der  genannten  Verordnung  geschehen  ist. 
Ferner  hat  das  sächsische  Kultusministerium  die  Erlaubnis  erteilt, 
daß  in  den  oberen  Klassen  der  Lehrer-  und  Lehrerinnenseminare 
von  berufener  Seite  Vorträge  über  Lungentuberkulose  veranstaltet 
werden.  In  zirka  20  Seminaren  wurden  im  Januar  1907  solche  Vor- 
träge seitens  der  Chefärzte  von  Albertsberg,  Karolagrün  und  Reibolds- 


0 G.  I.  B.  Aue  1904,  S.  362. 

2)  Geschäftsbericht  des  Zentralkomitees  1907,  S.  36. 
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grün  gehalten1).  Die  Vorträge  sollen  in  zwei  Jahren  wiederholt 
werden. 

Im  Königreich  Sachsen  sind  dem  Zentralkomitee,  das  haupt- 
sächlich durch  prophylaktische  Maßnahmen  die  Tuberkulose  zu  be- 
kämpfen sucht,  eine  größere  Anzahl  von  Vereinen  angeschlossen,  und 
es  bestehen,  meist  Schöpfungen  dieser  Vereine,  eine  Reihe  von  Volks- 
heilstätten, Privatanstalten,  Kinderheilstätten,  Pflegestellen  und  In- 
validenheime, Walderholungsstätten  und  schließlich  Auskunfts-  und 
Fürsorgestellen.  Im  Bezirk  befinden  sich  die  Volksheilstätten  Alberts- 
berg  für  Männer  mit  126  resp.  146  Betten,  Karolagrün  für  Frauen  mit 
123  Betten  und  schließlich  Adorf  mit  86  Betten.  Es  sei  auch  erwähnt 
die  Privatheilanstalt  in  Reiboldsgrün  mit  130  Betten.  Albertsberg  und 
Karolagrün  erhielten,  wie  auch  andere  sächsische  Anstalten,  große 
Subventionen  seitens  des  Zentralkomitees. 

Auch  die  Landesversicherungsanstalt  unterstützt  diese  Bestre- 
bungen; sie  hat  bis  Ende  1905  für  den  Bau  von  Kranken-  und  Ge- 
nesungshäusern und  Volksheilstätten  3838000  M.  dargeliehen. 

Aus  der  großen  Zahl  der  Stiftungen  sei  besonders  der  Über- 
weisung von  100000  M.  des  verstorbenen  Königs  Albert  an  den 
Verein  zur  Begründung  und  Unterhaltung  von  Volksheilstätten  für 
Lungenkranke  im  Königreich  Sachsen  gedacht,  wodurch  die  Gründung 
der  im  Bezirk  befindlichen  Volksheilstätte  Albertsberg  ermöglicht 
wurde2). 


Die  Gewerbeinspektionen. 

Die  Gewerbeinspektoren  in  Aue,  Plauen  und  Zwickau  sind  ein 
hochwichtiger,  gewerblicher  Faktor  geworden.  Es  ist  mit  Freuden 
zu  begrüßen,  daß  die  Abneigung  der  Arbeitgeber  gegen  die  Gewerbe- 
inspektionen mehr  und  mehr  schwindet,  was  sich  auch  dadurch  kund- 
gibt, daß  dieselben  im  wachsenden  Maße  vor  der  Einreichung  von 
Bauplänen  oder  vor  der  Änderung  ihrer  baulichen  und  maschinellen 
Anlagen  sich  mit  der  Gewerbeaufsicht  ins  Einvernehmen  setzen.  Es 
werden  damit  viele  Streitigkeitsmomente  der  Zukunft  beseitigt.  Auch 
bei  den  Arbeitern  macht  sich,  wenn  auch  nur  sehr  langsam,  eine 
steigende  zuversichtliche  Neigung  für  die  Institution  bemerkbar. 
Auch  wächst  die  Zahl  der  auf  den  Bureaux  vorsprechenden  Ar- 
beitern. Doch  ist  dieser  Verkehr  immer  noch  sehr  gering. 

Das  Amt  der  Gewerbeinspektoren  ist  ein  sehr  schwieriges,  und 
es  gehört  viel  Takt  und  Festigkeit  dazu,  einerseits  ein  rigoroses 
Vorgehen  zu  vermeiden,  anderseits  das  notwendig  Erkannte  durch- 
zuführen. Die  Besetzung  der  Ämter  ist  deshalb  sehr  schwer,  d.  h. 

*)  Berfcht  des  Vereins  zur  Begründung  und  Unterhaltung  von 
Volksheilstätten  für  Lungenkranke  im  Königreich  Sachsen  1907,  S.  14. 

*)  a.  a.  O.  S.  5. 
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die  Besetzung  mit  geeigneten  Personen.  Meines  Erachtens  wird 
über  die  verwaltungstechnischen  Aufgaben  der  Beamten  zu  wenig 
Wert  auf  die  volkswirtschaftliche  Ausbildung  gelegt. 

Die  Arbeiter  empfinden  es  als  einen  Mangel,  daß  sich  die  Ge- 
werbeinspektoren bei  ihren  Erkundigungen  ausschließlich  auf  die 
Angaben  aus  Unternehmerkreisen  stützen,  wodurch  übrigens  auch 
die  jährlichen  Berichte  eine  einseitige  Färbung  erhalten.  Ferner  wird 
von  den  Arbeitern  betont,  daß  die  Inspektionsbeamten  den  Betrieb 
regelmäßig  in  Begleitung  eines  Betriebsbeamten  oder  des  Unter- 
nehmers durchgehen,  so  daß  den  Arbeitern  die  Möglichkeit  ge- 
nommen wird,  auf  diese  oder  jene  Mißstände  aufmerksam  zu  machen, 
daß  ferner  vor  dem  Besuch  alles  beseitigt  wird,  was  zu  Einwänden 
führen  könne.  Eine  Abstellung  dieser  Ubelstände  ist  durchaus  not- 
wendig, aber  in  wünschenswerter  Weise  nur  dann  möglich,  wenn 
einerseits  die  Arbeiter  den  Anordnungen  der  Arbeitgeber  mehr  nach- 
kommen,  anderseits  sich  der  Konnex  zwischen  letzteren  und  der  Ge- 
werbeinspektion noch  inniger  gestaltet. 

Die  Tätigkeit  der  Aufsichtsbeamten  erstreckt  sich  hier  leider 
nur  auf  die  Erfüllung  der  ihr  vom  Ministerium  zugewiesenen  Pflichten. 
Es  fehlen  deshalb  gänzlich  Untersuchungen,  wie  sie  in  verbindlicher 
Weise  von  den  bayerischen  und  württembergischen  Gewerbeaufsichts- 
beamten veranstaltet  worden  sind,  wohl  mit  eine  Folge  der  erwähnten 
nicht  genügenden  volkswirtschaftlichen  Schulung.  Da  aber  gerade 
diese  Beamten  den  tiefsten  Blick  in  die  gewerblichen  und  die  Ar- 
beiterverhältnisse, in  die  Psyche  des  Arbeiters  erlangen , ist  das 
doppelt  bedauerlich.  Der  Verfasser  wurde  häufig  von  statistischen 
Ämtern,  Behörden,  Verwaltungen  usw.  auf  seine  Anfragen  hin  an  die 
Gewerbeinspektionen  verwiesen,  doch  war  es  niemals  möglich,  bei 
diesen  eine  Auskunft  zu  erlangen,  was  immer  mit  dem  Mangel  an 
vorhandenem  Material  motiviert  wurde!  Es  wäre  sehr  zu  wünschen, 
wenn  gerade  in  dem  industriereichen  Sachsen  die  Gewerbeinspektion 
ihre  Tätigkeit  erweitern  würde.  Das  wäre  jedoch  nur  dann  möglich, 
wenn  das  Beamtenpersonal,  das  schon  jetzt  durch  Arbeit  sehr  in 
Anspruch  genommen  ist,  vermehrt  würde. 


Wohlfahrtseinrichtungen. 

Die  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen  sind  bereits,  soweit  es  an- 
gebracht erschien,  an  geeigneter  Stelle  behandelt  worden.  Es  hat 
dabei  natürlich  nicht  auf  alle  Erscheinungsformen  derselben  ein- 
gegangen werden  können,  sondern  nur  auf  die  wichtigsten.  Eine 
besonders  erfreuliche  Erscheinung,  die  neuerdings  stark  an  Aus- 
dehnung gewinnt,  bilden  die  Urlaubsbewilligungen  der  Beamten  und 
Arbeiter  unter  Fortzahlung  des  Lohnes.  Der  Bau  von  Speiseanstalten, 
in  denen  besonders  die  auswärtigen  Arbeiter  sich  in  den  Pausen 
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und  der  Freizeit  aufhalten  und  ihr  Essen  einnehmen  können,  nimmt 
ebenfalls  zu.  Die  Leistungen  der  Betriebskrankenkassen  gehen  häufig 
über  das  Maß  des  gesetzlich  Notwendigen  hinaus,  entziehen  sich 
jedoch  der  äußeren  Kontrolle.  Nachzuholen  bleibt,  daß  die  Wohl- 
fahrtseinrichtungen der  Arbeitgeber  im  Bezirk  fast  alle  rein  karita- 
tiven Charakter  tragen,  wodurch  nicht  ausgeschlossen  ist,  daß  auch 
die  Arbeitgeber  ihre  Interessen  bei  der  Errichtung  derselben  ver- 
folgen, um  sich  einen  tüchtigen  Arbeiterstamm  zu  sichern. 

Am  ehesten  könnte  man  wohl  noch  bei  den  Pensionskassen  u.  dgl. 
von  einer  gewissen  Beschränkung  der  Freizügigkeit  reden.  Auch  die 
Löhne  der  Fabriken,  die  solche  besitzen,  sind  nicht  die  höchsten  im 
Bezirk.  Jedoch,  bei  der  wachsenden  korporativen  Ausgestaltung 
gleicher  Löhne  und  Lohnsätze  und  beiderseitiger  Organisationen  ver- 
liert dieses  Moment  an  Bedeutung.  Auf  die  fortwährende  Aus- 
nutzung des  Rechtes  der  Freizügigkeit  speziell  aber  wird  der  Ar- 
beiter gern  verzichten,  solange  er  sich  besser  dabei  steht,  ganz 
abgesehen  davon,  daß  die  Freizügigkeit  schon  durch  die  modernen 
Formen  der  Produktion  ihre  natürlichen  Grenzen  findet,  sicherlich 
nicht  zum  Nachteil  von  Arbeiter,  Arbeitgeber  und  Produktion. 

Einrichtungen,  deren  Wirkungen  darin  bestehen1),  „den  Arbeiter 
innerhalb  wie  außerhalb  der  Unternehmungen  zu  jedweder  Unter- 
werfung unter  den  Willen  des  Arbeitgebers  zu  zwingen,“  durch  die 
„jedwedes  Recht,  welches  die  Gesetzgebung  des  Reichs  dem  Ar- 
beiter zum  Schutze  seiner  individuellen  Freiheit  verliehen  hat“  aus- 
geschaltet wird,  bestehen  hier  nicht. 

Man  wird  den  Wohlfahrtsbestrebungen  der  Arbeitgeber  des  Be- 
zirks höchste  Anerkennung  zollen  müssen.  Man  hat  aber  auch,  ganz 
allgemein  gesprochen,  bei  jeder  Kritik  zu  bedenken,  daß  ohne  diese 
vom  Staat  nicht  garantierten  Wohlfahrtseinrichtungen,  die  eine  hohe 
kulturelle  Aufgabe  erfüllen,  heute  nicht  anzukommen  ist,  und  auch 
ferner  nicht,  wollen  wir  nicht  aus  Deutschland  einen  Versicherungs- 
staat machen,  der  wohl  für  New-Seeland,  aber  nicht  für  das  Deutsche 
Reich  am  Platze  wäre2).  Man  darf  in  der  Kritik  nicht  zu  weit  gehen 
und  den  Einzelfall  nicht  verallgemeinern.  Man  nimmt  damit  den 
Arbeitgebern  die  Lust,  über  das  Maß  der  gesetzlichen  Verpflichtungen 
hinaus  für  ihre  Arbeiter  zu  sorgen,  und  schädigt  so  die,  denen  man 
gern  helfen  möchte,  die  Arbeiter.  Minister  Delbrück  hat  diesem  Ge- 
danken am  14.  Februar  1906  im  preußischen  Abgeordnetenhaus  Aus- 
druck verliehen.  Er  erkennt  es  an,  daß  die  Arbeitgeber  sehr  viel 
freiwillig  für  die  Arbeiter  getan  haben,  aber  davon  würde  nicht  ge- 
sprochen, alles  sei  Kampf,  und  das  ethische  und  gemütliche  Moment 
würde  außer  acht  gelassen.  Alles  sei  gefordert  und  alles,  was  aus 
gutem  Herzen  komme,  gelte  als  eine  mangelhafte  Erfüllung  der  ver- 


*)  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  116.  Bd.,  S.  140  f. 

2)  Graf  Posadowsky  in  der  Reichstagssitzung  vom  13.  Dez.  1904. 
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fluchten  Pflicht  und  Schuldigkeit.  Daher  fühlten  sich  die  Unter- 
nehmer dauernd  als  die  Angegriffenen  und  verlören  die  Lust  zu 
erhöhter  Fürsorge.  — Die  Wohlfahrtseinrichtungen  knüpfen  ein  freund- 
liches Band  zwischen  Arbeitgebern  und  -nehmern,  ohne  die  letzteren 
rechtlos  zu  machen,  die  nicht  auf  das  wohltuende  Moment  der  Ein- 
richtungen verzichten  wollen.  Sie  sind  so  ganz  wesentlich  ein  starkes 
Bollwerk  gegen  die  Sozialdemokratie.  Daher  die  tödliche  Feindschaft, 
die  diese  Partei  ihnen  entgegenbringt.  Sagte  doch  auf  der  Kon- 
ferenz der  Delegierten  des  Gaues  Nord-West  des  Deutschen  Textil- 
arbeiterverbandes in  Hannover  1906  der  Vertreter  von  Delmenhorst1), 
die  Wohlfahrtseinrichtungen  in  der  Delmenhorster  Wollkämmerei  seien 
großartig  und  erschwerten  demzufolge  die  Agitation. 


Organisation. 

Eine  der  wichtigsten  Erscheinungen  der  großkapitalistischen 
Produktionsmethode  ist  die  Erkenntnis  des  Lohnarbeiters,  daß  der 
einzelne  als  solcher  zu  schwach  ist,  seinem  Streben  nach  einer 
höheren  Lebenshaltung , das  allen  Gesellschaftsklassen  eigen  und 
dessen  Berechtigung,  als  der  menschlichen  Natur  entsprechend,  an- 
erkannt ist,  Erfolg  zu  verschaffen.  Er  hat  erkannt,  daß  er  vielmehr 
als  der  schwächere  Teil,  dem  Kapital  und  den  Gesetzen  von  Angebot 
und  Nachfrage  gegenüber,  besonders  infolge  der  Untrennbarkeit  der 
Ware  Arbeit  vom  Besitzer  gegen  stärkere  Mächte  zu  einer  willenlosen 
Maschine  herabgedrückt  sei.  ln  dem  Maße,  als  durch  die  rechtliche 
Gleichsprechung  und  die  Erlangung  der  politischen  Mündigkeit  das 
Persönlichkeitsgefühl  seinen  Schranken  entzogen  wurde , ging  er 
konsequenterweise  daran,  nunmehr  auf  dem  Wege  der  Korporation 
seine  wirtschaftliche  Position  mittels  Selbsthilfe  zu  stärken. 

Den  günstigsten  Boden  dafür  lieferten  die  großen  Industrie- 
zentren, wo  die  homogenen  Interessen  Tausender  unter  gleichen 
Produktionsbedingungen  tätiger  Lohnarbeiter  die  Vorteile  einer  gemein- 
samen Vertretung  ihrer  wirtschaftlichen  Interessen  besonders  vor 
Augen  führten. 

Die  Arbeitgeber  standen  hier  einem  Novum  gegenüber.  Während 
sie,  die  Herren  im  Hause,  bisher  im  Rahmen  der  Konjunkturen  mit 
dem  Rechte  des  Stärkeren  die  Arbeitsbedingungen  diktiert  hatten, 
traten  jetzt  die  Arbeiter  als  ebenbürtiger  Machtfaktor  auf,  der  die 
Verbesserungen  der  Arbeiterlage  nicht  mehr  einem  Zufall,  einem  Ge- 
schenk oder  der  staatlichen  Fürsorge  allein  verdanken  wollte,  sondern 
auf  konstitutioneller  Basis  Einfluß  auf  die  Gestaltung  des  Arbeits- 
vertrages zu  erlangen  sich  bemühte.  Die  Unternehmer  suchten  nun 


*)  Deutsche  Industriezeitung  vom  2.  März  1906. 
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ebenfalls  auf  dem  Wege  des  Zusammenschlusses  Stärkung,  um  die 
Eingriffe  in  ihre  bisherige  Machtsphäre  abwehren  zu  können. 

Wie  alle  Übergangsepochen  nicht  nur  eine  Reihe  von  Gegen- 
sätzen aufweisen,  sondern  immer  auch  Momente  hinzutreten,  die  diese 
Kontraste  in  die  schärfste  und  radikalste  Form  kleiden,  so  auch  hier. 
Einerseits  suchte  die  politische  Partei  der  Sozialdemokratie  Einfluß 
auf  die  moderne  Gewerkschaftsbewegung  zu  erlangen , was  ihrer 
schlauen  Taktik  leider  bisher  im  hohen  Maße  gelungen  ist,  anderseits 
suchten  die  Arbeitgeberverbände  durch  immer  stärkere  Retorsions- 
maßregeln ihre  Macht  zu  stärken  resp.  zu  halten.  Das  Eindringen 
der  Sozialdemokratie  in  diese  Bewegung  hat  es  zuwege  gebracht, 
daß  die  Gewerkschaftsbewegung  häufig  kurzerhand  als  sozialistische 
Erscheinung  angesehen  wird. 

Sehr  zu  nnrecht!  Denn  die  große  Emanzipationsbewegung,  die 
seit  300  Jahren  die  Kulturstaaten  durchdringt,  findet  hier  m.  E.  nur 
ihren  Abschluß.  Diese  große  moderne  Bewegung,  im  historischen 
Lichte  betrachtet,  läßt  sich  deshalb  auch  nicht  aufhalten.  Wie  alle 
großen,  ein  Zeitalter  füllenden  Gedanken  sich  noch  stets  die  Werk- 
zeuge ihrer  Verwirklichung  gebildet  haben,  so  findet  die  Emanzipation 
des  Standes  der  Lohnarbeiter  in  der  Gewerkschaftsbewegung  ihren 
Ausdruck.  Das  Banner  des  Zweifels  ist  jeder  Kulturbewegung  noch 
immer  vorangetragen,  insofern  mag  auch  der  Sozialdemokratie  ein 
gewisses,  mehr  negatives  Verdienst  nicht  abzusprechen  sein.  Niemals 
aber  darf  man  den  immer  vorhandenen  radikalen  Ausdruck  einer 
Kulturbewegung  mit  dieser  selbst  verwechseln.  Der  hat  noch  nie 
eine  Kulturepoche  geschaffen.  Die  Kulturentwicklung  geht  langsam 
ihren  bestimmten  Gang,  und  wenn  sie  wirklich  auf  revolutionärem 
Wege  unterbrochen  wurde,  hat  sie  doch  immer  noch  die  usurpieren- 
den Mächte  aufgesogen. 

Auch  in  dem  Arbeiter  wirkt  die  Hoffnung  auf  eine  Besserung 
seiner  Lage,  für  sich  und  seine  Familie,  auch  in  ihm  wohnt  eine 
glühende  Sehnsucht,  die  allen  Menschen  immanent  ist,  eine  Spur, 
eine  Bestätigung  seines  Daseins  zu  haben  und  im  gewaltigen  Makro- 
kosmus für  die  kurze  Zeit  des  irdischen  Lebens  Anerkennung  und 
Achtung  zu  erringen.  Wo  in  der  Welt  bisher  Herrliches  und  Erhabenes 
geschah,  ist  es  wohl  auf  dieses  Streben  zurückzuführen,  ohne  das 
das  gesellschaftliche  Leben  der  Stagnation,  der  Versteinerung  ent- 
gegenvegetiert. 

Ist  es  ein  Wunder,  wenn  die  Arbeiter  sich,  bei  der  wachsenden 
Feindschaft,  die  die  Arbeitgeber  ihrem  Intellekt  entgegenbringen, 
der  Sozialdemokratie,  deren  fernere  politische  Ziele  ihnen  völlig 
gleichgültig  sind,  mit  deren  Hilfe  sie  aber  ihrem  Mikrokosmus  eine 
erhöhte  Anerkennung  zu  verschaffen  hoffen,  in  die  Arme  wTerfen 
und  nun  von  dieser  gerade  mittels  der  Rechte,  die  man  ihnen  zur 
Förderung  des  bestehenden  Staatswesens  gab,  zu  dessen  Vernichtung 
mißbrauchen  lassen? 
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Ware  es  nicht  besser,  die  großen  materiellen,  intellektuellen  und 
sittlichen  Kräfte , die  unzweifelhaft  und  erwiesenermaßen  in  der 
modernen  Bewegung  des  Arbeiterzusammenschlusses  stecken,  zur 
Mitarbeit  heranzuziehen,  zur  Mitarbeit,  die  positiv  im  Sinne  der  be- 
stehenden Staats-  und  Wirtschaftsordnung  ist,  statt  die  sich  immer 
mehr  konzentrierende  Kraft  durch  ein  Seitenventil  auspuffen  zu 
lassen? 

Die  neuzeitliche  Produktionsmethode,  die  die  Trennung  von 
selbständiger  und  unselbständiger  Arbeit,  von  Unternehmer  und 
dauerndem  Lohnarbeiter  hervorgebracht  hat,  sie  hat  vor  allem  in  der 
Gewerkschaftsbewegung  das  Mittel  gefunden,  den  Verlust  idealer 
Güter  für  die  größte  Menschenklasse  durch  neue  ethische  Faktoren 
zu  ersetzen,  deren  Anerkennung  und  Vertiefung  nach  persönlichen 
und  wirtschaftlichen  Gesichtspunkten  eine  Hauptaufgabe  von  Staat 
und  Gesellschaft  bilden  muß. 

Das  größte  Hindernis  für  die  deutsche  Gewerkschaftsbewegung 
liegt  darin,  daß  sie  innig  mit  der  sozialdemokratischen  Partei  verquickt 
ist.  Das  non  possumus  der  Arbeitgeber  ist  wesentlich  mit  dadurch 
bedingt.  Und  in  der  Tat  kann  man  dem  Hinweise  des  Unternehmers, 
daß  ihm  in  der  Praxis  die  Bestrebungen  beider  auf  eins  hinauskommen, 
wenig  entgegenhalten.  Wie  die  Arbeitgeber  im  allgemeinen  die  Partei 
und  die  Gewerkschaften,  welchen  Ursprungs  auch  immer,  in  einen 
Topf  werfen,  so  sind  sie  auch  häufig,  um  eine  Analogie  eines  Bülow- 
schen  Wortes  zu  gebrauchen,  in  einem  Topfe  gefunden  worden.  Es 
mag  auch  ganz  logisch  klingen,  daß  ein  Verhandeln  mit  sozial- 
demokratisch geführten  Gewerkschaften,  die  unzweifelhaft  den  heute 
geltenden  Staatsbegriff  negieren,  unmöglich  und  absurd  sei.  Es  fragt 
sich  nur,  ob  es  klug  und  praktisch  ist. 

Mögen  auch  die  Bestrebungen  beider  häufig  gleiche  sein,  so  ist 
eine  wissenschaftliche  Darlegung  ihrer  Wesensungleichheit,  wie  sie  vor- 
stehend versucht  wurde,  nicht  nur  für  die  Wissenschaft,  für  deren 
prinzipielle  Stellungnahme  der  Gewerkschaftsbewegung  gegenüber 
ihre  Verquickung  mit  der  Sozialdemokratie  nur  sekundären  Wert  hat, 
sondern  auch  für  den  praktischen  Arbeitgeber,  der  auf  dem  Boden 
gegebener  Verhältnisse  steht,  wertvoll,  denn  sie  zeigt,  daß  Gewerk- 
schaft und  Partei  trotz  Börne  Iburg  nicht  eins  ist,  und  daß,  nach- 
dem die  Unterschiede  erkannt,  auch  eine  Trennung  möglich  ist. 

Ziehen  wir  die  Gewerkschaften  zu  positiver  Mitarbeit  heran,  so 
müssen  sie  sich  im  gleichen  Verhältnis  von  der  verneinenden  Sozial- 
demokratie logischerweise  emanzipieren.  Die  neuere  Geschichte  be- 
weist es  ja  besonders,  wie  so  häufig  abseits  stehende  Elemente  durch 
Mitarbeit  und  Verantwortlichkeit  ihren  Radikalismus  modifiziert  haben. 
Man  denke  z.  B.  an  Frankreich,  an  Viviani,  an  Millerand  und  Briand. 
Vernichten  läßt  sich  diese  Bewegung,  m.  E.  eine  historische  gesetz- 
mäßige Erscheinung,  nicht,  und  deshalb  ist  es  höchste  Zeit,  sie  zu 
akzeptieren  und  auf  eine  gesetzmäßige  Basis  zu  stellen. 
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Die  Furcht,  die  Sozialdemokratie  zu  stärken,  darf  nicht  dazu 
führen,  die  Organisation  der  Arbeitnehmer  prinzipiell  abzulehnen. 
Gewiß  ist  zuzugeben,  daß  sich  die  Gewerkschaftsbewegung,  besonders 
in  der  Textilindustrie,  erheblich  verrannt  hat  und  zum  Tummelplatz 
sozialdemokratischer  Demagogie  geworden  ist.  Die  Heilung  muß  auf 
homöopatischem  Wege  erfolgen.  Solange  aber  die  Gewerkschaften 
nicht  anerkannt  werden  seitens  der  Arbeitgeber,  kann  es  nicht  wunder- 
nehmen, wenn  die  Arbeiter  sich  denen  anschließen,  die  die  stärkste 
Macht  und  die  größten  Mittel  besitzen,  den  sozialdemokratischen. 

Lassen  wir  aber  die  Gewerkschaften  auf  dem  Boden  der  bürger- 
lichen Ordnung  mitarbeiten  an  der  Festsetzung  der  Arbeitsbedingungen, 
sie  würden  Erfüllbares  und  Unmögliches  zu  trennen  lernen,  sie  würden 
Achtung  vor  dem  Bestehenden,  dem  sie  verbunden  sind,  empfangen 
und  nicht  mit  den  höchsten  Gütern,  die  der  Deutsche  hat,  ein  frivoles 
Spiel  treiben.  Sie  würden  aufhören,  die  Unzufriedenheit  zu  wecken, 
indem  sie  Forderungen  stellen,  die  niemals  befriedigt  werden  können !), 
indem  sie  Wünsche  erwecken,  die  von  niemandem  zu  erfüllen  sind. 
Dann  würde  der  Tag  kommen2),  „wo  Kopf  und  Hand  einträchtig 
Zusammenwirken  werden,  wo  wir  auf  die  sozialdemokratische  Be- 
wegung zurückblicken  werden,  wie  der  Genesende  zurückblickt  auf 
eine  überwundene  Krankheit,  der  Erwachende  auf  einen  wüsten 
Traum.“ 

Es  erschien  durchaus  erforderlich,  in  diesem  Zusammenhang 
auf  die  Gewerkschaftsbewegung  als  Ganzes,  gleichsam  als  Kultur- 
erscheinung einzugehen,  und  nicht  zwischen  den  verschiedenen  Rich- 
tungen zu  unterscheiden.  Denn  in  den  Unternehmerkreisen  und 
großen  Arbeitgeberverbänden,  wie  im  Zentralverbande  Deutscher  In- 
dustrieller, werden  diese  Unterschiede  hinsichtlich  ihrer  prinzipiellen 
Stellung  auch  nicht  gemacht.  Da  ist  Gewerkschaft  und  Partei  aller- 
dings eins.  Ferner  läßt  sich  auch  eine  verschiedene  Behandlung  und 
faktische  Anerkennung  der  einen  Richtung  im  Gegensatz  zur  andern 
aus  juristischen  und  wirtschaftlichen  Gründen  nicht  durchführen. 

Ein  wesentlicher  Grund  ferner,  daß  diese  Dinge  sich  so  ge- 
staltet haben,  und  die  Unternehmer  ein  Paktieren  mit  den  Arbeiter- 
organisationen ablehnen,  ist  darin  zu  finden,  daß  diesen  die  recht- 
liche Grundlage  fehlt.  Praktisch  können  bei  deren  Mangel  die  gegen- 
seitigen Beziehungen  nicht  in  einer  Weise  geregelt  werden,  die  eine 
Garantie  der  übernommenen  Verpflichtungen  gewährleistet. 

Diese  Anschauung  ist,  wie  jene  prinzipielle  Stellung,  allen  Fa- 
brikanten gemeinsam.  Die  Absicht,  den  Berufsvereinen  die  Rechts- 
fähigkeit zu  verleihen,  tritt  dieser  Frage  prinzipiell  näher.  Der  Ent- 
wurf, den  die  Reichsregierung  dem  Reichstage  am  12.  November  1906 
zugehen  ließ,  hat  zwar  eine  Ablehnung  erfahren,  doch,  ohne  auf  die 


‘)  Fürst  Bülow,  Reichstagssitzung  vom  26.  Februar  1907. 
*)  Derselbe  ebendort. 


81 


Aussetzungen,  daß  er  die  Minderheiten  nicht  schütze,  daß  er  den 
Begriff  „Gewerkschaft“  zu  eng  fasse  usw.,  einzugehen,  ist  hier  ein 
wichtiger  Schritt  vorwärts  getan,  und  es  mehren  sich  auch  die  Zeichen 
einer  sympathischen  Auffassung  in  hiesigen  Unternehmerkreisen.  Be- 
sonders bedeutungsvoll  ist  es,  daß  sich  der  Syndikus  des  Verbandes 
von  Arbeitgebern  der  Sächsischen  Textilindustrie  zu  Chemnitz,  wohl 
des  stärksten  und  schärfsten  Abwehrverbandes  in  Deutschland,  auf 
den  noch  zurückzukommen  ist,  auf  der  ordentlichen  Generalversamm- 
lung des  Verbandes  am  8.  Januar  1907  prinzipiell  für  den  Entwurf 
ausgesprochen  hat.  Er  sagt:  „Der  Entwurf  darf  von  den  Unter- 
nehmern nicht  allein  von  dem  Gesichtspunkt  aus  betrachtet  werden: 
Wie  wirkt  er  auf  unsere  Vereinigungen  und  Verbände?,  sondern  in 
erster  Linie  von  dem  Standpunkt  aus:  Ist  der  Entwurf  geeignet,  die 
Arbeiterorganisationen  auf  eine  geordnete  gesetzliche  Basis  zu  stellen 
und  die  Arbeiter  von  den  staatsumwälzenden  Bestrebungen  der  Sozial- 
demokratie zurückzuführen  auf  den  Boden  bürgerlicher  Ordnung? 
Und  da  scheinen  mir  doch  die  „Ansätze  im  Gesetz  vorhanden  zu 
sein“.  Die  höchst  abfällige  oder  höhnisch  verlegene  Abfertigung, 
welche  der  Entwurf  bei  der  sozialdemokratischen  Partei  und  Presse 
fand,  kann  als  Bestätigung  dafür  gelten,  wie  sehr  hier  die  Maßnahme 
gefürchtet  ist. 

Der  Entwurf,  der  in  veränderter  Form  den  Reichstag  wieder 
zu  beschäftigen  haben  wird,  sieht  die  Mitgliedschaft  von  volljährigen 
Frauen  vor.  Im  Hinblick  auf  den  hohen  Prozentsatz  der  in  der  Textil- 
industrie beschäftigten  Frauen  muß  das  als  besonders  berechtigt  und 
notwendig  erscheinen.  Ein  Anschluß  der  Frauen  würde  die  Frauen- 
arbeit in  der  Textilindustrie  geradezu  züchten. 

Ein  wichtiges  Erfordernis  ist  es,  daß  die  Gewerkschaftsführer 
die  nötigen  moralischen  Qualitäten  und  ausgeprägtes  Verantwortlich- 
keitsgefühl besitzen,  daß  sie  sich  einerseits  der  hohen  moralischen 
Bedeutung  ihres  Amtes  bewußt  sind,  und  sie  anderseits  die  Über- 
zeugung haben,  nur  Diener  ihres  Amtes  zu  sein,  und  nicht  mit  selbst- 
herrlichen Allüren  den  Arbeitgebern  gegenübertreten.  Sie  dürfen 
es  nicht,  wie  so  häufig,  als  ihre  vornehmste  Aufgabe  ansehen,  in 
einseitigster  Kleinarbeit  die  geringsten  Vorkommnisse,  die  geeignet 
sind,  den  Klassenhaß  zu  steigern,  zusammenzutragen  und  zu  regi- 
strieren. 

Häufig  fehlt  auch  den  Gewerkschaftsführern,  besonders  in  kleinen 
Filialen,  der  wirtschaftliche  Blick,  die  Schulung,  Ursache  und  Wirkung 
wirtschaftlicher  Vorgänge  abzuwägen,  und  objektive  Urteilsfähigkeit. 

Nur  die  Überzeugung,  daß  die  Führer  Übergewicht  und  mora- 
lischen Einfluß  genug  besitzen,  die  Arbeiter  den  übernommenen  Ver- 
bindlichkeiten treu  zu  halten,  kann  die  Arbeitgeber  in  die  Anerken- 
nung der  Organisation  einwilligen  lassen.  Gerade  diesem  Momente 
legt  die  Arbeitgeberpresse  eine  größere  Bedeutung  als  der  recht- 
lichen Bindung  bei.  Die  neuesten  Ereignisse  hier  zeitigten  leider 

v.  Langermann,  Zur  soz.  Lage  d.  sächs.  Textilarbeiter.  6 
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sehr  trübe  Erfahrungen.  In  den  beiden  großen  Arbeiterbewegungen, 
die  neuerdings  den  Bezirk  betroffen  haben,  der  Crimmitschauer  Aus- 
sperrung und  der  Lohnbewegung  im  sächsisch-thüringischen  Weberei- 
distrikt 1905,  haben  die  Arbeiterführer  versagt.  Bei  der  Aussperrung 
der  Krefelder  Färber,  in  den  letzten  großen  Berliner  Lohnbewegungen, 
dem  Aachener  Textilarbeiterstreik  gingen  die  von  der  Sozialdemo- 
kratie aufgehetzten  Massen  über  die  Köpfe  ihrer  Vertreter  und  Aus- 
schüsse hinweg. 

Der  bisher  gekennzeichneten  Stellungnahme  der  Textilindu- 
striellen des  Bezirks  entspricht  ihre  wirtschaftspolitische  Anschauung. 
Wenn  auch  die  Industriellen  sich  in  einer  Hinsicht  von  den  Lehren 
der  Manchesterschule  emanzipiert  haben,  wie  das  in  ihrem  Rufe  nach 
starkem  Schutz  der  Industrie  seitens  des  Staates  zum  Ausdruck 
kommt,  so  sind  sie  doch  Anhänger  derselben  insoweit  geblieben,  als 
sie  durchaus  die  Unterordnung  der  politischen  Interessen  unter  die 
wirtschaftlichen  vertreten  und  das  für  das  naturgemäß  Beste  halten. 
Ja,  der  Gang  der  neueren  Politik  des  Deutschen  Reichs,  in  der  die 
politischen  Fragen  gegenüber  denen  wirtschaftlicher  Interessen  zurück- 
treten, in  der  die  Tendenz  immer  mehr  dahin  geht,  über  die  be- 
stehenden Parteien  hinaus,  gewisse  gleichgeartete  Wirtschaftskreise 
zusammenzufassen  und  aus  diesen  heraus  Vertreter  in  die  Volks- 
vertretungen zur  einseitigen  Wahrnehmung  der  Interessen  ihrer  Klientel 
zu  entsenden,  eine  Strömung,  die  auch  für  die  nächsten  Jahre  noch 
wirken  wird,  hat  sie  darin  bestärkt.  Manchesterlich  sind  die  Unter- 
nehmer geblieben,  als  sie  zwar  einen  starken  Schutz  der  Industrie 
verlangen,  für  die  Arbeiter  jedoch  die  volle  Freiheit  des  einzelnen 
beanspruchen  und  deshalb  der  Sozialreform  nur  eine  geringe  Freund- 
schaft entgegenbringen.  Der  Verein  für  Sozialpolitik  war  im  Früh- 
jahr 1907  mit  einem  einflußreichen  hiesigen  Textilindustriellen  in  Ver- 
bindung getreten,  meines  Wissens  zwecks  Übernahme  eines  Vortrags 
über  Tarifverträge.  Der  Herr  mußte  jedoch  auf  die  Vorstellungen 
des  Arbeitgeberverbandes  hin  von  seinem  Vorhaben  abstehen. 

Die  falsche  und  unklare,  aber  ihrer  Doktrin  logisch  entspre- 
chende Auffassung  der  Begriffe  sozialistisch,  Sozialismus,  sozial, 
soziale  Frage  der  Manchesterschule  wirken  in  den  Arbeitgeberkreisen 
des  Bezirks  nach  und  erschweren  eine  Verständigung.  Unklarheit 
besteht  auch  über  Worte  wie  Kollektivvertrag,  Tarif,  Tarifgemein- 
schaft usw.,  besonders  soweit  die  Arbeitgeber  bisher  nicht  einem 
lokalen  Verbände  angehören. 

Als  letzter,  aber  sehr  wichtiger  Punkt  eines  Ausgleichs  muß 
schließlich  die  Unsicherheit  der  Textilindustriellen  darüber  bezeichnet 
werden,  was  denn  mit  „Mitbestimmung“,  „Gleichberechtigung“  ge- 
meint sei.  Von  einer  Gleichberechtigung  in  wirtschaftlichen  Dingen 
überhaupt  kann  nicht  die  Rede  sein,  solange  die  intellektuelle  und 
sittliche  Bildung  der  Menschen  verschieden  ist.  Diese  Verschieden- 
heit ist  für  die  Bedeutung  und  Behandlung  der  Produktionsmittel  von 
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Bedeutung.  Es  handelt  sich  nur  um  eine  Mitbestimmung  bei  der 
Produktion.  Wir  haben  zu  unterscheiden1): 

1.  was  produziert  werden  soll, 

2.  wie  produziert  werden  soll, 

3.  unter  welchen  Bedingungen  produziert  werden  soll. 

Die  Gewerkschaften  folgern  nun  so:  Wenn,  was  jeder  Arbeit- 
geber zugeben  muß,  die  Arbeit  des  Arbeiters  den  Wert  des  Pro- 
duktes mitbestimmt  und  eben  auch  Werte  schafft,  so  wird  der  Arbeiter 
auch  mitbestimmend  wirken  dürfen,  die  Bedingungen  (3)  festzusetzen, 
unter  denen  produziert  werden  soll.  Die  Bestimmung,  was  und  wie 
produziert  werden  soll,  bleibt  ausschließlich  dem  Unternehmer  zu 
überlassen. 


Arbeiterverbände. 

Die  Organisation  der  Arbeiter  im  Bezirk  ist  teilweise  eine 
ziemlich  bedeutende.  Den  Beweis  nach  außen  hin  lieferten  die 
beiden  großen  Bewegungen  1903/04  in  Crimmitschau  und  1905  im 
sächsisch-thüringischen  Webereibezirk. 

Eine  Bedeutung  kommt  nur  der  freien  Gewerkschaft  des  Deut- 
schen Textilarbeiterverbandes  zu.  Doch  mögen  der  Vollständigkeit 
halber  die  übrigen  Organisationen  ebenfalls  Erwähnung  finden,  umso 
mehr,  als  die  Größenverhältnisse  der  Verbände  zueinander  Rück- 
schlüsse auf  die  Stellung  der  Arbeiter  zulassen. 

Die  Gewerkvereine  Hirsch-Dunkerscher  Richtung,  die  in  der 
Textilindustrie  Deutschlands  im  Jahre  1905  überhaupt  nur  durch- 
schnittlich 5365  Arbeiter  in  84  Ortsvereinen  zählten2),  haben  hier 
keinen  Boden  gewinnen  können.  Eine  größere  Bedeutung  haben  sie 
in  der  Konkurrenzindustrie  der  Lausitz  erlangt. 

Der  Zentralverband  christlicher  Textilarbeiter  Deutschlands  mit 
der  Leitung  in  Düsseldorf,  für  dessen  hiesige  Industriebezirke  der 
XI.  Agitationsbezirk : Thüringen-Sachsen  in  Frage  kommt,  hat  eben- 
falls nur  geringe  Resultate  erzielt.  Nach  einem  mir  zugegangenen 
Bericht  des  seit  einigen  Jahren  in  Greiz  tätigen  festbesoldeten  Sekre- 
tärs besitzt  der  Verband  nur  in  Reichenbach  drei  Einzelmitglieder. 
Größere  Erfolge  weist  er  in  den  Vororten  des  sächsisch-thüringischen 
Webereidistriktes  Greiz  bei  700  und  Gera  bei  150  Mitgliedern  auf. 
Der  Verband,  der  sich  bei  dem  großen  Lohnkampf  1905  durch  seine 
schwankende  Haltung  die  Sympathie  der  Arbeitgeber  und  der  öffent- 
lichen Meinung  verscherzt  hatte,  hat  dieselbe,  nicht  zuletzt  durch 
die  Tätigkeit  des  Sekretärs,  wieder  zu  erlangen  gewußt. 

Der  Verband,  oft  auch  christlich-nationaler  Textilarbeiterverband 
genannt,  steht  im  Zusammenhänge  mit  dem  evangelischen  Arbeiter- 

])  Brentano,  Soziale  Praxis  VIII,  1335. 

2)  Korrespondenzblatt  der  Generalkommission  vom  4.  August  1906. 
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verein  Greiz,  auch  Christlicher  Arbeiterverein  genannt.  Dieser  ist 
eine  Vereinigung  von  Arbeitern  aller  Berufsstände,  der  in  der  Lohn- 
bewegung durch  die  umsichtige  und  vorurteilslose  Art  der  Unter- 
stützung auf  allen  Seiten  Anerkennung  gefunden  hat.  Der  Verband 
zählte  nach  der  Aussperrung  261  Mitglieder.  Er  stand  in  der  Lohn- 
bewegung auf  dem  Standpunkt1),  „daß  kein  Recht  vorlag,  einen 
Lohntarif  abzulehnen  und  zum  Anlaß  eines  Streiks  zu  nehmen,  der 
Aufbesserungen  brachte,  mochten  sie  auch  den  Erwartungen  nicht 
voll  entsprechen;  der  in  den  allgemeinen  Bestimmungen  den  Arbeitern 
bedeutsame  Zugeständnisse  machte.“ 

Der  Zwickauer  Verband  evangelischer  Arbeitervereine  gehört 
dem  Landesverband  evangelischer  Arbeitervereine  im  Königreich 
Sachsen  als  selbständiges  Glied  an.  Letzterer  zählt  in  51  Vereinen 
13071  Mitglieder,  der  Zwickauer  in  16  Vereinen  1649  Mitglieder2). 
Unter  den  Textilarbeitern  zählt  der  Verband  nur  sehr  wenige  An- 
hänger. Eine  größere  Ortsgruppe  befindet  sich  in  Plauen. 

Die  Tendenzen  der  christlichen  Arbeitervereine,  die,  auf  dem 
Boden  des  Christentums  und  der  Vaterlandsliebe  stehend,  durch  ge- 
eignet erscheinende  Maßnahmen  die  Kluft  zwischen  den  verschie- 
denen Ständen  auf  friedlichem  Wege  überbrücken  wollen,  sind  zu 
bekannt,  als  daß  sie  hier  besonders  erörtert  zu  werden  brauchten. 
Der  Umfang  der  vorliegenden  Arbeit  sowie  die  bisherige  relative 
Bedeutungslosigkeit  der  angeführten  Verbände  lassen  eine  weiter 
ausholende  Behandlung  nicht  zu. 

Zu  einem  eminent  wichtigen  Faktor,  dessen  Einfluß  in  jede 
Fabrik,  in  jedes  Textilarbeiterheim  hineinreicht,  ist  die  „freie“  Ge- 
werkschaft des  Deutschen  Textilarbeiterverbandes  geworden. 

Der  politischen  Partei  der  Sozialdemokratie,  die  ja  das  König- 
reich Sachsen  als  ihre  Fiochburg  betrachtet,  hat  hier  sehr  früh  eine 
starke  wirtschaftliche  Gewerkschaftsbewegung  zur  Seite  gestanden. 
Mit  beiden  ist  der  Name  Crimmitschau  unlöslich  verknüpft.  Diese 
Stadt  galt  bereits  in  den  dreißiger  Jahren  als  die  „Kapitole  der 
reinsten  Demokratie“3).  Sie  bildet  den  historischen  Boden  demo- 
kratischer Textilarbeiterbewegungen.  Hier  wurde  am  Vorabend  der 
Eröffnung  der  Nationalversammlung  in  Frankfurt  a.  M.  eine  deutsche 
Kaiserpuppe  öffentlich  verbrannt.  1864  gründeten  die  Crimmitschauer 
Textilarbeiter  einen  sozialdemokratischen  Volksverein,  1870  erschien 
täglich  ein  Parteiorgan,  das  erst  1878  sein  Erscheinen  einstellte. 
Von  hier  ging  der  erste  Versuch  aus,  einen  Verband  der  deutschen 
Textilarbeiter  zu  gründen.  Im  Jahre  1882  wurde  der  Streik  für  den 
Elfstundentag  in  den  Buckskinfabriken  erfolgreich  durchgekämpft.  Die 


')  Greizer  Zeitung  vom  17.  Januar  1906. 

2)  Geschäftsbericht  1906—1907. 

3)  Vgl.  Der  Crimmitschauer  Kampf  um  den  Zehnstundentag.  Verlag 
des  Verbandes  Deutscher  Textilarbeiter  von  Karl  Hübsch,  Berlin. 
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Jahre  1884  und  1887  bringen  Arbeiterbewegungen , die  unter  dem 
Drucke  des  Sozialistengesetzes  standen.  1896  haben  die  Textil- 
arbeiter wieder  eine  Organisation,  die  bis  1901  im  ständigen  Kampfe 
lebt.  Hier  tritt  zum  ersten  Male  die  Bewegung  für  den  Zehn- 
stundentag auf.  Auch  in  diesen  Kämpfen  handelt  es  sich  fast 
immer  schon  um  Anerkennung  der  Arbeiterausschüsse.  Die  dauernde 
Ablehnung  derselben  bringt  es  schließlich  zuwege,  daß  die  Arbeiter, 
während  der  Ausschuß  zum  Unternehmer  geht,  sämtliche  Maschinen 
bis  zum  Wiedererscheinen  der  Kommission  Stillstehen  lassen , um 
den  Konnex  zwischen  Arbeitern  und  Ausschuß  zum  Ausdruck  zu 
bringen  und  die  Anhörung  der  letzteren  durch  den  Arbeitgeber  zu 
erzwingen. 

Die  neuerlichen  Vorgänge,  die  die  Augen  der  Welt  auf  die  kleine 
Industriestadt  richteten,  sind  zu  bekannt,  als  daß  ein  Eingehen  darauf 
nötig  erschien.  Die  größten  Autoritäten  haben  in  Wort  und  Schrift 
den  Crimmitschauer  Kampf  um  den  Zehnstundentag  zum  Gegenstand 
eingehendster  Forschung  gemacht,  so  daß  dessen  Behandlung  hier 
füglich  auszuscheiden  hat.  Es  wäre  auch  bei  der  großen  Literatur, 
die  dieser  moderne  Riesenkampf  gezeitigt  hat,  etwas  Neues  nicht 
mehr  zu  bringen.  Nur  möge  im  Hinblick  auf  die  gefährlichen 
Wunden,  die  die  Crimmitschauer  Unruhen  der  Industrie,  ihren 
Arbeitern  und  dem  nationalen  Wohlstand  geschlagen  haben,  an 
dieser  Stelle  der  Hoffnung  Ausdruck  gegeben  werden,  daß  es  end- 
lich gelingen  möge,  einen  friedlichen  Ausgleich  zu  finden.  Die 
Crimmitschauer  Industrie  hat  sich  bis  auf  den  heutigen  Tag  noch 
nicht  erholen  können,  die  früheren  Abnehmer  ihrer  Produkte  sind 
durch  Errichtung  eigener  Fabriken  ihre  Konkurrenten  geworden. 

Niemals  hätte  der  Kampf  einen  solchen  Umfang  und  solche 
Dauer  haben  können,  wenn  nicht  eine  starke  Organisation  vor- 
handen gewesen  wäre:  der  Deutsche  Textilarbeiterverband.  Ebenso 
verhält  es  sich  bei  dem  andern  großen  Kampf,  der  anderthalb  Jahre 
später  im  sächsisch-thüringischen  Webereidistrikt  ausbrach  und  den 
Bezirk  in  seinen  Ortsgruppen  Elsterberg  und  Mylau-Netzschkau- 
Reichenbach  traf.  War  der  Kampf  auch  nicht  von  so  langer  Dauer 
wie  in  Crimmitschau,  so  war  er  doch,  was  die  Zahl  der  betroffenen 
Arbeiter  anlangt,  viel  bedeutender.  Denn  während  in  Crimmitschau 
etwa  9000  Menschen  brotlos  wurden,  mußten  hier  40000  feiern.  In 
dem  Ringen  von  Crimmitschau  stand  die  öffentliche  Meinung  im 
hohen  Maße  hinter  den  Arbeitern,  übrigens  nicht  zuletzt  infolge 
der  unklugen  und  unverständlichen  Maßnahmen  der  Behörden.  Es 
brachte  das  Faß  zum  Überlaufen,  als  der  Stadtrat,  derselbe  Gewerbe- 
gerichtsvorsitzende, der  die  Vermittlung  übernommen  hatte,  am 
20.  August  fünf  Versammlungen  ohne  plausiblen  Grund  auflösen 
ließ.  In  dem  späteren  Kampfe  war  die  Behörde  geschickter  und 
vermied  es  so,  ihr  Eingreifen  agitatorisch  ausgenutzt  und  für  die 
Resultatlosigkeit  des  Streiks  verantwortlich  gemacht  zu  sehen.  Dies- 
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mal  vertrat  die  öffentliche  Meinung  mit  Recht  die  Sache  der  Arbeit- 
geber. Sie  hatten  die  Hand  zum  Frieden  geboten.  Wären  wirklich 
die  sozialdemokratischen  Führer  die  Freunde  der  Arbeiter  gewesen, 
so  hätten  sie  die  dargebotene  Hand  anzunehmen  Sorge  getragen. 
Der  Kampf  hätte  jedenfalls  vermieden  werden  können.  Allein  die 
Tatsache,  daß  dieser  Friede  ohne  Hinzuziehung  der  Berliner  Lei- 
tung des  Deutschen  Textilarbeiterverbandes  zustande  kommen  sollte, 
bewog  die  Führer,  die  Arbeiter  wiederum  in  den  aussichtslosen 
Kampf  zu  hetzen.  Gerade  die  besten  Elemente  unter  den  Arbeitern 
wandten  sich  ab,  und  niemand  wird  von  „in  den  Rücken  fallen“ 
reden  können.  Solange  mit  unlauteren  Mitteln  gekämpft  wird,  so- 
lange nicht  alle  Arbeiter  gleichmäßig  organisiert  sind,  ist  ein  solcher 
Ausdruck  nicht  anzuwenden.  Ebenso  falsch  ist  es  nach  den  hier 
gemachten  Erfahrungen,  von  „Streikbrechern“  allgemein  als  wie  von 
minderwertigen  Subjekten  zu  reden,  die  etwa  zu  schlechteren  Arbeits- 
bedingungen zu  arbeiten  wünschten  als  ihre  kämpfenden  Brüder. 
Nein,  hier  sahen  die  Arbeitswilligen,  wie  so  oft,  auf  den  Grund,  sie 
merkten,  daß  ein  Weiterkämpfen  nur  schaden  würde,  daß  die  Arbeit- 
geber in  hohem  Maße  entgegengekommen  waren,  soweit  dies  eben 
plötzlich  möglich  war,  daß  der  fortgesetzte  Kampf  ein  Verbrechen 
gegen  Weib  und  Kind  sei,  als  die  sozialdemokratischen  Ver- 
sprechungen sich  nicht  erfüllten,  und  daß  die  Folge  die  bedingungs- 
lose Unterwerfung  unter  den  Willen  der  Arbeitgeber  sein  müsse. 

Am  allerwenigsten  aber  wird  man  bei  kleinen  Einzelstreiks, 
etwa  in  kleineren  Unternehmungen,  solche  demoralisierenden  Aus- 
drücke anwenden  dürfen.  Im  Jahre  1903  wurde  der  Gewerbeinspektions- 
bezirk Plauen  von  17  Ausständen  in  17  Betrieben  mit  insgesamt 
3349  Arbeitern  betroffen1),  von  denen  781  noch  minderjährig  waren. 
Es  traten  in  den  Ausstand  2706  Arbeiter,  darunter  von  den  781  Minder- 
jährigen 659.  Die  relativ  größere  Anzahl  der  Ausständigen  lieferten 
also  minderjährige  Schreier. 

Wie  nicht  anders  zu  erwarten  war,  verlief  der  Lohnkampf  im 
sächsisch-thüringischen  Webereidistrikt  ungünstig  für  die  Arbeiter. 
Hinter  den  beiden  großen  Bewegungen  stand  als  treibende  Macht 
der  deutsche  Textilarbeiterverband. 

Der  Zusammenhang  desselben  mit  der  sozialdemokratischen 
Partei  ist  auch  bei  oberflächlicher  Betrachtung  so  augenscheinlich, 
daß  es  nicht  recht  erklärlich  ist,  wie  man  häufig  darüber  im  unklaren 
sein  kann.  Man  braucht  nur  die  Protokolle  der  Generalversamm- 
lungen durchzulesen,  wo  von  jedem  Redner  jede  Gelegenheit  be- 
nutzt wird,  den  Klassencharakter  der  Organisation  hervorzuheben, 
und  immer  wieder  wird  darauf  hingewiesen,  daß  es  die  vornehmste 
Aufgabe  des  Verbandes  sei,  die  Mitglieder  zu  tüchtigen  Klassen- 


*)  G.  I.  B.  Plauen  1903,  S.  329. 
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kampfern  zu  erziehen.  Die  Gewerkschaft  ist  Anhängerin  der  Mai- 
feier, sie  ist  prinzipielle  Anhängerin  des  Generalstreiks.  Die  Frage 
der  Stellung  der  freien  Gewerkschaften  zum  Generalstreik  ist  seit 
der  Jenaer  Tagung  akut  geworden.  Da  sie  einerseits  das  Verhältnis 
von  Gewerkschaft  und  Partei  zueinander  beleuchtet,  anderseits  die 
Stellungnahme  ihr  gegenüber  das  Glaubensbekenntnis  beider  ein- 
schließt, seien  einige  Worte  des  besoldeten  Vorstandsmitglieds  Jäckel 
wiedergegeben,  die  er  auf  der  Generalversammlung  des  Deutschen 
Textilarbeiterverbandes  1906  zu  Mühlhausen  sprach1):  „Wie  wird  es 
nun  kommen,  wenn  infolge  eines  reaktionären  Druckes  eine  allge- 
meine Gärung  die  Arbeiterschaft  erfaßt?  Es  wird  sich  dann  ereignen 
— wenn  die  Atmosphäre,  wenn  der  Boden  geschaffen  ist  — , daß  die 
arbeitenden  Klassen  nach  vorwärts  schieben,  daß  sie  zunächst  dem 
ersten  gegebenen  Ziele  zustreben  und  dann  das  Endziel,  die  Erobe- 
rung der  politischen  Macht  vor  Augen  haben.  In  dem  entscheidenden 
letzten  Augenblick  werden  die  Arbeiter  den  Führern  danken,  daß  sie  in 
die  Verhältnisse  eingeweiht  worden  sind.  Die  Umwälzungen  vollziehen 
sich  allmählich,  in  jahrelanger  scheinbarer  Ruhe,  aber  es  wird  not- 
wendig sein,  daß  die  gewerkschaftlich  organisierten  Arbeiter  sich  mit 
der  politischen  Partei  gemeinsam  vorbereiten  auf  alles,  was  man 
gegen  sie  plant,  und  dann  kann  es  nicht  schädlich  sein,  wenn  der 
Gedanke  des  Generalstreiks  in  ihren  Reihen  ventiliert  wird.“  Der 
Verbandsvorsitzende  Hübsch  ließ  sich  ebendort  so  aus:  „Man  darf 
nicht  sagen,  daß  der  Generalstreik  ein  Generalunsinn  wäre,  weil  man 
die  Entwicklung  der  politischen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
nicht  voraussehen  kann;  es  ist  leicht  möglich,  daß  er  eines  Tages 
da  ist,  und  dann  wird  man  ganz  ernsthaft  mit  ihm  zu  rechnen  haben.“ 
Die  sozialistische  Tendenz  der  Ausführungen  dieser  beiden  einfluß- 
reichen Führer  ist  ohne  weiteres  klar.  Schließlich  seien  noch  die 
Worte  von  Schönwälder-Landshut  herangezogen2) : „Die  Arbeiter- 
bewegung soll  einheitlich  und  geschlossen  sein,  was  die  politische 
Bewegung  zum  Beschluß  erhebt,  das  wollen  auch  wir  als  Gewerk- 
schaftler hochhalten.“  Die  Generalversammlung  wurde  geschlossen, 
indem  die  Anwesenden  die  erste  Strophe  der  Marseillaise  sangen. 
Das  sind  die  Führer  der  Arbeiter,  die  im  Winter  1903  in  Crimmitschau 
auf  Streikposten  standen,  geschmückt  mit  den  1870/71  erworbenen 
Ehrenzeichen3).  Gibt  das  den  Führern  nicht  zu  denken?  Sollte  das 
von  ihnen,  den  Anhängern  vaterlandsloser,  internationaler  Gleich- 
macherei nicht  als  ein  warnendes  Symbol  angesehen  werden,  daß  es 
Dinge  gibt,  vor  denen  der  Deutsche  haltmacht,  daß  in  den  Arbeiter- 
massen gewisse  elementare  Kräfte  schlummern,  denen  Rechnung  zu 
tragen  sie  nicht  für  nötig  hielten? 


J)  Protokoll  der  Generalversammlung  1906,  S.  133, 

2)  a.  a.  O.  S.  132. 

3)  a.  a.  0, 
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Der  Verband  zählte  am  Ende  des  IV.  Quartals  1905 ') 

51868  männliche, 

25  940  weibliche 


zusammen  77  808  Mitglieder, 

die  in  neun  Gauen  organisiert  sind.  Der  Gau  Sachsen  übertrifft  an 
Mitgliederzahl  die  nach  ihm  stärksten  Gaue  Thüringen  und  Branden- 
burg um  das  Zwei-  bis  Dreifache  mit  seinen 

16  343  männlichen, 

9 584  weiblichen 


zusammen  25  927  Mitgliedern. 


Inzwischen  ist  nach  dem  „Textilarbeiter“,  dem  Organ  des  Verbandes, 
die  Mitgliederzahl  auf  34  405  bis  zum  11.  August  1906  gestiegen.  Die 
Zahl  wird  jedoch  nur  mit  Vorbehalt  wiedergegeben,  da  eine  offizielle 
Veröffentlichung  noch  fehlt. 

Dem  Anträge  auf  der  Generalversammlung  zu  Mühlhausen  ent- 
sprechend, ist  das  Königreich  Sachsen  im  Jahre  1906  in  drei  Bezirke 
mit  je  einem  Gauleiter  eingeteilt  worden,  nämlich 

den  Gau  Sachsen-Erzgebirge,  Sitz  Chemnitz, 

„ „ Sachsen-Lausitz,  Sitz  Neugersdorf, 

„ „ Sachsen-Vogtland,  Sitz  Reichenbach. 


Der  hiesige  Bezirk,  der  von  dem  letztgenannten  Gau  eingeschlossen 
wird,  zählt  etwa  11000  Mitglieder.  Die  folgende  Tabelle  stellt  einen 
Auszug  dar,  der  aus  der  Abrechnung  der  örtlichen  Verwaltungen 
und  Einzelmitgliedschaften  auf  das  IV.  Quartal  1905  angefertigt  ist, 
und  aus  dem  die  Mitgliederzahl  des  Verbandes  in  den  Orten  des  Be- 
zirks zu  ersehen  ist: 


männliche 

weibliche 

Auerbach  . . 

...  67 

3 

Adorf  . . . 

...  83 

15 

Aue  .... 

...  31 

1 

Buchholz  . . 

...  81 

— 

Crimmitschau 

. . . 1808 

2101 

Elsterberg 

...  126 

79 

Eibenstock 

...  68 

1 

Ellefeld  . . 

...  34 

— 

Falkenstein  . 

...  1 35 

7 

Kirchberg  . . 

...  70 

28 

Mylau  . . . 

. . . 311 

343 

Mühltroff  . . 

...  12 

1 

Netschkau 

...  529 

395 

Neumark  . . 

...  72 

35 

) Geschäftsbericht  des  Verbandes  für  die  Jahre  1904/05. 


— 89  — 


männliche 

weibliche 

Olsnitz  .... 

. . 200 

7 

Plauen  I . . . 

. . 145 

15 

Plauen  II  . . . 

. . 426 

17 

Plauen  Grund  . 

. . 21 

33 

Pausa  .... 

. . 95 

4 

Reichenbach  . . 

. . 1184 

507 

Treuen  .... 

. . 31 

6 

Werdau  . . . 

. . 416 

400 

Zwickau  . . . 

. . 64 

33 

Was  nun  die  Mitgliederzahl  und  Stärke  der  Verbandsfilialen  in 
den  einzelnen  Industriezentren  des  Bezirkes  betrifft,  so  ist  eine  große 
Verschiedenartigkeit  zu  konstatieren.  Die  stärksten  Organisationen 
sind  in  Crimmitschau  und  dem  Mylau-Netzschkau-Reichenbacher  In- 
dustriebezirk zu  finden,  am  schwächsten  sind  sie  in  der  Baumwoll- 
und  der  Gardinen-,  Spitzen-  und  Stickereiindustrie.  Während  in 
Crimmitschau  mit  seinen  23  000  Einwohnern  4000  organisierte  Textil- 
arbeiter sind,  beträgt  heute  die  Zahl  in  Plauen  mit  110000  Einwohnern 
noch  nicht  1000.  Der  Grund  ist  m.  E.,  daß  Plauen  infolge  der 
durch  den  Saisoncharakter  seiner  Industrie  bedingten  großen  Fluk- 
tuation der  Arbeiter  dem  starken  Überwiegen  weiblicher  Arbeits- 
kräfte und  den  hohen  Löhnen  der  Sticker  ein  wenig  günstiges  Feld 
für  Gewerkschaftsbestrebungen  darstellt.  Innerhalb  der  Industrie- 
zweige sind  es  besonders  die  mittleren  Lohnklassen,  die  dem  Ver- 
bände angehören.  Die  hochgelohnten  bringen  der  Organisation  nicht 
das  von  der  Leitung  gewünschte  Interesse  entgegen.  Die  Hilfs- 
arbeiter sind  teilweise  schwer  zu  organisieren.  Übrigens  findet  inner- 
halb der  Gewerkschaft  eine  starke  Fluktuation  der  Mitglieder,  eine 
überall  beobachtete  Erscheinung,  statt,  die  besonders  vor  und  nach 
Ausständen  zunimmt.  So  wurden  der  Organisation  in  der  Zeit  vom 
31.  Dezember  1904  bis  30.  Juni  1905,  also  jenem  Halbjahr,  das  der 
großen  Bewegung  der  Kammgarnweber  voranging,  im  hiesigen  Be- 
zirk 1606  neue  Mitglieder  zugeführt1). 

Bei  den  24  Angriffsstreiks  vom  August  1904  bis  Oktober  1905, 
an  denen  der  Verband  beteiligt  war,  gehörten  von  5489  Arbeitern, 
die  in  Frage  kamen,  6 Monate  vor  Beginn  der  Streiks  2427,  bei  Be- 
ginn derselben  jedoch  4104  der  Organisation  an2).  Der  Grund  dieser 
Erscheinung  ist  die  zu  diesen  Zeiten  einsetzende  verstärkte  Propa- 
ganda und  der  Hinweis  auf  die  Unterstützungen,  während  die  Unter- 
nehmer der  Frage  der  Unterstützung  der  Nichtorganisierten  natur- 
gemäß erst  mit  Ausbruck  des  Streiks  näher  treten  können.  Übrigens 


*)  Denkschrift  über  den  Lohnkampf,  herausgegeben  vom  Verband 
Sächsisch-Thüringischer  Webereien  S.  43. 

8)  a.  a.  O.  S.  20. 
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kehren  die  so  gewonnenen  Elemente  der  Organisation  erfahrungs- 
gemäß bald  wieder  den  Rücken. 

Was  die  Stellung  des  Verbandes  zu  anderen  Organisationen 
betrifft,  so  ist  sie  die  gleiche,  die  die  freien  Gewerkschaften  über- 
haupt einnehmen.  Ein  besonderes  Interesse  verdient  nach  dieser 
Richtung  ein  von  der  erwähnten  Generalversammlung  in  Mühlhausen 
angenommener  Antrag:  „Die  Generalversammlung  wolle  beschließen, 
den  von  den  christlichen  Gewerkschaften  zu  uns  Übertretenden  die 
vollen  Rechte  — nach  den  Beitragsleistungen,  welche  sie  in  jenen 
Gewerkschaften  geleistet  haben  — einzuräumen  (Zusatz:  „und  Hirsch- 
Dunkerschen“ !).  Da  ähnliche  Anträge  auch  aus  anderen  Verbänden 
und  Gewerkschaften  gemeldet  werden  (vgl.  z.  B.  den  Antrag  der 
Ortsgruppe  Plauen  auf  der  Zwickauer  Tagung  vom  10.  März  1907  der 
sächsischen  evangelischen  Arbeitervereine),  so  wird  man  darin  ein 
hochbedeutsames  Symptom  der,  wenn  auch  langsamen  Vereinheitlichung 
der  deutschen  Gewerkschaftsbewegung  sehen  dürfen. 

Erwähnt  sei  auch  der  bevorstehende  Abschluß  eines  gegen- 
seitigen Vertrages  des  Verbandes  mit  dem  Österreichischen  Textil- 
arbeiterverband betr.  Erleichterung  des  Übertritts  von  einem  Verband 
in  den  andern2). 

In  den  Jahren  1904/05  war  der  Verband  beteiligt3)  an 

18  Abwehrstreiks;  beteiligte  Personen  652  männl.  296  weibl. 

24  Angriffsstreiks;  „ „ 3171  „ 2317  „ 

21  Aussperrungen;  „ „ 17  317  „ 14013  „ 

(Die  Bewegungen  in  Crimmitschau,  Zwötzen  und  Markirch  sind 
nicht  mit  eingerechnet.) 

Die  Resultate  für  die  Arbeiter  waren: 

Abwehrstreiks  erfolgreich  9 teilw.  erfolgr.  3 erfolglos  6 
Angriffsstreiks  „ 10  „ „12  „ 1 

Aussperrungen  „ — „ „ 6 „ 15 

Bei  den  Angriffsstreiks  handelte  es  sich  fast  immer  um  Lohn- 
erhöhungen und  Arbeitszeitverkürzungen,  bei  den  Abwehrstreiks  be- 
sonders um  Maßregelungen.  Die  Tätigkeit  des  Verbandes,  ohne  Be- 
wegung Verbesserungen  durchzusetzen,  war  bisher  nur  eine  geringe. 

Nach  der  Abrechnung  der  Hauptkassen  über  die  8 Quartale  von 
1.  Oktober  1903  bis  31.  Dezember  1 905 4),  die  mit  2 189619,72  M.  ba- 
lanciert, betrugen  die  Ausgaben  für 

Streikunterstützung 1 446  267  M. 

Gemaßregeltenunterstützung  . 98  965  „ 

zusammen  1 545  232  M. 


T)  a.  a.  O.  — *)  a.  a.  O.  — 3)  a.  a.  0.  — *)  a.  a.  0. 
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Das  macht  also  weit  über  die  Hälfte  aller  Ausgaben.  Der  Kampf- 
charakter der  Organisation  geht  aus  diesen  Zahlen  deutlich  hervor. 
Die  Krankenuntersttitzung  verlangte  nur  190413,89  M. 

Werfen  wir  nun  noch  einen  Blick  auf  die  Beiträge  und  die 
Höhe  der  Streik-  und  Gemaßregeltenunterstützung,  wie  sie  von  der 
Generalversammlung  in  Mühlhausen  beschlossen  und  mit  dem 
1.  Januar  1907  eingeführt  worden  sind1).  Es  beträgt  die  Streikunter- 
stützung nach  Zahlung  von  52  Wochenbeiträgen 


in  Klasse  I . . . 

(20  Pf.) 

6—7  M. 

„ „ II  . . • 

(30  „ ) 

7-9  „ 

„ „ III  ••  • 

(40  „ ) 

9-11  „ 

„ „ IV  . . . 

(50  „ ) 

11  — 13  „ 

die  Gemaßregeltenunterstützung 

| 

in  Klasse  I . . . 

(20  Pf.) 

11—12  M. 

„ II  . . . 

(30  „) 

14-15  „ 

„ „ III  ..  . 

(40  „ ) 

16-17  „ 

„ „ IV  . . . 

(50  ,) 

18—20  „ 

Außerdem  werden  noch  für  jedes  Kind  der  Mitglieder  in  Klasse  I 
und  II  75  Pf.  und  in  Klasse  III  und  IV  1 M.  gezahlt;  doch  nur,  wenn 
der  Bezugsberechtigte  der  alleinige  Ernährer  der  Familie  ist.  Schließ- 
lich wurde  von  der  Generalversammlung  die  Einführung  einer  staffel- 
förmig geordneten  Sterbeunterstützung  beschlossen,  gleichfalls  ab 
1.  Januar  1907. 

Im  Interesse  der  Verwaltung  bestehen  folgende  Einrichtungen: 

der  Verbandsvorstand, 
der  Verbandsausschuß  und 
die  Generalkommission. 

Eine  Reihe  neuernannter  Gauleiter  stehen  mit  den  Arbeitern  direkt 
in  Verbindung  und  vermögen  den  Ortsverwaltungen  Anweisungen 
zum  Ausbau  der  inneren  Verwaltungseinrichtungen  zu  geben.  Das 
Agitationskomitee  sorgt  für  die  Einheitlichkeit  einer  planmäßigen 
Agitation.  Durch  Wort  und  Schrift,  in  Flugblättern  und  Versamm- 
lungen wird  eine  fieberhafte  Tätigkeit  entwickelt.  Das  Verbandsorgan 
„Der  Textilarbeiter“  erschien  am  29.  März  in  einer  Auflage  von 
107000  Exemplaren. 

Aus  dem  Gesagten  geht  hervor,  welch  ein  bedeutender  wirt- 
schaftspolitischer Faktor  der  Deutsche  Textilarbeiterverband  für  den 
Bezirk  geworden  ist.  Es  war  deshalb  notwendig,  näher  auf  ihn  ein- 
zugehen. Die  hiesige  Textilindustrie  ist  glücklicherweise  in  den  letzten 
zwei  Jahren  von  größeren  Bewegungen  verschont  geblieben.  Die 
neuere  Taktik  der  Gewerkschaft,  die  mit  Rücksicht  auf  die  jetzt  ge- 


*)  a.  a.  O.;  ferner  „Der  Textilarbeiter“  vom  30.  November  1906. 
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waltigen  Kräfte  der  Unternehmerorganisationen  die  großen  Streiks 
vermeidet  und  die  Taktik  der  „fortgesetzten  Beunruhigung“  auf  ihre 
Fahne  geschrieben  hat,  ist  hier  wenig  bemerkbar  geworden,  dagegen 
ist  sie  1906  in  den  Arbeiterbewegungen  der  erzgebirgischen  Strumpf- 
industrie sehr  zum  Ausdruck  gekommen,  und  zwar  unter  der  Leitung 
des  Vertreters  des  Agitationskomitees  des  Verbandes.  Diese  gefähr- 
liche Taktik  besteht  darin,  daß  bald  hier,  bald  dort,  dann  wieder  hier, 
Arbeiter,  meist  die  unentbehrlichen  Vorarbeiter  oder  sonst  eine  be- 
stimmte Kategorie  von  Arbeitern,  in  der  Regel  unter  Kontraktbruch, 
in  den  Ausstand  treten.  Der  Betrieb  ist  lahm  gelegt,  eine  Aus- 
sperrung zunächst  nicht  möglich,  die  Kosten  sind  für  die  Gewerk- 
schaft gering.  Diese  Taktik  macht  jede  sichere  Kalkulation  und  Dis- 
position unmöglich.  Tatsächlich  sind  denn  auch  viele  Ausstände  im 
Sinne  der  Organisation  erledigt  worden. 

Diese  Ausführungen  können  nicht  geschlossen  werden,  ohne 
auf  die  vielen  Fälle  von  Terrorismus  hinzuweisen,  deren  sich  die 
im  Verbände  organisierten  Textilarbeiter  gegen  ihre  nicht  organisierten 
Brüder  schuldig  machen,  ein  Terrorismus,  der  häufig  die  gesetzlich 
gewährleistete  Koalitionsfreiheit  zum  Koalitionszwang  stempelt.  Man 
hört  hier  häufig  Worte  wie:  „Wenn  ich  nicht  beitrete,  schlagen  sie 
mich  tot.“  Es  ist  das  besonders  der  Einfluß  einer  sozialdemokratischen 
Presse,  deren  erbarmungswürdige  Dürftigkeit  nur  von  ihrer  Frivolität 
und  Arroganz  übertroffen  wird.  Wenn  die  Gewerkschaft  für  sich  und 
ihre  Mitglieder  die  Koalitionsfreiheit  als  heiligstes  Gut  vindiziert,  sollte 
sie  nicht  den  Koalitionszwang  als  verwerfliches  Mittel  zum  Zweck 
benutzen.  Das  höchste  Recht,  das  der  Arbeiter  besitzt,  ist  das  der 
freien  Verfügung  über  seine  Person  und  Arbeitskraft.  Der  Koalitions- 
zwang, wie  er  hier  geübt  wird,  führt  zur  Arnarchie,  für  die  in  unserem 
Rechtsstaate  kein  Raum  ist.  So  wünschenswert  auch  festgefügte 
Organisationen  sein  mögen,  auf  diesem  illegalen  Wege  darf  das  Ziel 
nicht  erstrebt  werden! 

Die  sozialen  Bestrebungen  der  Gewerkschaft,  wie  Kassen-, 
Rechtsschutz  usw.,  sind  leider  zunächst  der  Politik  dienstbar  gemacht. 
Mit  größerer  Befriedigung  kann  der  Sozialpolitiker  auf  die  günstigen 
Resultate  blicken,  die  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  erreicht  sind.  Ohne 
Zweifel  ist  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit,  die  Erhöhung  der  Löhne 
im  Bezirk  im  wesentlichen  Maße  auf  den  Einfluß  der  Gewerkschaft 
zurückzuführen.  Die  Gesundheitsverhältnisse  in  den  Fabriken : besseres 
Licht  durch  Ausweißen  der  Säle,  reine  Luft,  gesündere  Abortverhält- 
nisse, der  Bau  von  Speiseräumen,  sind  durch  sie  entschieden  ge- 
hoben worden. 
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Arbeitgeberverbände. 

Von  vereinzelten  Bestrebungen  abgesehen,  hat  die  Organisation 
der  Arbeitgeber,  soweit  sie  den  Zweck  hat,  unberechtigten  oder  un- 
berechtigt erscheinenden  Forderungen  der  Arbeiter  zu  begegnen,  erst 
mit  dem  Crimmitschauer  Streik  eingesetzt.  — In  der  am  15.  Dezember 
1903  in  Kottbus  abgehaltenen  Versammlung  erklärte  sich  die  ganze 
Deutsche  Textilindustrie  mit  Crimmitschau  solidarisch.  DieseZusammen- 
kunft  gab  den  Anlaß  zur  Bildung  des  Verbandes  Deutscher  Textil- 
industrieller. 

Der  Zusammenschluß  der  Arbeitgeber  fand  vor  allen  Dingen 
seine  treibende  Kraft  in  dem  Vorsitzenden  des  „Verbandes  von  Arbeit- 
gebern der  Sächsischen  Textilindustrie  zu  Chemnitz“,  Geheimrat  Vogel. 
Dieser  lud  zum  17.  Januar  1904  eine  Anzahl  deutscher  Unternehmer- 
verbände, darunter  den  Zentralverband  Deutscher  Industrieller,  zu 
einer  Versammlung  nach  Berlin  ein.  Man  beschloß  hier  einstimmig, 
einen  allgemeinen  Deutschen  Arbeitgeberverband  zu  gründen  (24  Stun- 
den später  wurde  der  Crimmitschauer  Kampf  bedingungslos  ab- 
gebrochen). In  den  folgenden  Ausschußsitzungen  kam  es  jedoch  zu 
Differenzen,  die  zu  einer  Spaltung  und  zur  Gründung  der  „Haupt- 
stelle Deutscher  Arbeitgeberverbände“  und  des  „Vereins  Deutscher 
Arbeitgeberverbände“  führte. 

Die  Führung  der  sächsischen  Textilindustrie  und  damit  der  des 
Bezirks  liegt  in  den  Händen  des  schon  genannten  Verbandes  von 
Arbeitgebern  der  sächsischen  Textilindustrie  zu  Chemnitz,  hier  kurz 
Arbeitgeberverband  genannt.  Im  gehören  die  hiesigen  lokalen  Textil- 
verbände an.  Neben  dem  „Arbeitgeberverband“  steht  der  Verband 
Sächsisch-Thüringischer  Webereien,  E.  V.,  der  im  Bezirk  85  Mitglieder 
mit  11163  Webstühlen  besitzt  und  mit  der  Konvention  Sächsich- 
Thüringischer  Färbereianstalten,  dem  die  Streichgarnfärberei- Ver- 
einigung verbunden  ist,  im  Kartell  steht.  Diese  beiden  Verbände,  der 
Arbeitgeberverband  und  der  Verband  Sächsich-Thüringischer  Webereien 
gehören  dem  Arbeitgeberverband  der  Deutschen  Textilindustrie  Berlin- 
Aachen  und  damit  der  Hauptstelle  an.  Ferner  ist  zu  erwähnen  der 
Verein  Sächsischer  Industrieller  mit  über  300000  Arbeitern  in 
3024  Betrieben1),  der  die  Unternehmer  aller  Gewerbegruppen  ver- 
einigt. Da  jedoch  die  Textilindustrie,  besonders  die  größeren  Be- 
triebe, fast  gänzlich  dem  „Arbeitgeberverbande“  angehört,  kommt  er 
für  diese  wenig  in  Betracht.  Dieser  Verein  ist  Mitglied  des  Vereins 
Deutscher  Arbeitgeberverbände. 

In  der  erst  in  den  letzten  Jahren  viel  ventilierten  Frage  der 
Streikunterstützung  ist  nun  ein  Kartell  zwischen  dem  Verein  Deut- 
scher Arbeitgeberverbände  und  der  Hauptstelle  abgeschlossen  worden, 

x)  Bericht  der  Generalversammlung  zu  Dresden  1907. 
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und  eine  Folge  davon  ist  eine  Teilung  derartig,  daß  in  Sachsen  der 
Arbeitgeberverband  die  Streikunterstützung  in  die  Hand  genommen 
hat  und,  daß,  mit  anderen  Worten,  der  Verband  Sächsischer  Industrieller 
seine  Mitglieder  aus  der  Textilindustrie  in  dieser  Frage  dem  Verbände 
von  Arbeitgebern  der  Sächsischen  Textilindustrie  zu  Chemnitz  über- 
läßt. So  heißt  es  in  den  Satzungen  der  Gesellschaft  des  Verbandes 
Sächsischer  Industrieller  zur  Entschädigung  bei  Arbeitseinstellungen: 
„Mitglied  dieser  Gesellschaft  kann  jeder  Arbeitgeber  werden,  welcher 
dem  Verbände  Sächsischer  Industrieller  angehört.  Ausnahmen  unter- 
liegen der  Beschlußfassung  des  Vorstandes.  Auf  Grund  des  mit  dem 
Verein  der  Arbeitgeber  der  Sächsischen  Textilindustrie  geschlossenen 
Abkommens  können  jedoch  während  der  Dauer  derselben  Textil- 
industrielle in  die  Gesellschaft  nicht  aufgenommen  werden.“  Die 
Einheitlichkeit  der  gesamten  sächsischen  Textilindustrie  in  der  Frage 
der  Streikunterstützung  ist  damit  gewahrt. 

Die  Anschauungen  der  Textilindustriellen  des  Bezirks  in  ihrer 
Stellung  den  Arbeitern  gegenüber,  speziell  in  ihrer  Auffassung  der 
Gewerkschaftsbewegung  werden  vom  Arbeitgeberverband  vertreten. 
Es  sind  die  gleichen  Anschauungen,  die  der  Hauptstelle  und  dem 
sie  verwaltenden  Zentralverband  Deutscher  Industrieller  eigen  sind. 
Diese  Anschauungen  dürfen  als  bekannt  vorausgesetzt  werden. 

Der  Arbeitgeberverband  umfaßte  Ende  Januar  1907  590  Mit- 
glieder mit  rund  105000  Arbeitern.  Seine  Macht  hat  er  im  Jahre  1906 
noch  dadurch  zu  stärken  gewußt,  daß  er  mit  dem  Verbände  Nord- 
böhmischer Industrieller  und  dem  Verein  der  Ascher  Textilindustriellen 
in  Asch  in  Böhmen  in  ein  Kartellverhältnis  getreten  ist  zur  gegen- 
seitigen Benachrichtigung  von  eintretenden  unberechtigten  Streiks 
und  verhängten  Sperren.  Die  Mitglieder  sind  ersucht , streikende 
oder  ausgesperrte  Arbeiter  von  Verbandsmitgliedern  nicht  aufzunehmen 
und  sie  nicht  zu  beschäftigen. 

Die  straffe  Organisation,  die  ausgeprägte  Zentralisation,  die 
dem  Deutschen  Textilarbeiterverbande  seine  Macht  verleiht,  findet  im 
Arbeitgeberverbande  das  Pendant.  Die  Verwaltungsvorschriften  des 
letzteren  werfen  in  prägnanter  Form  solch  grelle  Schlaglichter  auf 
das  gegenseitige  Verhältnis,  daß  sie  geradezu  blitzartig  die  Situation 
beleuchten.  So  heißt  es  in  den  Verwaltungsvorschriften : 

„Um  ein  gleichmäßiges  Vorgehen  in  Arbeiterangelegenheiten 
zu  erzielen  und  die  Nachbarbetriebe  nicht  zu  beunruhigen,  ist  es 
Pflicht  eines  jeden  Mitgliedes  des  Verbandes  von  Arbeitgebern  der 
sächsischen  Textilindustrie: 

1.  Prinzipielle  Änderungen  an  den  bisherigen  Arbeitsbedingungen 
und  der  bisherigen  Arbeitszeit  nicht  vorzunehmen,  ohne  sich  vorher 
mit  der  betreffenden  Orts-  oder  Branchengruppe,  welcher  es  an- 
gehört, ins  Einvernehmen  gesetzt  zu  haben. 

2.  Gemäß  § 8 der  Satzungen  sind  die  Verbandsmitglieder  ver- 
pflichtet, den  Vorstand  von  in  ihren  Betrieben  drohenden  oder  aus- 
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gebrochenen  Arbeitsschwierigkeiten  sofort  zu  benachrichtigen.  Die 
Anzeige  ist  schriftlich  zu  wiederholen  unter  Angabe 

a)  der  unmittelbaren  Ursache  des  Streiks, 

b)  der  Forderungen  der  Beschwerden  der  Arbeiter  und  deren 
Begründung, 

c)  etwaiger  Nebenumstände,  betriebsfremde  Agitatoren  u.  dgl. 

Mit  der  Anzeige  einzuwenden  ist : 

d)  die  Arbeitsordnung  des  Betriebes, 

e)  eine  Liste  der  ausständigen  Arbeiter, 

f)  eine  Abschrift  der  etwa  schriftlich  eingereichten  Mittei- 
lungen und  Forderungen  der  Arbeiter, 

g)  etwaige  Wünsche,  betreffend  das  Vorgehen  des  Verbandes. 

3.  Sobald  ein  Mitglied  eine  Streitigkeit  mit  seinen  Arbeitern 

dem  Verbandsvorstand  zur  Regelung  unterbreitet  hat,  übernimmt 
dieser  die  Leitung  der  Angelegenheiten,  und  das  Mitglied  hat  sich 
von  da  ab  aller  vom  Vorstand  nicht  gebilligter  Schritte  zu  enthalten, 
wenn  es  nicht  der  Unterstützung  des  Verbandes  verlustig  gehen  will. 

Gelingt  es  dem  Mitgliede,  die  Streitigkeiten  nach  Rücksprache 
mit  dem  Vorstande,  ohne  gegen  die  Satzungen  § 1,  Ziffer  2 und  3,  zu 
verstoßen  und  noch,  ehe  es  zu  einem  Streik  kommt,  zu  begleichen, 
so  hat  dasselbe  eingehend  an  den  Vorstand  zu  berichten,  wie  es  die 
Angelegenheit  erledigt  hat,  insbesondere,  ob  es  den  Arbeitern  irgend- 
welche Konzession  gemacht  hat  oder  ob  der  Einfluß  des  Verbandes 
dabei  maßgebend  gewesen  ist. 

Der  Vorstand  muß  durch  diese  Mitteilung  in  der  Lage  sein, 
etwaigen  Erfolgsberichten  der  gegnerischen  Blätter  in  der  befreun- 
deten Presse  bestimmt  entgegentreten  zu  können.  Insbesondere  hat 
jedes  von  einem  Streik  betroffene  Mitglied  folgende  Vorschriften 
streng  zu  beobachten: 

a)  Bei  Ausbruch  eines  Streiks  erlöschen,  wenn  derselbe  mit 
einseitigem  Kontraktbruch  der  Arbeiter  verbunden,  alle 
etwaigen  früheren  Vereinbarungen  und  gemachten  Zu- 
geständnisse ; 

die  Arbeiterschaft  ist  hierauf  zutreffendenfalls  bestimmt 
aufmerksam  zu  machen; 

b)  niemals  ist  mit  betriebsfremden  Arbeiterführern  zu  unter- 
handeln, sondern  nur  mit  Vertretern  aus  der  eigenen  Arbeiter- 
schaft oder  mit  dieser  selbst  ist  die  Sachlage  zu  besprechen, 
und  zwar  stets  vor  Zeugen; 

c)  ohne  eingeholte  Zustimmung  des  Vorstandes  bzw.  des 
Streikausschusses  sind  keine,  wie  immer  gearteten,  Zu- 
geständnisse an  die  Streikenden  zu  machen.  Das  Mitglied 
muß  sich  darauf  beschränken,  etwaige  Vorschläge  der 
Arbeiter  dem  Vorstande  bzw.  dem  Streikausschuß  mitzu- 
teilen ; 
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d)  die  Vermittlung  der  Behörden,  der  Gewerbeschiedsgerichte, 
der  Gewerbeinspektoren  ist  mit  dem  Hinweis  darauf  abzu- 
lehnen, daß  dieses  Sache  des  Verbandes  sei; 

e)  alle  Mitteilungen  über  Streik  an  die  Konkurrenz,  die  Arbeits- 
nachweise, die  Zeitungen,  sowie  etwa  nötige  Berichtigungen 
sind  dem  Vorstande  zu  überlassen; 

f)  es  ist  dem  von  einem  Streik  betroffenen  Mitgliede  nicht 
gestattet,  sich  die  ihm  fehlenden  Arbeitskräfte  durch  Her- 
beiziehung aus  den  Betrieben  von  Verbandsmitgliedern  zu 
verschaffen; 

g)  sämtliche  Verbandsmitglieder  sind  verpflichtet,  die  während 
eines  Streiks  von  dem  Vorstande  bzw.  Streikausschuß  ge- 
troffenen Anordnungen,  soweit  sie  diese  angehen,  zu  be- 
folgen, besonders  wenn  es  sich  um  die  in  § 1 Ziffer  1 vor- 
gesehene Nichtaufnahme  ausständiger  oder  ausgesperrter 
Arbeiter  handelt; 

h)  Arbeitswillige,  die  während  einer  Arbeiterbewegung  ein- 
gestellt sind,  dürfen  während  dieser  Bewegung  und  drei 
Monate  nachher  nicht  ohne  Zustimmung  des  Vorstandes 
entlassen  werden,  sofern  nicht  ein  gesetzlicher  Grund  vor- 
liegt, der  zur  sofortigen  Entlassung  berechtigt.“ 

Diese  Vorschriften  zeigen  so  recht,  welche  Beschränkungen 
sich  die  Textilindustriellen  in  bezug  auf  ihren  Standpunkt  des 
„Herrn  im  Hause“  auferlegt  haben.  Sie  zeigen  den  weitgehenden 
Verzicht  auf  die  eigene,  unabhängige  Festsetzung  der  Arbeits- 
bedingungen, die  allein  zu  normieren  anderseits  als  unveräußerliche 
Notwendigkeit  betont  wird.  Sie  zeigen  aber  auch,  wie  im  Falle  von 
Unruhen  der  einzelne  völlig  ausgeschaltet  wird  und  die  Organisation 
an  seiner  Stelle  handelt.  Es  ist  das  gleiche  Bild,  welches,  wenn  es 
auf  der  Arbeiterseite  zutage  tritt,  so  heftig  geschmäht  wird.  Es  be- 
weist das,  wie  wenig  leider  in  dem  Verhältnis  zwischen  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer  die  gerechte  Erkenntnis  entscheidet,  sondern  daß 
sich  über  diese  die  Macht  des  Stärkeren  hinwegsetzt.  Man  sage 
nicht,  daß  auf  der  einen  Seite  die  Minorität  vergewaltigt  und  ein 
Koalitionszwang  ausgeübt  werde,  während  auf  der  anderen  die  Frei- 
heit der  Entschließung  vorliege,  die  einen  freiwilligen  Verzicht  zum 
Wohle  des  Ganzen  geleistet  habe.  Das  mag  in  vielen  Fällen  richtig 
sein.  Doch  ist  es  anderseits  bei  einem  komplizierten  Wirtschafts- 
leben sehr  leicht,  einen  Druck  auszuüben.  Mindestens  aber  ist  die 
Annahme  und  Durchführung  so  einschneidender  Bestimmungen  wie 
der  genannten  ohne  Druck,  der  zum  Koalitionszwang  wird,  undenk- 
bar. Es  sei  hier  nur  auf  die  Verhandlungen  der  Crimmitschauer 
Trikotagenfabrik  mit  dem  dem  Arbeitgeberverbande  angeschlossenen 
Spinner-  und  Fabrikantenverein  zu  Crimmitschau  und  dem  Arbeit- 
geberverbande selbst,  anläßlich  des  großen  Streiks,  hingewiesen. 
Diese  Firma,  die  dem  Verein  angehörte,  hatte,  als  der  Streik  in 
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Crimmitschau  ausbrach,  gehofft,  von  ihren  Verpflichtungen  entbunden 
zu  werden,  weil  bei  ihr  bereits  die  zehnstündige  Arbeitszeit  bestand. 
Sie  sah  sich  aber  getäuscht.  Die  Firma  führte  dann  einen  heftigen 
Kampf  mit  dem  Arbeitgeberverband  und  dem  Fabrikantenverein. 
Wichtig  ist  in  diesem  Zusammenhänge,  daß  auf  die  Firma  ein  starker 
Koalitionsdruck  ausgeübt  wurde.  Der  Zusammenschluß  der  Arbeit- 
geber ist  durchaus  erwünscht,  er  ist  eine  logische  Folge  der  Ent- 
wicklung. Aber,  was  man  selbst  für  sich  in  Anspruch  nimmt,  sollte 
man  den  Arbeitern  nicht  prinzipiell  absprechen.  Mit  dem  Hinweis 
auf  die  Umsturzpartei,  der  vorwurfsvoll  häufig  herangezogen  wird, 
ist  nichts  getan:  Die  Sicherung  des  Staatswesens  ist  Sache  des 
Staates,  nicht  der  Arbeitgeberverbände. 

Eine  außerordentliche  Stärkung  ihrer  Macht  haben  sich  die 
Arbeitgeberverbände  im  verflossenen  Jahre  durch  die  Einführung  der 
sogenannten  Streikversicherung  verschafft.  Seit  dem  Crimmitschauer 
Streik  war  es  den  Fabrikanten  klar  geworden,  daß  die  gegenseitige 
Unterstützung  nicht  genüge,  und  man  die  aus  Solidarität  geborene 
Wohltätigkeit  durch  feste  Normen  ersetzen  müsse,  die  gleichmäßig 
alle  heranzögen.  Man  wollte  das  Risiko  der  Arbeitseinstellungen 
dem  einzelnen  abnehmen  und  es  auf  die  tragfähigen  Schultern  der 
Arbeitgeberorganisationen,  also  der  Gesamtheit  der  Berufsgenossen 
übertragen,  wie  sich  Dr.  Stresemann  auf  der  Arbeitsnachweis- 
konferenz  zu  Bremen  am  16.  September  1905  ausdrückte.  Die  Wege, 
welche  die  verschiedenen  großen  Arbeitgeberverbände  einschlugen, 
waren  verschieden.  — Der  Verein  Deutscher  Arbeitgeberverbände 
gründete  innerhalb  seines  Mitgliederkreises  Streikentschädigungs- 
gesellschaften, die  nur  den  Zweck  haben,  ihren  Mitgliedern  unter 
gewissen  Voraussetzungen  Entschädigungen  für  diejenigen  Ausfälle 
zu  gewähren,  die  aus  einem  Streik  hergeleitet  sind.  Es  sind  Ver- 
sicherungsgesellschaften, die  jedoch  dem  einzelnen  keinen  klag- 
baren Rechtsanspruch  gewähren  und  damit  auch  nicht  dem  Auf- 
sichtsamt für  Privatversicherung  unterstehen.  Die  Hauptstelle 
dagegen  überläßt  es  ihren  schon  existierenden  einzelnen  Arbeit- 
geberverbänden, hinter  denen  dann  die  Hauptstelle  steht,  die  Streik- 
unterstützung in  den  Rahmen  ihrer  Aufgaben  aufzunehmen. 

Nach  der  ersteren  Richtung  nun  war  der  Verband  Sächsischer 
Industrieller,  der,  wie  erwähnt,  dem  Verein  Deutscher  Arbeitgeber- 
verbände angehört,  tätig.  Er  gründete  am  25.  Mai  1906  die  Gesell- 
schaft des  Verbandes  Sächsischer  Industrieller  zur  Entschädigung 
bei  Arbeitseinstellungen,  die  am  1.  Juni  1906  ihre  Tätigkeit  begann 
und  sich  bereits  bewährt  hat.  Die  völlige  Niederlage  der  Arbeiter 
bei  dem  neuerlichen  Streik  in  der  Bürstenindustrie  von  Schönheide, 
an  dem  1000  Arbeiter  beteiligt  waren,  ist  besonders  ihrem  Wirken 
zuzuschreiben.  Die  Textilindustrie  des  Bezirks  dagegen,  die  ja  der 
Hauptstelle  angeschlossen  ist  (der  Fabrikantenverein  der  Stickerei- 
und  Spitzenindustrie  ist  Ende  1905  wegen  zollpolitischer  Differenzen 

v.  Langermann,  Zur  soz.  Lage  d.  sächs.  Textilarbeiter.  7 
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jedoch  aus  dem  Zentralverbande  Deutscher  Industrieller  ausgetreten), 
gehört  dem  von  der  Hauptstelle  gebildeten  Schutzverbande  gegen 
Streikschäden  an.  Ein  Rechtsanspruch  auf  die  Gewährung  einer 
Versicherungssumme  besteht  auch  hier  nicht. 

Der  Zusammenschluß  der  Arbeitgeber  würde  nur  unvollständig 
dargestellt  sein,  wenn  nicht  noch  eines  Momentes  gedacht  würde, 
das  besonders  geeignet  ist,  der  Energie  der  Arbeitgeberorganisationen 
der  Textilindustrie  den  Ansprüchen  der  Arbeiter  gegenüber  eine 
Basis  zu  geben.  Es  ist  dies  die  Einführung  der  einheitlichen  Streik- 
klausel für  die  gesamte  deutsche  Textilindustrie.  Nach  langem  Ver- 
handeln ist  eine  Einigung  zunächst  zwischen  den  Spinnereien  und 
den  Webwarenfabrikanten  zustande  gekommen.  Für  den  Bezirk  ist 
besonders  wichtig  der  Abschluß  zwischen  den  vereinigten  Verbänden 
Sächsisch-Thüringischer  Webereien,  E.  V.  und  Elsässischer  Wollwebe- 
reien E.  V.  einerseits  und  dem  Verein  Deutscher  Wollkämmer  und 
Kammgarnspinner  anderseits.  Besondere  Schwierigkeiten  bot  es,  eine 
Einigung  nun  auch  mit  den  Grossisten  und  den  Abnehmern  aus  der 
Konfektion  zu  finden.  Jedoch  haben  auch  hier  noch  in  den  letzten  Tagen 
die  Verhandlungen  zu  einem  Resultat  geführt,  so  daß  nunmehr  für 
Lieferanten  und  Abnehmer  der  gesamten  deutschen  Textilindustrie 
eine  einheitliche  Streikklausel  zur  Aufstellung  gekommen  ist.  Die 
Arbeitgeber  hoffen  damit,  die  drohenden  Schäden  der  Ersatzverpflich- 
tungen, die  so  oft  die  Unternehmer  zum  Nachgeben  dem  Drucke 
der  Arbeiter  gegenüber  gezwungen  haben,  zu  beseitigen.  Erst  die 
Zeit  kann  es  lehren,  ob  das  vorgesehene  Schiedsgericht  den  Hoff- 
nungen entsprechen  und  imstande  sein  wird,  die  unter  heutigen  Ver- 
hältnissen als  Härte  empfundenen  Mängel  der  Gesetzgebung  zu  be- 
seitigen. 


Schlußbetrachtung. 

Aus  dem  bisher  Gesagten  geht  hervor,  daß  sich  im  Bezirk 
starke  Arbeitgeberorganisationen  der  Entwicklung  der  Gewerkschafts- 
bewegung feindlich  gegenüber  stellen.  Eine  langsame  Änderung  wäre 
nur  zu  erreichen,  wenn  es  gelänge,  die  Arbeiterbewegung  in  ein 
anderes  Fahrwasser  zu  leiten  und  sie  dem  Einflüsse  der  Sozialdemo- 
kratie zu  entziehen.  Daß  dieses  Ziel  erreichbar  ist,  dazu  ist  Hoff- 
nung vorhanden.  Es  ist  m.  E.  nur  eine  Frage  der  Zeit,  daß  die  Ge- 
werkschaftsbewegung die  Sozialdemokratie  überflügeln  wird,  und  in 
dem  Maße,  wie  sie  wächst,  wird  sie  die  Sozialdemokratie  als  Hemm- 
schuh empfinden,  der  ihr  noch  dazu  viel  Geld  kostet.  Eine  die  vor- 
handene Gesellschaftsordnung  negierende  Partei  kann  wohl  eine  poli- 
tische sein,  niemals  aber  eine  wirtschaftliche,  wenigstens  nicht  für 
längere  Zeit.  Gegen  diese  Tatsache  werden  sich  auch  die  soziali- 
stischen Führer  des  Deutschen  Textilarbeiterverbandes  vergebens 
stemmen.  Der  Partei  liegt  im  Interesse  der  Erreichung  ihrer  poli- 
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tischen  Ziele  nichts  an  gut  situierten  Arbeitern,  während  die  Gewerk- 
schaft solche  schaffen  will.  Deshalb  ist  die  Partei  prinzipielle  Geg- 
nerin des  Akkordlohns  und  der  Tarifverträge.  Wo  sie  oder  soziali- 
stische Gewerkschaftsführer  dafür  eintreten,  sind  sie  die  Geschobenen. 
In  dem  Maße,  in  dem  die  Lage  der  Arbeiter,  den  modernen  Empfin- 
dungen der  öffentlichen  Meinung  von  Gerechtigkeit  und  Moral  gemäß 
gehoben  wird,  muß  der  unmoderne  Marxismus  und  die  Partei  in  ihrer 
jetzigen  Struktur  die  Herrschaft  über  die  Arbeitermassen  verlieren. 

Auf  die  vielen  Anzeichen  einer  Spaltung  zwischen  Sozialdemo- 
kratie und  Gewerkschaftsbewegung  und  zwischen  den  verschiedenen 
Strömungen  innerhalb  der  sozialdemokratischen  Partei  kann  im  Rahmen 
dieser  Arbeit  nicht  eingegangen  werden. 

Jedoch  die  Anerkennung  der  Gewerkschaftsbewegung  seitens 
der  Arbeitgeber  wird  von  Tag  zu  Tag  dringender.  Wie  es  scheint, 
geht  der  Lauf  der  Entwicklung  dahin,  daß  unter  Umgehung  aller 
sonstiger  Faktoren  die  gegenseitigen  Beziehungen  direkt  von  Organi- 
sation zu  Organisation  geregelt  werden.  Die  wenig  erfolgreiche  Tätig- 
keit der  Arbeiterausschüsse,  Einigungsämter  usw.  im  jetzigen  Inter- 
regnum ist  auf  die  gespannte  gegenseitige  Stellungnahme  zurück- 
zuführen. Denn  alle  diese  Institutionen  sind  ja  auf  der  Harmonie 
beider  Teile  aufgebaut;  wo  diese  fehlt,  können  sie  ersprießliche  Re- 
sultate nicht  zeitigen. 

Die  Tätigkeit  der  Arbeiterausschüsse  im  Sinne  des  § 134  derG.-O. 
in  den  Textilfabriken  des  Bezirks  ist  eine  sehr  geringe.  Die  nötige 
Unabhängigkeit  ist  nicht  vorhanden.  In  vielen  Fabriken  existiert  kein 
Ausschuß.  Die  Arbeiterschaft  verhält  sich  häufig  gleichgültig.  Nach 
den  allgemeinen  Bestimmungen  des  Generaltarifs  des  Verbandes 
Sächsich-Thüringischer  Webereien  ist  die  Arbeitervertretung  besonders 
geregelt.  Doch  sind  infolge  der  Unselbständigkeit  der  Vertreter  dem 
Arbeitgeber  gegenüber,  auch  hier  die  Arbeiterausschüsse  ziemlich 
eingeschlafen;  die  Arbeiter  machen  von  diesen  Institutionen  kaum 
Gebrauch. 

Anders  dagegen  im  nahen  Glauchau  und  Meerane,  wo  seit  dem 
letzten  Lohnkampf  1905  eine  Schlichtungskommission  als  Schieds- 
gerichtbesteht, die  zu  gleichen  Teilen  aus  Unternehmern  und  Arbeitern 
zusammengesetzt  ist,  mit  einem  unparteiischen  Vorsitzenden.  Diese 
Institution  hat  auf  beiden  Seiten  große  Anerkennung  gefunden. 

Auch  die  Erfolge  der  Einigungsämter  im  Bezirk  sind  aus  den 
genannten  Gründen  sehr  gering.  Bei  den  großen  Arbeiterbewegungen 
haben  sie  völlig  versagt.  Überhaupt  scheinen  die  Gewerbegerichte 
sehr  unter  den  heutigen  Verhältnissen  zu  leiden.  So  waren  nach  dem 
statistischen  Jahrbuch  für  das  Königreich  Sachsen  Klagen  anhängig 
gemacht  am  Gewerbegericht: 
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aus  dem  schwindenden  Anteil  an  den  Wahlen  hervorgeht.  Daß  der 
Gewerberichter  in  Plauen  zugleich  Syndikus  eines  Arbeitgeberver- 
bandes, des  Fabrikantenvereins  der  Stickerei-  und  Spitzenindustrie,  ist, 
kann  nicht  gutgeheißen  werden.  Auch  die  größte  Unparteilichkeit 
wird  dem  Arbeiter  das  Mißtrauen  nicht  nehmen.  Der  feindlichen 
Agitation  wird  durch  solche  Maßnahmen  Tor  und  Tür  geöffnet. 

Was  die  Festsetzung  der  Arbeitsverträge  anbetrifft,  so  ist  diese 
hier  in  der  Textilindustrie  fast  ausschließlich  Sache  des  betreffenden 
Arbeitgebers  und  Arbeiters.  Es  haben  sich  dadurch  innerhalb  eines 
Produktionsgebietes  außer  anderen  Mängeln  hohe  Lohnschwankungen 
herausgebildet.  Viele  Kontraktbrüche,  eine  starke  Arbeiterfluktuation 
sind  die  Folge.  Wenn  nun  auch  bei  der  Vielgestaltigkeit  der  hiesigen 
Textilindustrie  eine  große  Vielseitigkeit  der  Produktionsverhältnisse 
vorhanden  ist,  so  ist  das  Generelle  doch  bald  herausgefunden.  Die 
verschiedenen  Industriedistrikte  haben  sich,  je  nachdem  Produktion 
und  Arbeitsmethode  auf  gleicher  Basis  beruhen,  lokal  getrennt.  Beim 
Vorhandensein  kollektivgeregelter  Arbeitsbedingungen  würde  in  die 
ganze  Textilindustrie  ein  Zng  größerer  Stabilität  kommen,  der  beiden 
Teilen  frommt,  der  den  Arbeitern  eine  gleichmäßigere  Lebenshaltung, 
den  Fabrikanten  eine  gleichmäßigere  Produktion  gewährleisten  und 
Arbeiterverhältnisse  schaffen  würde,  die  den  Kalkulationen  der  Unter- 
nehmer eine  genügende  Basis  geben  würden,  deren  Bedeutung  ja 
gerade  hier  bei  steigender  Konjunktur  nicht  hoch  genug  anzuschlagen 
ist.  Der  Arbeitgeber  brauchte  nicht  zu  befürchten,  daß  ihm  sein 
Nachbar,  der  etwas  mehr  bietet,  die  besten  Kräfte  abwendig  macht, 
der  Schmutzkonkurrenz,  die  ja  auch  hier  bisweilen  so  üppige  Blüten 
hervorgebracht  hat,  würde  der  Boden  abgegraben  werden.  Der 
Arbeiter  hätte  nicht  so  unter  den  Lohnverkürzungen  der  flauen  Zeit 
zu  leiden. 

Den  Einwendungen  der  Arbeitgeber,  daß  auch  sie  von  der 
Saison  und  Konjunktur  abhängig  seien , ist  zu  erwidern,  daß  die 
Lohnverkürzungen  volkswirtschaftlich  nur  dann  zu  vertreten  wären, 
wenn  die  Arbeiterlöhne  entsprechend  den  hohen  Konjunkturgewinnen 
und  darüber  hinaus,  unter  Berücksichtigung  der  im  Preise  gestiegenen 
Ware  „Arbeit“,  mitgestiegen  wären.  Da  das  in  diesem  Maße  nur 
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selten  der  Fall,  ist  der  Druck  nach  unten  nur  im  beschränkten  Maße 
anzuerkennen. 

Aus  solchen  Erwägungen  heraus  ist  man  denn  auch  auf  einigen 
Seiten  an  eine  Änderung  der  bestehenden  Verhältnisse  im  Sinne 
einer  Vereinfachung  und  mehr  einheitlichen  Behandlung  der  Arbeits- 
bedingungen herangegangen.  Der  Verband  Sächsisch-Thüringischer 
Webereien  hat  einheitliche  Akkordlohnsätze  aufgestellt.  Er  hat  eine 
für  den  ganzen  Verband  geltende  gemeinsame  Arbeitsordnung  und 
einheitliche  Bestimmungen  zum  Generaltarif,  der  in  seiner  neuen 
Form  ab  1.  Januar  1907  in  Gültigkeit  ist,  geschaffen,  wodurch  das 
Arbeitsverhältnis  genau  geregelt  wird.  Ein  Eingehen  auf  den  Tarif, 
der  über  2000  Positionen  enthält,  und  die  allgemeinen  Bestimmungen 
ist  hier  nicht  angängig.  Die  Mitglieder  des  Verbandes  sind  ver- 
pflichtet, diesen  Bestimmungen,  wie  ihren  sonstigen  gegenseitigen 
Vereinbarungen,  zu  deren  Durchführung  Wechsel  in  je  nach  der 
Stuhlzahl  variierender  Höhe  hinterlegt  sind,  nachzukommen. 

Dieser  Tarif,  nach  dem  die  gesamte  Kammgarnweberei  in  Wolle 
und  Halbwolle  Sachsens  und  Thüringens  mit  etwa  35000  Stühlen 
arbeitet  — nur  einige  Outsider  bestehen  — , hat  sich  außerordentlich 
gut  bewährt.  Er  hat  die  genannten  Mißstände  beseitigt  und  Unter- 
nehmer und  Arbeiter  befriedigt.  Ein  größerer  Arbeitgeber  drückte 
sich  mir  gegenüber  so  aus:  „Jede  Übervorteilung  des  Arbeiters 
seitens  des  Arbeitgebers  ist  ausgeschlossen,  die  Fabrikanten  wieder, 
die  sich  durch  die  Tarifierung  der  auswärtigen  Konkurrenz  gegenüber 
benachteiligt  fühlen,  haben  zur  Kalkulation  eine  feste  Basis  und  sind 
alle  der  Scherereien  überhoben,  die  früher  fortgesetzt  mit  den  Ar- 
beitern bestanden.  Das  Arbeiten  ist  einfacher  geworden  und  Diffe- 
renzen kommen  so  gut  wie  gar  nicht  mehr  vor.  Also  es  ist  die  Er- 
leichterung im  Zusammenarbeiten,  die  den  Fabrikanten  den  Tarif 
sympathisch  macht.“ 

Ferner  ist  zu  erwähnen  der  Lohntarif  nebst  den  wenigen  all- 
gemeinen Bestimmungen,  den  die  Ortsgruppe  Reichenbach-Mylau- 
Netzschkau-Unterheinsdorf  und  Friesen,  der  mit  dem  obengenannten 
Verbände  in  Kartell  stehenden  Sächsisch-Thüringischen  Färbervereini- 
gung in  Verbindung  mit  der  Streichgarnfärber-Vereinigung  des  gleichen 
Gebietes,  als  Mindestzeitlohntarif  am  25.  Februar  1907  eingeführt  hat. 

Die  gemeinsame  Aufstellung  der  Arbeitsbedingungen  seitens 
der  Arbeitgeber  hat  in  großen  Kreisen  der  Textilindustrie  des  Be- 
zirkes nur  wenig  oder  noch  keinen  Boden  gefunden.  In  noch 
geringerem  Maße  gilt  das,  soweit  bei  deren  Bestimmung  und 
Durchführung  die  Mitarbeit  der  Arbeitnehmer  in  Frage  kommt.  Es 
ist  das  bei  den  Anschauungen  der  Industriellen  und  des  Arbeitgeber- 
verbandes und  deren  Stellung  gegenüber  dem  Arbeiterzusammen- 
schluß und  der  Gewerkschaftsbewegung  nicht  anders  denkbar.  Daher 
ist  denn  auch  für  Tarifgemeinschaften  hier  noch  kein  günstiger 
Boden.  Gerade  in  der  Textilindustrie  sind  ja  infolge  der  vielen  un- 
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qualifizierten  Arbeiter,  der  starken  Frauen-  und  Kinderarbeit,  der 
Vielgestaltigkeit  der  verfertigten  Artikel  überhaupt  relativ  wenige 
Tarifgemeinschaften  zu  finden,  wie  das  Geheimrat  Leo  nachweist.  Es 
sei  jedoch  hier  gesagt,  daß  die  Tarifgemeinschaften  seitens  der  Ge- 
lehrten und  Behörden,  besonders  auch  der  badischen  und  württem- 
bergischen  Gewerbeinspektionen,  seitens  der  Presse  aller  Partei- 
schattierungen, von  der  Kreuzzeitung  bis  zu  linksliberalen  Blättern 
als  ein  hervorragendes  Friedensinstrument  erkannt  worden  sind. 

Im  Bezirk  besteht  bisher  nur  eine  textilindustrielle  Tarifgemein- 
schaft, wie  sie  in  dem  zwischen  der  Lohnkommission  des  Fabrikanten- 
vereins der  Spachtel-  und  Tambourindustrie  und  den  im  Verbände 
der  deutschen  Textilarbeiter  organisierten  Tambourierern  geschlos- 
senen Tarifverträge  zum  Ausdruck  kommt.  Der  Vertrag  ist  seit  dem 
1.  April  1907  in  Kraft.  Beteiligt  sind  etwa  2000  Arbeiter.  Er  regelt 
zunächst  die  Stücklohnsätze.  Die  Arbeitszeit  darf  täglich  nur  10  Stunden 
betragen.  Die  Überstunden  sind  besonders  geregelt,  doch  sollen  pro 
Jahr  nicht  mehr  als  6 Wochen  und  pro  Tag  nicht  mehr  als  eine 
Stunde  Überarbeit  zulässig  sein.  In  den  Betrieben  mit  größerer  Ar- 
beiterzahl wird  je  ein  von  den  Arbeitern  gewählter  Ausschuß  an- 
erkannt; bei  vorkommenden  Streitigkeiten  tritt  die  beiderseitige 
Organisation  in  Tätigkeit.  Sache  der  Organisation  ist  es  auch,  in 
zweifelhaften  Fällen  festzustellen,  ob  die  Lohnsätze  und  sonstigen 
Abmachungen  auch  innegehalten  werden.  Das  Wirken  der  Tarif- 
gemeinschaft kann  leider  bei  der  bisherigen  geringen  Lebensdauer 
derselben  noch  nicht  kritisch  gewürdigt  werden. 


Schluß. 

Aus  der  Untersuchung  ist  mit  Genugtuung  zu  konstatieren,  daß 
sich  die  Lebenshaltung  der  Textilarbeiter  des  Bezirks  auf  einer 
steigenden  Linie  befindet.  Großen  Einfluß  hat  die  dauernd  gute 
Konjunktur  gehabt.  Doch  gebührt  ein  großes  Verdienst  auch  dem 
Wirken  der  Sozialreform.  Es  ist  versucht  worden,  dem  Einwirken 
derselben  in  seinen  wichtigsten  Erscheinungsformen  nachzugehen. 
Es  hat  sich  dabei  aber  auch  herausgestellt,  daß  die  Sozialreform 
noch  hohe  Pflichten  zu  erfüllen  hat  und  die  Arbeit  nicht  ruhen 
lassen  darf.  Besonders  auch  auf  dem  Gebiete  der  Arbeiterversiche- 
rung wird  man  auf  dem  bisherigen  Wege  fortschreiten  müssen.  Das 
Schlagwort  von  der  Konkurrenzunfähigkeit  der  deutschen  Industrie 
wird  je  länger,  desto  mehr  ad  absurdum  geführt.  Es  hieße  eine 
alltägliche  Erfahrung  wiederholen,  sollte  auch  hier  noch  darauf  hin- 
gewiesen werden,  daß  seit  und  unter  dem  Einfluß  der  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung die  deutsche  Industrie  ihren  glänzenden  Aufschwung 
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genommen  hat.  Maßgebende  Großindustrielle  wie  Rösicke  und 
Freiherr  v.  Stumm  haben  auf  diese  Parallele  im  Reichstage  wieder- 
holt hingewiesen.  Der  Verband  Sächsischer  Industrieller  hat  es  klar 
ausgesprochen1),  daß  die  kaiserliche  Politik,  die  in  der  Botschaft 
vom  17.  November  1881  und  dem  Erlaß  vom  4.  Februar  1890  in 
ihrer  Grundanschauung  zum  Ausdruck  kommt,  „die  Keime  einer 
großen  zukünftigen  Entwicklung  in  sich  trägt“.  Es  muß  auch  be- 
sonders in  Betracht  gezogen  werden,  daß  die  Riesenvermögen  der 
Arbeiterversicherung,  besonders  nach  der  gemeinnützigen  Seite  hin, 
zu  einem  eminent  bedeutenden  Faktor  in  unserem  Wirtschaftsleben 
geworden  sind. 

Anderseits  ist  es  notwendig,  daß  die  Arbeitgeber  den  Arbeitern 
entgegenkommen  im  Sinne  der  Erwägungen  des  zweiten  Teiles  dieser 
Arbeit.  Es  ist  dort  versucht  worden,  ein  solches  Entgegenkommen 
zu  erleichtern. 

In  dem  zielbewußten  Walten  der  Sozialreform  und  der  gegen- 
seitigen Anerkennung  von  Arbeitgeber  und  -nehmerorganisationen 
sind  meines  Erachtens  die  beiden  wichtigsten  Faktoren  gegeben,  das 
Niveau  der  Textilarbeiter  zum  Wohle  der  Volkswirtschaft  zu  heben. 


1 ) Sonderausgabe  des  Verbandsorgans  „Sächsische  Industrie“  vom 
16.  Januar  1907,  S.  7.  * 
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